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Aspekte der Vergangenheitsbewältigung der deutschen Justiz 
während der Besatzungszeit 1945-1949 

Der Nürnberger Prozeß gegen 24 „Hauptkriegsverbrecher" lief im März 1946 seit 
fünf Monaten und warf Schlagzeilen in der Presse1. In der US-Zone war unterhalb der 
Ebene dieses gemeinsamen Musterprozesses der vier Siegermächte von amerikani­
schen Militärgerichten niederen Ranges am Ort des ehemaligen Konzentrationslagers 
Dachau schon im Herbst 1945 eine lange Serie von Prozessen gegen Hunderte sonsti­
ger deutscher Kriegsverbrecher eröffnet worden2. In der britischen Zone hatte ein 
Militärgericht in Lüneburg nach zweimonatiger Verhandlung bereits am 17. Novem­
ber 1945 gegen 44 ehemalige SS-Angehörige der Konzentrationslager Bergen-Belsen 
und Auschwitz harte Urteile, darunter elf Todesurteile, gefällt3. Die Franzosen hatten 
in Rastatt ein oberstes Militärgericht (Tribunal General) gebildet, das im Frühjahr 
1946 u. a. gegen das Personal des Gestapogefängnisses und Arbeitslagers Neue 

1 Vgl. dazu Bradley F. Smith, Der Jahrhundert-Prozeß. Die Motive der Richter von Nürnberg -
Anatomie einer Urteilsfindung, Frankfurt 1977, und weitere dort angegebene Literatur. 

2 Eine aufschlußreiche Bilanz der Tätigkeit der Dachauer US-Militärgerichte, deren umfangreiche 
Akten (in den National Archives, Washington) bisher noch nicht systematisch ausgewertet wor­
den sind, enthält der diesem Aktenkomplex entstammende Bericht des US Deputy Judge Advo-
cate for War Crimes, Oberstleutnant S. E. Straight, vom 29. 8.1948 (Kopie im IfZ: Fg 16). Aus 
diesem Bericht geht unter anderem hervor, daß bis Ende Juni 1948 von den Dachauer US-Militär-
Tribunalen (im Jahre 1947 waren zeitweise 8 Tribunale parallel tätig) nicht weniger als 489 
Verfahren zur Hauptverhandlung gelangten, darunter zahlreiche Verfahren gegen SS-Personal der 
Lager Dachau, Buchenwald, Mauthausen, Flossenbürg, aber auch z. B. gegen das Personal der 
Euthanasie-Anstalt Hadamar; schließlich vor allem größere Prozesse wegen der Tötung amerika­
nischer Kriegsgefangener (z. B. der sog. Rüsselsheim-Prozeß wegen der Ermordung abgeschosse­
ner amerikanischer Piloten oder der sog. Malmedy-Prozeß gegen Angehörige einer SS-Einheit, die 
während der deutschen Ardennenoffensive amerikanische Gefangene getötet hatten). Diesem 
Bericht zufolge wurden von den Dachauer Militärtribunalen bis Ende Juni 1948 insgesamt 1672 
Personen angeklagt, 126 von ihnen zum Tode verurteilt und 256 freigesprochen. Die Abweichun­
gen dieser Zahlenangaben (besonders auffällig bei den Todesurteilen) von den späteren Angaben 
des Bundesjustizministeriums (vgl. Anm. 4) lassen sich mit Hilfe unserer Unterlagen nicht auf­
klären. 

3 Anders als in der US-Zone, wo die Kriegsverbrecherprozesse vor US-Militärtribunalen auf die 
bekannten 12 Musterprozesse in Nürnberg (Wilhelmstraßen-Prozeß, OKW-Prozeß, Juristen-Pro-
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Bremme bei Saarbrücken verhandelte, wo französische Häftlinge mißhandelt worden 
und umgekommen waren4. 

Von der sowjetischen Zone hörte man, daß die Gefängnisse und Lager der NKWD 
mit Tausenden verhafteter Funktionäre des NS-Regimes gefüllt seien, von denen ein 
großer Teil erst nach Gründung der DDR den deutschen Behörden übergeben und in 
einer Serie von Schnellprozessen (Waldheim-Prozesse) von linientreuen Staatsanwäl­
ten und Volksrichtern der DDR-Justiz abgeurteilt werden sollten5. 

Und auf Ersuchen polnischer, jugoslawischer, tschechischer, französischer u. a. aus­
ländischer Behörden wurden gleichzeitig aufgrund der Kriegsverbrecher-Listen der 
United War Crimes Commission6 aus den Internierungslagern auch der Westzonen 
laufend Personen ausgeliefert, die verdächtig waren, in den ehemals von Deutschland 

zeß, Einsatzgruppen-Prozeß, IG-Farben-Prozeß u. a., vgl. Trials of War Criminals before the 
Nuernberg Military Tribunals under Control Council Law No. 10, Vol. I—XI, - Nuernberg 
1946-April 1949) und die Dachauer Prozesse konzentriert waren, verteilten sich die 1945-1948 
von britischen Militärgerichten geführten Kriegsverbrecher-Prozesse auf verschiedene Orte der 
britischen Zone. Das „Belsen-Trial" in Lüneburg war eines von einer Serie früher Hauptverfah­
ren, die später auch für die Öffentlichkeit dokumentiert wurden; vgl. die bei William Hodge u. 
Co. in London zwischen 1948-1952 herausgegebene 9-bändige War Crimes Trials Series. Die 
Publikation über das Belsen-Trial erschien 1949 als Band II dieser Reihe. Weitere Einzelbeispiele 
für den insgesamt systematisch noch nicht erforschten Komplex dieser Verfahren enthalten die 
von der Londoner United Nations War Crimes Commission in 15 Bänden zwischen 1947—1949 
herausgegebenen Law Reports on Trials of War Criminals sowie auch der von der britischen 
Kontrollkommission seit Juni 1946 herausgegebene „Monthly Report", insbes. die Sparte 
„Legal". 

4 Vgl. dazu das ab Mai 1946 monatlich herausgegebene Bulletin Mensuel du Commandement en 
Chef Francais en Allemagne, dort insbesondere die regelmäßige Berichterstattung der Direction 
Generale de la Justice. Das seit Frühjahr 1946 geführte Verfahren gegen Aufsichtspersonal des 
Lagers Neue Bremme wurde vom Rastatter Tribunal General am 5. 6. 46 mit 14 Todesurteilen 
abgeschlossen. Vgl. „Bulletin Mensuel" für Juni 1946, S. 21 . In dem „Bericht über die Verfolgung 
von nationalsozialistischen Straftaten", den der Bundesminister der Justiz am 26. 2. 1965 dem 
Bundestag vorlegte (Deutscher Bundestag / 4. Wahlperiode, Drucksache rV/2823), finden sich 
folgende zusammenfassende Zahlenangaben über die von den drei westlichen Besatzungsmächten 
in Deutschland bis 1949 durchgeführten Kriegsverbrecherprozesse: US-Zone: Verfahren gegen 
1941 Personen (1517 Verurteilungen, davon 324 Todesurteile); britische Zone: Verfahren gegen 
1085 Personen, wobei 240 Todesurteile gefällt wurden; französische Zone: Verfahren gegen 
2107 Personen, wobei 104 Todesurteile gefällt wurden. Vgl. zu dem Komplex auch Adalbert 
Rückerl, Die Strafverfolgung von NS-Verbrechen 1945-1978. Eine Dokumentation, Heidelberg/ 
Karlsruhe 1979, S. 25 ff. 

5 Rückerl, a. a. O., Seite 73. 
6 Vgl. History of the United Nations War Crimes Commission and the development of the laws of 

war, herausgegeben von der War Crimes Commission, London 1948. Die Akten der UNWCC in 
den United Nations Archives sind auch erschlossen durch einen „Guide to the Records of the 
United Nations War Crimes Commission, 1943-1948". Diese Akten enthalten die wahrschein­
lich umfangreichste Sammlung der in den vier Zonen und außerhalb Deutschlands gegen deutsche 
Kriegsverbrecher bis 1948 durchgeführten Prozesse. In den Akten befindet sich auch das Central 
Registry of War Criminals and Security Suspects (CROWCASS), das bis 1945 in Paris stationiert 
war und später der Zuständigkeit des Alliierten Kontrollrats unterstellt wurde. 
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besetzten Ländern an Gewaltmaßnahmen gegenüber der Zivilbevölkerung beteiligt 
gewesen zu sein. 

Von den Deutschen aber, die unter dem NS-Regime gelitten hatten, war in dieser 
Anfangsphase alliierter Strafverfolgung von NS-Verbrechen kaum die Rede, wenn­
gleich das Kontrollratsgesetz Nr. 10 vom 20.12.1945 den Zonenbefehlshabern die 
Möglichkeit eingeräumt hatte, die Strafverfolgung von „Crimes against humanity", 
die an Deutschen begangen worden waren, der deutschen Justiz zu übertragen. Die im 
Zusammenhang mit der Reorganisation der deutschen Justiz (aufgrund des Kontroll­
ratsgesetzes Nr. 4 vom 20.10.1945) ausdrücklich nicht vorgesehene Wiedererrich­
tung des Reichsgerichtes und die in der sowjetischen Zone schon im Spätsommer 
eingerichtete zentrale deutsche Justizverwaltung ließen im Gegenteil gewärtigen, daß 
auch auf dem Gebiet der Justiz die bereits im Frühjahr 1946 erkennbare zonale 
Zersplitterung weitertreiben würde und schon deswegen für eine eigene und einheitli­
che deutsche strafrechtliche Reinigung von der NS-Vergangenheit wenig Chancen 
bestanden. 

Diese und andere Eindrücke waren es offensichtlich, die die Ministerpräsidenten 
der Länder der britischen und amerikanischen Zone veranlaßten, am 26. März 1946 
eine Eingabe an den Alliierten Kontrollrat in Berlin zu richten, in der sie forderten, 
„daß die Führer des Nationalsozialismus und ihre Helfershelfer wegen der ungeheu­
ren Verbrechen", die sie nicht nur gegen fremde Länder und Nichtdeutsche, sondern 
schon lange vor dem Krieg „gegen das deutsche Volk in seiner Gesamtheit und gegen 
zahlreiche deutsche Einzelpersonen" begangen hätten, vor einem deutschen Gericht 
zur Rechenschaft gezogen werden müßten. Für die neu aufzubauende deutsche Demo­
kratie sei „ein von einem deutschen Gericht ausgesprochenes Urteil" von weit größe­
rer Bedeutung als Urteile der Tribunale der Siegermächte. „Es würde dadurch die 
Legende im Keim erstickt, daß die Kriegsverbrecher zwar von einem Internationalen 
Gerichtshof, aber nicht vom deutschen Volk für schuldig befunden worden sind."7 

Die alliierte Kontrollratsbehörde sah zunächst davon ab, diese - den Gang des 
Nürnberger Prozesses eher störende8 — Eingabe überhaupt zu beantworten. Als sie 
Anfang Oktober 1946, bei Abschluß des Nürnberger Prozesses, wiederholt wurde 
und ähnliche Adressen von deutschen demokratischen Organisationen und Politikern, 
darunter auch ein Schreiben Kurt Schumachers vom 2.10.1946, beim Kontrollrat 

7 Voller Text u. a. in: „Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik 1945-1949", Bd. I, München 
1976, S. 925 f. (mit den interessanten Erörterungen der Ministerpräsidenten der britischen und 
amerikanischen Zone bei ihrer Bremer Zusammenkunft am 4./5.10. 1946). 

8 Ein „briefing" der amerikanischen Sektion der Rechtsabteilung (Legal Directorate) der Allied 
Control Authority (A.C.A.) für die Behandlung der Adresse der Ministerpräsidenten durch Gene­
ral Clay im Coordinating Committee der A.C.A. stellte als wesentlichen Inhalt der Eingabe die 
Forderung heraus, „to permit the major war criminals now on trial in Nuremberg to be tried by a 
German Court", und empfahl, „that the Coordinating Committee deny the request in this resolu-
tion"; vgl. Akten des Office of Military Government United States (OMGUS) — künftig zit. als 
„OMGUS-Akten" - , 2/101 - 1/4 (die Ziffern bezeichnen innerhalb des inzwischen verfilmten 
und auch im IfZ in Mikrofiche vorhandenen OMGUS-Bestandes nacheinander: das shipment, die 
box, den folder). 
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eingingen, reagierten die Alliierten recht einsilbig mit der belehrenden Mitteilung 
(„we call to your attention . . . " ) , daß die vorangegangenen Kontrollratsgesetze der 
deutschen Justiz bereits die Möglichkeit eröffnet hätten, gegen bestimmte NS-Verbre­
chen ihrerseits Strafverfolgungen einzuleiten, so daß kein Grund bestehe, „to recom-
mend the establishment of a new German court for the trial of German war crimi-
nals"9. 

Wie ernstgemeint oder wie deklamatorisch diese deutschen Adressen auch einzu­
schätzen waren, der Vorgang beleuchtet doch klar: Zu diesem Zeitpunkt jedenfalls 
war den Deutschen eine souveräne strafrechtliche Selbstreinigung von der NS-Vergan­
genheit noch nicht gestattet, sondern allenfalls eine Mitwirkung unter Aufsicht der 
Militärregierungen und im Rahmen der neuen alliierten Rechtssetzung eingeräumt. 

Damit ist ein wesentlicher Aspekt des Themas bezeichnet, das im Folgenden aus­
führlich erörtert werden soll und sich in eine ganze Reihe von Einzelfragen auffächert: 
Unter welchen Bedingungen und mit welcher Eigenständigkeit vermochte die kaum 
schon selbst entnazifizierte deutsche Justiz während der Besatzungszeit einen Anfang 
zu setzen bei der Strafverfolgung von NS-Verbrechen, die bis in die Gegenwart hinein 
die Geschichte auch der Bundesrepublik begleitete und ein wesentliches Kriterium 
ihrer rechtsstaatlich-demokratischen Glaubwürdigkeit bildete10? Zu welchen wech­
selseitigen Beeinflussungen, Konflikten oder bloß obstruktiven Abwehrhaltungen 
kam es, wo die deutsche Strafverfolgung von NS-Verbrechen sich mit dem „fremden" 
Recht und dem Rechtswillen der Siegermächte konfrontiert sah oder glaubte? Wie 
gewissenhaft oder nur opportunistisch hielten es beide Seiten, die Besatzungsmächte 
und die deutsche Justiz, mit dieser Aufgabe? 

Bei der Entfaltung dieser und anderer Probleme tritt aber noch ein weiterer gewich­
tiger Aspekt des Themas hervor: In der vielgestaltigen „Vergangenheitsbewältigung", 
die inzwischen selbst eine lange und wandlungsreiche Geschichte hat, kam der -
alliierten und deutschen - Justiz anfangs eine besondere, vorrangige Rolle zu, und 
nicht nur in zeitlicberHinsicht. Die Fülle der historischen Dokumente und Fakten, die 
die frühen alliierten und deutschen NS-Prozesse ans Licht brachten, bildeten eine 
wesentliche Voraussetzung für die auf dieser Quellengrundlage erst später einsetzende 
empirische Zeitgeschichtsforschung über die nationalsozialistische Zeit. Und während 

9 Vgl. dazu die Vorgänge in OMGUS-Akten 2/101 - 104, z. T. abweichend von der freundlicher 
klingenden Reaktion Clays, die in „Akten zur Vorgeschichte . . . " (vgl. Anm. 7), S. 927 dokumen­
tiert ist. Auf britischer Seite ersuchte das Zonal Executive Office der Legal Division am 
28.11.1946 das einige Wochen zuvor errichtete deutsche Zentraljustizamt (ZJA) der britischen 
Zone förmlich um Stellungnahme zu dem Gesuch der Ministerpräsidenten. Der Präsident des 
ZJA, Dr. Kiesselbach, kam nach Beratungen mit anderen hohen Justizbeamten der britischen 
Zone zu der Feststellung, der Vorschlag zur Errichtung eines obersten deutschen Gerichtshofes 
zur Aburteilung der „am deutschen Volk" begangenen Verbrechen sei nicht nur wegen der 
zonalen Zersplitterung unrealistisch, sondern auch weil sich nicht ergründen lasse, auf welchen 
Tatbestand des deutschen Strafrechts „Verbrechen am deutschen Volk" gestützt werden sollten; 
vgl. hierzu Akten des ZJA im Bundesarchiv/Koblenz (BA): Z 21/800, fol. 1-20. 

10 Vgl. dazu die soeben erschienene Schrift von Peter Steinbach, Nationalsozialistische Gewaltver­
brechen. Die Diskussion in der deutschen Öffentlichkeit nach 1945, Berlin 1981. 
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Historiker, Moraltheologen oder Kolumnisten der Zeitungen und Zeitschriften in 
Westdeutschland in den ersten Nachkriegsjahren unter dem Schock der wüsten Hin­
terlassenschaft des Dritten Reiches sich vielfach noch einer „geistigen" Verarbeitung 
der „Deutschen Katastrophe" hingeben konnten, die neben aufrichtiger Betroffenheit 
auch ein gutes Stück Rat- und Hilflosigkeit schon im sprachlich-metaphorischen Um­
gang mit dieser Vergangenheit offenbarte, war die Justiz frühzeitig aus praktisch­
politischen Zwängen veranlaßt, die harten Tatsachen des Geschehens in der NS-Zeit 
in distinkte Begriffe zu fassen. Das gilt nicht nur für die Strafjustiz, wenn von ihr im 
Folgenden auch ausschließlich die Rede sein soll. Die Auseinandersetzung mit der NS-
Zeit mußte nach 1945 auf fast allen Lebensgebieten auch unter rechtlichen Gesichts­
punkten geführt werden. Gesetzgebungs- und Verwaltungsjuristen hatten mit der 
Rechtswirkung von materiellen und immateriellen Verfolgungsschäden zu tun, wor­
aus sich der große Komplex der Rückerstattungs- und Entschädigungsgesetzgebung 
und seiner administrativen und justiziellen Handhabung ergab; sie hatte zu tun mit 
der Eliminierung nationalsozialistischer Elemente im Familien- oder Arbeitsrecht und 
jener institutionellen Gebilde, in denen nationalsozialistische Weltanschauung, auch 
innerhalb der Justiz, Gestalt gefunden hatten, etwa die Erbgesundheitsgerichte oder 
Erbhofgerichte. Auf zahlreichen Gebieten galt es zu unterscheiden und zu entschei­
den, was typisch „nationalsozialistisch" gewesen war und was nicht. Jede dieser 
Entscheidungen barg ein Stück Diagnose des Nationalsozialismus und zugleich ein 
Stück der „Moralität" des nachträglichen Umgangs mit dieser Vergangenheit, ein fast 
noch unbeachtetes weites Feld politischen und rechtlichen Neuanfangs nach 1945. 

Auch unser engeres Thema, die strafrechtliche Selbstreinigung von der NS-Vergan­
genheit, wird unter diesem doppelten Aspekt zu einem erregenden Stoff im Schnitt­
punkt deutscher Zeitgeschichte vor und nach 1945: diagnostisch auf die NS-Zeit 
zurückgewendet, sie in Begriffe fassend und zugleich grund-legend für den rechts­
staatlichen Neubeginn, dessen künftige Entwicklung präjudizierend. Die frühen Zeug­
nisse dieser strafrechtlichen Selbstreinigung sind im Positiven wie im Negativen ein­
drucksvoll und verdienen es, der Vergessenheit entrissen zu werden. Darin liegt eine 
ganz wesentliche Zielsetzung der folgenden Darstellung und ihrer dokumentarischen 
Einschübe. 

Wenn dabei - auch aus Quellengründen - oft nur „Aspekte" der Thematik aufge­
zeigt werden können, so mag das nicht voll befriedigen, aber auch ein Anreiz sein, 
neuen Forschungsfragen weiter nachzugehen. Damit sind zugleich methodische Ziel­
setzungen berührt, die die folgende Darstellung ebenfalls leiten. An unserem Thema 
ist zu exemplifizieren, welche Möglichkeiten sich für einen interzonalen Vergleich der 
Verhältnisse in Nachkriegs-Deutschland trotz aller Quellenlücken immerhin bieten. 
Es gilt ferner, den für die Besatzungszeit so wichtigen Aspekt der Interdependenz von 
Besatzungs- und deutscher Politik wenigstens beispielhaft herauszuarbeiten. Und 
schließlich soll im engeren Bereich unseres Themas die Spruchpraxis der Strafjustiz bei 
NS-Vergehen nicht für sich genommen, sondern in den Zusammenhang sie bedingen­
der Faktoren gestellt werden, zu denen außer den rechtspolitischen Zielsetzungen der 
Besatzungsmacht und ihrem Durchsetzungsvermögen auch die sich aus Entnazifi-
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zierung und Neuorganisation ergebende Struktur der deutschen Justizverwaltung und 
des deutschen Gerichtswesens, ferner- und nicht zuletzt- die Leitfunktion strafrecht­
licher Kommentare und rechtsgelehrter Kontroversen gehören. 

Aus diesen inhaltlichen und methodischen Gesichtspunkten ergibt sich die Gliede­
rung des Beitrages. Auf eine knappe Skizze der allgemeinen besatzungsrechtlichen 
Voraussetzungen und auf Exkurse über Beispiele der frühen Strafverfolgung von NS-
Verbrechen in der sowjetischen Zone sowie der französischen und amerikanischen 
Zone folgt die dichter ausgeführte Darstellung der Verhältnisse in der britischen 
Zone, beginnend mit zwei wichtigen Voraussetzungen: der Organisation und Ausstat­
tung des justizpolitischen Apparates der Besatzungsmacht, der britischen Legal Divi­
sion, und der Entnazifizierung der deutschen Justiz in der britischen Zone. Im um­
fangreichen letzten Abschnitt wird dann eine systematisch angelegte Untersuchung 
der einschlägigen deutschen Justiztätigkeit in der britischen Zone im Kontext der 
Besatzungspolitik versucht. 

1. Allgemeine besatzungsrechtliche Voraussetzungen 
und die Genesis des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 

Zum politischen Rahmen des Anfangs der Selbsttätigkeit der deutschen Justiz bei der 
Strafverfolgung von NS-Verbrechen gehört zunächst und vor allem der bis 1947 
ziemlich ungebrochene Wille der Besatzungsmächte, die Bestrafung der NS-Verbre­
chen, insbesondere soweit sie gegen Staatsangehörige der Siegermächte und Mitglie­
der der Vereinten Nationen begangen worden waren, selbst in der Hand zu behalten. 
In der Einleitung ist dieses weite und problematische Feld, das einer systematischen 
Aufarbeitung durchaus noch entbehrt, angedeutet worden. Es soll und kann hier nicht 
untersucht werden, muß aber vor Augen bleiben: Während der ganzen Zeit, die hier 
zu behandeln ist, bis 1948/49, lag nach Zahl und Bedeutung das Schwergewicht der 
Justiztätigkeit zur Ahndung von NS-Verbrechen bei den Siegermächten, von denen 
diejenigen, die selbst vor 1944/45 besetztes Gebiet gewesen waren (Frankreich, 
UdSSR) einen Teil dieser Prozesse in das eigene Land, an den Tatort, verlagerten, wie 
dies auch in Polen, Jugoslawien, Griechenland, in Belgien, Holland, Norwegen und 
Dänemark geschah. 

Von diesem wichtigen Umfeld abgesehen, war der allgemeine Rahmen für eine 
Beteiligung der deutschen Justiz an der Strafverfolgung von NS-Verbrechen vor allem 
durch eine Reihe von alliierten Gesetzen und Proklamationen bestimmt, die Grund­
sätze und Beschränkungen der deutschen Justiztätigkeit festlegten. Zu nennen sind 
hier besonders das schon unmittelbar nach der Besetzung vom Oberbefehlshaber der 
westlichen Streitkräfte erlassene Militärregierungsgesetz Nr. 1 (Abrogation of Nazi 
Law), später ergänzt durch Kontrollratsgesetz Nr. 1 vom 20. 9.1945. Unter Artikel 
IV. 7 bestimmte das Militärregierungsgesetz11: 

11 Vgl. Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, Nr. 3, S. 1, und Amtsblatt des Kontrollrats in 
Deutschland, Nr. 1, S. 6. 
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„Anklagen dürfen nur erhoben, Urteile nur erlassen und Strafen nur verhängt werden, 
falls ein zur Zeit der Begehung der Handlung in Kraft befindliches Gesetz diese Hand­
lung ausdrücklich für strafbar erklärt." 

In der Kontrollratsproklamation Nr. 3 vom 20 .10 .1945 über die „Grundsätze für die 
Umgestaltung der Rechtspflege" (Amtsblatt des KR, Nr. 1, S. 22) wurde dieser 
Grundsatz noch einmal aufgenommen. Mit ihm sollte das 1935 eingeführte national­
sozialistische Analogie-Prinzip annulliert werden, das die Strafrichter ermächtigt 
hatte, beim Fehlen einer positiv-rechtlichen Strafvorschrift nach dem Grundgedanken 
eines anderen Strafgesetzes oder nach gesundem Volksempfinden zu urteilen. Gerade 
die ausdrückliche Annullierung dezisionistischer Strafrechtsauslegung sollte aber, wie 
wir noch sehen werden, einen wesentlichen Berufungsgrund für die deutsche Nach­
kriegsjustiz gegen die rückwirkende Anwendung vom Besatzungsrecht bilden. Grund­
sätzliche Bedeutung hatte ferner das — nach der durch Militärregierungsgesetz Nr. 2 
zunächst verordneten Schließung sämtlicher deutscher Gerichte - am 30 .10 .1945 
vom Kontrollrat erlassene Gesetz Nr. 4 zur „Umgestaltung des deutschen Gerichtswe­
sens" (Amtsblatt des KR, Nr. 2, S. 26). Den wiederzugelassenen deutschen Amts-, 
Land- und Oberlandesgerichten wurde jegliche Zuständigkeit für strafbare Handlun­
gen, die sich gegen die alliierten Streitkräfte richteten, ebenso untersagt wie für Straf­
taten der NS-Zeit, „die sich gegen Staatsangehörige alliierter Nationen oder deren 
Eigentum" gerichtet hatten. Das Gesetz enthielt außerdem die Generalklausel einer 
Exemtion aller Zivil- und Strafsachen, „die der Zuständigkeit der deutschen Gerichte 
nach Anordnungen der alliierten Militärbefehlshaber entzogen" werden. Außerdem 
sah das Gesetz vor (Art. IV): 

„Zwecks Durchführung der Umgestaltung des deutschen Gerichtswesens müssen alle 
früheren Mitglieder der Nazipartei, die sich aktiv für deren Tätigkeit eingesetzt haben, 
und alle anderen Personen, die an den Strafmethoden des Hitlerregimes direkten Anteil 
hatten, ihres Amtes als Richter und Staatsanwälte enthoben werden und dürfen nicht zu 
solchen Ämtern zugelassen werden." 

Der folgende Art. V, der es in das „Ermessen des Militärbefehlshabers" in jeder Zone 
stellte, diese Grundsätze schrittweise durchzuführen, ließ allerdings auch bereits ah­
nen, wie unterschiedlich die praktischen Konsequenzen aussehen konnten. 

Tatsächlich war die Entnazifizierung der deutschen Justiz in den einzelnen Zonen 
in keineswegs einheitlicher Weise schon unmittelbar nach der Besetzung in Gang 
gekommen und eine Übung entwickelt worden, die kaum noch rückgängig zu machen 
war, als der Kontrollrat später im Jahre 1946 mit den Direktiven Nr. 24 (vom 
12.1 .1946) und 38 (vom 12.10.1946) ausführlichere Vorschriften für die Entnazifi­
zierung erließ, die grundsätzlich auch die Justiz betrafen. 

Entsprechend der meist erst im Spätsommer oder Herbst 1945 begonnenen Wieder­
eröffnung deutscher Gerichte konnten diese sich auch mit der Strafverfolgung von 
NS-Verbrechen frühestens Ende 1945 befassen. Aus verschiedenen Einzelfällen ergibt 
sich der Eindruck, daß lokale Instanzen der Militärregierung in allen vier Zonen und 
auch in den Sektoren von Berlin schon Ende 1945 oder Anfang 1946 ausnahmsweise 
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einzelne von ihnen festgenommene ehemalige NS-Funktionäre der deutschen Justiz 
zur Aburteilung übergaben, insbesondere wenn es sich um Gewalttätigkeiten gegen 
deutsche politische Gegner des NS-Regimes handelte. Eine spätere Bilanz des Bundes­
justizministeriums ergibt, daß bereits in den Jahren 1945/46 von deutschen Gerichten 
in der sowjetischen Zone 129 und in allen drei Westzonen 261 Personen wegen NS-
Verbrechen abgeurteilt wurden12. 

Zu den spektakulärsten Fällen dieser Frühzeit gehörte das Verfahren gegen die 
Goerdeler-Denunziantin Helene Schwärzet, die im Frühjahr 1946 von einem deut­
schen Gericht im französischen Sektor Berlins zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt 
wurde. Starke Beachtung, auch bei den westlichen Besatzungsmächten, fand ferner im 
Frühjahr 1946 das Todesurteil, das ein deutsches Gericht im sowjetischen Sektor 
Berlins gegen einen NS-Funktionär (Karl Kieling) wegen der Ermordung kommunisti­
scher Gegner des NS-Regimes aussprach13. 

Eine Handhabe für solche Ermächtigungen deutscher Gerichte bot, wie schon er­
wähnt, das am 20. Dezember 1945 erlassene Kontrollrats-Gesetz Nr. 10. Wegen sei­
ner Bedeutung für unser Thema müssen wir auf seine Genesis ausführlicher eingehen. 
Wie aus der Literatur über den Nürnberger Prozeß bekannt, war, vor allem auf 
amerikanisches Betreiben, eine Einigung darüber, nach welchen Modalitäten und auf 
welcher Rechtsgrundlage die grundsätzlich von den Alliierten schon bei der Moskauer 
Konferenz Ende Oktober 1943 beschlossene Strafverfolgung deutscher Kriegsverbre­
chen geschehen solle, erst nach Kriegsende in der dafür einberufenen Londoner Kon­
ferenz von Rechtsexperten der vier Besatzungsmächte mühsam zustande gekommen. 
Das Londoner Abkommen vom 8. August 1945 regelte Statut und Verfahren des 
Internationalen Militärtribunals, das am 20. November 1945 in Nürnberg den Prozeß 
gegen die sog. Hauptkriegsverbrecher eröffnete, und legte die drei Verbrechenskate­
gorien fest, über die das Gericht verhandeln sollte: Kriegsverbrechen, Verbrechen 
gegen den Frieden und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Es war ferner beschlos­
sen worden, durch den Nürnberger Gerichtshof auch bestimmte Organisationen des 
Dritten Reiches (SA, SS, NSDAP, Gestapo, SD, Generalstab) anzuklagen; eine Verur­
teilung mußte zur Folge haben, daß schon die Mitgliedschaft in der „verbrecheri­
schen" Organisation strafwürdig war. Auch den Grundsatz der Auslieferung von 
Beschuldigten zwischen den vier Mächten sowie an diejenigen Staaten (Mitglieder der 
Vereinigten Nationen), die während des Krieges von Deutschland besetzt gewesen 
und auf deren Territorium die Verbrechen in erster Linie begangen worden waren, 
hatte das Londoner Abkommen, gemäß den vorangegangenen Absprachen zwischen 
den Alliierten, bestätigt. 

12 Vgl. Anm. 4. 
13 Vgl. dazu u. a. die Stellungnahme in der von der Legal Division der US-Militärregierung herausge­

gebenen Drucksachensammlung „Selected opinions", vol. IV (Zeit vom 15. 5 . -31. 7.1946), 
p.86-89 (IfZ Dk 112.001). Ein anderer früher Fall (11.3.46) der Verurteilung wegen NS-
Verbrechen durch ein deutsches Gericht im sowjetischen Sektor von Berlin spiegelt sich in den 
Akten der britischen Sektion des Legal Directorate des Kontrollrats: „Meetings of the Legal 
Directorate of the Allied Control Authority (Berlin)", 1946; in: Public Record Office, London: 
FO 371/53771. 
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Im übrigen war aber offen gelassen, ob es über diese Grundsätze und den gemeinsa­
men Prozeß der vier Mächte gegen die Hauptkriegsverbrecher hinaus zur Ahndung 
von NS-Verbrechen noch weitere gemeinsame Schritte geben würde. Sowohl die so­
wjetische wie auch die britische Militärregierung ließen, wie wir sahen, von Anfang an 
erkennen, daß sie mit der Strafverfolgung bestimmter skandalöser Vorgänge, wie sie 
z. B. bei der Befreiung von Konzentrationslagern evident geworden waren und die 
Weltöffentlichkeit erregt hatten, keineswegs bis zum Ende des Nürnberger Prozesses 
zu warten gedachten. Infolgedessen zeichnete sich bei der Errichtung des Kontrollrats 
im August 1945, abgesehen vom Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozeß, ein weit­
gehend selbständiges Vorgehen der einzelnen Besatzungsmächte bei der weiteren 
Strafverfolgung von NS-Verbrechen ab. Aus diesem Grunde befaßte sich das Rechts­
direktorium (Legal Directorate) der Allied Control Authority (A. C. A.) schon auf 
seiner zweiten Sitzung am 28. 8.1945 mit der Frage, welche Pflichten sich für den 
Kontrollrat aus dem Londoner Abkommen ergäben. Während der britische Vertreter 
im Legal Directorate, Brigadier Wilberforce, vorschlug, die Frage den Chefs der Mili­
tärregierungen im Coordinating Committee der A. C. A. zu überlassen, die sich nach 
Möglichkeit darauf beschränken sollten, „nur die allgemeinen Maßstäbe für die Be­
handlung von Kriegsverbrechern" aufzustellen und detaillierte Instruktionen den Mi­
litärbefehlshabern in ihren eigenen Zonen zu überlassen, sprach sich der amerikani­
sche Vertreter, Charles Fahy, für eine förmliche Gesetzgebung des Kontrollrats aus 
und kündigte die Vorlage eines entsprechenden Entwurfs an. Ein einheitliches Vorge­
hen der vier Mächte, so Fahy, sei höchst erwünscht („most desirable"), zumal das 
Londoner Abkommen mancher Konkretisierung und Ergänzung bedürfe. Insbeson­
dere müsse festgelegt werden, daß auch die von Deutschen an Deutschen begangenen 
NS-Verbrechen (sie waren grundsätzlich nicht Gegenstand des Nürnberger Prozesses) 
in die Strafverfolgung einbezogen würden, und außerdem gehe es um die Bestrafung 
von Mitgliedern derjenigen NS-Organisationen, die durch das Internationale Militär­
gericht in Nürnberg als „verbrecherisch" verurteilt werden würden. 

Aufgrund eines daraufhin im September 1945 eingebrachten amerikanischen Pa­
piers kam es noch im Herbst zur mehrmaligen Beratung eines Kontrollratsgesetzes 
„zur Bestrafung von Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen den Frieden und gegen die 
Menschlichkeit", das schließlich am 20.12.1945 als Gesetz Nr. 10 (KRG 10) verab­
schiedet, allerdings erst am 31.1.1946 im Amtsblatt des Kontrollrats (Nr. 3, S. 22) 
veröffentlicht wurde14. 

Hatte sich der amerikanische Standpunkt insofern durchgesetzt, als es überhaupt zu 
einer Kontrollratsgesetzgebung kam, so blieb die mit ihm intendierte Gemeinsamkeit 

14 Aufgrund der amerikanischen Quellen (OMGUS-Akten) lassen sich die Beratungen über den 
Gesetzentwurf einigermaßen gut verfolgen. Bermerkenswert ist u. a., daß der sowjetische Vertre­
ter Karasev im Legal Directorate bei dessen 10. Sitzung am 23.-25. 10.1945 mit der Zustimmung 
auch des britischen Vertreters vorschlug, die Strafverfolgung aufgrund des Gesetzes auf ein Jahr 
zu begrenzen, d. h. möglichst „kurzen Prozeß" zu machen. Auf Einwendung des amerikanischen 
Vertreters wurde aber davon Abstand genommen, eine solche Befristung in das Gesetz aufzuneh­
men; vgl. OMGUS-Akten 2/113-1/7. 
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der vier Besatzungsmächte aber doch im wesentlichen auf die Verkündung von Nor­
men beschränkt. So wurde das in der Präambel des Gesetzes deklarierte Ziel, für die 
Bestrafung der NS-Verbrechen „in Deutschland eine einheitliche Rechtsgrundlage zu 
schaffen", weitgehend entwertet, indem allein die Zonenbefehlshaber darüber ent­
scheiden sollten, welche Verfahren in Gang zu setzen und vor welches „geeignete 
Gericht" die Beschuldigten zu bringen seien, sofern nicht Ansprüche des Internationa­
len Militärgerichtshofes oder Auslieferungswünsche anderer Mächte zu berücksichti­
gen waren. 

Bezüglich der drei schon vom Nürnberger Militärtribunal abzuurteilenden Verbre­
chenskomplexe (Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen den Frieden, Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit) verstärkte das KRG 10 die Selbständigkeit der Humanitätsverbre­
chen (crimes against humanity); es nannte auch einzelne einschlägige Tatbestände, 
ohne diese erschöpfend aufzuzählen: 

„Atrocities and offenses, including but not limited to murder, extermination, 
enslavement, deportation, imprisonment, torture, rape, or other inhumane acts com-
mitted against any civilian population, or persecutions on political, racial or religious 
grounds whether or not in violation of the domestic laws of the country where 
perpetrated." 

Die in dem Gesetz aufgeführte Strafenskala für alle diese Verbrechen, einschließlich 
der Beihilfe oder der Beteiligung an ihrer Planung, reichte von der Vermögenseinzie­
hung über Geldstrafen, Zwangsarbeit und Haft bis zur Todesstrafe. Ausdrücklich war 
ferner bestimmt, daß weder ein Handeln in amtlicher Eigenschaft noch auf Befehl von 
Strafe befreie, wenn der Befehlsnotstand auch strafmindernd berücksichtigt werden 
könne. 

In unserem Zusammenhang ist aber am bemerkenswertesten: Gemäß dem ersten 
amerikanischen Entwurf einigten sich die vier Mächte auf eine Kann-Bestimmung, die 
es den Zonenbefehlshabern ermöglichte, zur Anwendung des — über das deutsche 
Strafrecht hinausgehenden — Kontrollratsgesetzes auch deutsche Gerichte zu ermäch­
tigen. In dem betreffenden Abschnitt (Art. III. l.d) heißt es: 

„Für die Aburteilung von Verbrechen, die deutsche Staatsbürger oder Staatsange­
hörige gegen andere deutsche Staatsbürger oder Staatsangehörige oder Staatenlose 
begangen haben, können die Besatzungsbehörden deutsche Gerichte für zuständig 
erklären." 

Obwohl Dokumente amerikanischer oder britischer Provenienz, die die Genesis 
dieser Kann-Bestimmung genauer beleuchten, bislang nicht zugänglich geworden 
sind, scheint es, daß die Rechtsexperten der vier Mächte, die den Entwurf des KRG 10 
mehrfach berieten, sich die Tragweite der Bestimmung für die deutsche Justiz kaum 
vor Augen führten. Mochten die alliierten Richter und Ankläger des Nürnberger 
Prozesses, gestützt auf ihre souveräne Besatzungsgewalt, über die Argumente deut­
scher Verteidiger gegen die rückwirkende Anwendung der von den Alliierten erst nach 
Kriegsende gesetzten neuen völkerrechtlichen Straftatbestände hinweggehen, so lagen 
die Dinge doch grundsätzlich anders, wenn solches Besatzungsrecht auch deutschen 
Gerichten zugemutet wurde. 
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Gewiß war es verständlich, daß die Besatzungsmächte die von ihnen entwickelten 
neuen Normen zur Bestrafung nationalsozialistischen Unrechts, an deren zukunfts­
weisenden Gehalt sie im Herbst 1945 noch relativ fest glaubten, nicht zurücknehmen 
wollten, wenn sie einen Teil dieser Aufgabe den Deutschen übertrugen. Indes ver­
mischten sich dabei schon zu Anfang Rechtsüberzeugungen mit praktischen Bedürf­
nissen. So war es charakteristisch, daß die britischen Vertreter im Legal Directorate 
der A. C. A. schon bei der Beratung des KRG 10 darauf aufmerksam machten, daß 
z. B. die strafprozessualen Folgen, die sich aus dem Nürnberger Urteil über verbreche­
rische NS-Organisationen ergeben würden, keinesfalls von den britischen Militärge­
richten übernommen werden könnten15. Die vorgesehene Ermächtigung der deut­
schen Justiz, das kündigte sich hier schon an, sollte auch der Entlastung der Alliierten 
dienen. Um so mehr mußte der Zwang zur rückwirkenden Anwendung von Besat­
zungsrecht von der deutschen Justiz als eine Zumutung empfunden werden. 

Bei den deswegen entstandenen Kontroversen und Konflikten, die uns noch aus­
führlich beschäftigen werden, stellte sich freilich auch heraus, daß das deutsche Straf­
recht, das an der gewöhnlichen individuellen Kriminalität orientiert war, nach Mei­
nung auch namhafter deutscher Juristen den spezifischen Unrechtsgehalt der in der 
NS-Zeit auf Veranlassung des Regimes begangenen Verfolgung nicht voll zu erfassen 
vermochte oder aber, wenn dies durch entsprechende Auslegung doch intendiert 
wurde, zumindest ein Element der Rückwirkung auch bei Zugrundelegung deutschen 
Strafrechts kaum auszuschließen war. 

2. Die Anfänge in der sowjetischen Zone: 
Die thüringische Justiz und der Fall Puttfarcken (1946) 

Für eine vergleichende Untersuchung unseres Themas in den vier Besatzungszonen 
Deutschlands stellt die ungleiche Quellenlage ein erhebliches Hindernis dar. Das gilt 
insbesondere für die sowjetische Zone. Gleichwohl erlauben die schon zugänglichen 
Akten der amerikanischen Militärregierung, aber auch westdeutscher Behörden, de­
ren Kontakte mit deutschen Amtsstellen der Sowjetzone bis 1946/47 noch nicht ganz 
blockiert waren, gelegentlich Einblicke in SBZ-Interna. Darauf stützt sich im wesentli­
chen die folgende Darstellung, die aus den genannten Gründen allerdings nur einen 
kleinen Ausschnitt des komplexen Themas zeigen kann. 

Zu den wesentlichen Rahmenbedingungen der deutschen strafrechtlichen Selbstrei­
nigung von der NS-Vergangenheit gehörte, wie schon betont, die zonal verschiedene 
Durchführung der Entnazifizierung der Justiz. Hierfür ist die sowjetische Zone ein 
Paradebeispiel. Ging die Sowjetische Militär-Administration (SMA) bei der politi­
schen Säuberung öffentlicher Ämter ohnehin pauschaler und rigoroser vor, als dies in 
den westlichen Zonen geschah, so galt das besonders für die Justiz. Obwohl die 
sowjetischen wie die westlichen Militärbehörden rasch feststellten, daß die große 
Mehrheit der deutschen Justizbeamten und vor allem auch die Richter und Staatsan-

15 OMGUS-Akten 2/113-1/7. 
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wälte während des Dritten Reiches der NSDAP beigetreten waren, beharrte die SMA 
darauf, daß in der deutschen Justiz kein ehemaliges Mitglied der NSDAP wieder 
zugelassen werden dürfe. Maßgeblich wurde der Befehl Nr. 49 des sowjetischen Mili­
tärgouverneurs Marschall Shukov vom 4. 9.1945 über „die Reorganisation deutscher 
Gerichte in den Provinzen der Sowjetischen Besatzungszöne Deutschlands", den der 
Leiter der Rechtsabteilung der SMA und sowjetische Vertreter im Rechtsdirektorium 
des Kontrollrats, Karasev, seinen westlichen Kollegen als Muster sowjetischer Entna­
zifizierungs-Entschiedenheit zur Kenntnis gab16. Unter Punkt 3 dieses Befehls wurde 
die „Entlassung aller früheren Mitglieder der NSDAP aus dem Justizdienst" zur unbe­
dingten Pflicht gemacht. Tatsächlich scheint die Anordnung strikt befolgt und jeden­
falls bis 1947/48 kaum gemildert worden zu sein. Im September 1946 bestätigte auch 
die Süddeutsche Juristen-Zeitung (SJZ): „Nach Anordnung der SMA darf in der 
gesamten Justiz (der SBZ) kein ehemaliges Mitglied der NSDAP oder ihrer Organisa­
tionen, also auch kein bloß nomineller Pg., beschäftigt werden. Auch sogen. Rehabili­
tationen haben in diesem Bereich (Justiz) keine Wirkung"17. Das drückte auf krasse 
Weise auch der Präsident der Zentralverwaltung der Justiz in der SBZ, Dr. Melshei-
mer, während der vierzonalen Konstanzer Juristentagung Anfang Juni 1947 aus, als 
er den Vertretern der westdeutschen Justiz wörtlich erklärte: „Wir haben es verstan­
den zuzuschlagen"18. 

Es ist evident, daß eine so rigoros gehandhabte politische Säuberung den personel­
len Neuaufbau der Justiz in der SBZ vor erhebliche Schwierigkeiten stellen mußte. 
Schon im Herbst 1945, als über diese Probleme zwischen den Alliierten noch relativ 
offen gesprochen wurde, schlug Karasev seinen westlichen Kollegen in einem Memo­
randum vom 31.10.194519 deshalb vor, die Entnazifizierung der Justiz zum Anlaß 
einer gründlichen Demokratisierung zu nehmen. Karasev bezog sich dabei auf Fest­
stellungen des britischen und amerikanischen Vertreters, wonach es auch in den 
Westzonen schwer sei, einen Neuaufbau des Justizapparates zu bewerkstelligen, da 
„die meisten juristisch vorgebildeten deutschen Justizbeamten der Hitler-Partei ange­
hört" hätten. „Ähnliche Schwierigkeiten", so Karasev, „begegneten in der sowjeti­
schen Zone"; hier sehe man deshalb eine Lösung nur darin, das Prinzip der Unabsetz-
barkeit der Richter zeitweilig außer Kraft zu setzen, bis eine durchgreifende Demokra­
tisierung und Reform der Richterausbildung erfolgt sei. Dazu könne auch eine Ver­
stärkung des Elements der Laienrichter beitragen sowie die vorübergehende Ernen­
nung von Personen zu Richtern, denen „eine abgeschlossene Ausbildung für den 
höheren Justizdienst fehlt, die aber beträchtliche Lebenserfahrung besitzen und sich 

16 Anlage zu einem sowjetischen Kontrollrats-Memorandum vom 31. 10.1945 über die Reorganisa­
tion der deutschen Justiz, vgl. OMGUS-Akten 2/125-2/8-10. 

17 SJZ, Jg. 1 (1946), S. 162. 
18 Der Konstanzer Juristentag (2.-5. Juni 1947). Ansprachen, Vorträge, Diskussionsreden. Hrsg. v. 

Generaljustizdirektorium der Militärverwaltung des französischen Besatzungsgebietes in 
Deutschland, Tübingen 1947, S. 74. Der damalige Konstanzer Oberstaatsanwalt Güde replizierte 
auf Melsheimer: „Wir möchten nicht, daß losgeschlagen wird, wir möchten, daß Recht gespro­
chen wird"; ebenda, S. 77. 

19 Englische Übersetzung in OMGUS-Akten 2/125-2/8-10. 
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durch öffentliche Aktivitäten als Antifaschisten und Demokraten bewährt haben". Es 
sei dringend notwendig, für solche Personen „kurze juristische Schulungskurse einzu­
richten", die sie bald befähigten, als Richter und Staatsanwälte tätig zu sein, wodurch 
ein „wesentlicher Beitrag zur Demokratisierung des deutschen Justizsystems" geleistet 
werden könne. 

Was der Leiter der Rechtsabteilung der SMA in diesem Memorandum seinen west­
lichen Kollegen, freilich vergeblich, als allgemeine alliierte Politik empfahl, war die 
Einrichtung von Volksrichter-Kursen, die in der SBZ inzwischen schon begonnen 
hatten. Die noch 1947 von Melsheimer auf dem Konstanzer Juristentag mit großer 
Beredsamkeit als grundlegende volksdemokratische Reform der Juristenausbildung 
dargestellte Volksrichter-Rekrutierung20, die innerhalb der westdeutschen Justiz früh­
zeitig bespöttelt wurde21, erwies sich freilich auch in der SBZ nur als Notlösung und 
wurde nach Gründung der DDR wieder aufgegeben. Das Beispiel zeigt aber deutlich, 
daß die SMA bei der Abwägung zwischen den konkurrierenden Zielen der politischen 
Säuberung und der Neuorganisation der Justiz sich für die politische Säuberung ent­
schieden hatte. Das blieb sicher nicht ohne Wirkung auch auf die strafrechtliche 
Verfolgung von NS-Verbrechen, die diese Justiz in der SBZ zu leisten hatte. 

Wir deuteten schon an, daß die sowjetische Besatzungsmacht in ihrem Berliner 
Sektor und in ihrer Zone von der Ermächtigung deutscher Gerichte nach KRG 10 
schnelleren und extensiveren Gebrauch machte als die westlichen Besatzungsmächte. 
Hierbei spielte wohl mit, daß die Optik einer entschiedenen strafrechtlichen Selbstrei­
nigung dem hohen Legitimationsbedürfnis der neuen antifaschistisch-demokratischen 
Kräfte in der SBZ besonders entsprach. Kennzeichnend war es dabei, daß die SMA, 
jedenfalls anfangs, keine allgemeine Ermächtigung aussprach, sondern auf dem inter­
nen Erlaßwege Einzelermächtigungen erteilte. Ein Hamburger Staatsanwalt, der bei 
einer Informationsreise im September 1946 Gelegenheit hatte, in Berlin sowohl mit 
dem Generalstaatsanwalt am Kammergericht als auch mit dem Leiter der Strafrechts­
abteilung der Zentralen Justizverwaltung der SBZ, Dr. Gentz, zu sprechen, kam zu 
dem Ergebnis: Die Russen geben „wie in der Sowjetzone so auch im Sowjetsektor in 
Berlin bereits seit längerer Zeit im Einzelfall Ermächtigungen zur Durchführung von 
Verfahren, soweit Täter und Betroffene Deutsche sind"22. 

Diese Tendenz der SMA deckte sich damals weitgehend mit dem Interesse nicht nur 
der SED, sondern auch jener Kräfte der „fortschrittlichen" bürgerlich-demokrati­
schen Intelligenz, die in dieser Anfangszeit in der Justiz der SBZ zum Teil in hohe 
Stellungen gelangt waren und sich vorerst noch des Wohlwollens der Sowjets erfreu­
ten. Zu einer besonderen Konstellation kam es dabei in Thüringen. Hier war unter 
dem Protektorat des liberalen Landespräsidenten Paul der Jenaer Strafrechtler Ri-

20 Der Konstanzer Juristentag (vgl. Anm. 18), S. 173 ff. 
21 Vgl. hierzu die Äußerung des Kieler OLG-Präsidenten Kuhn auf der Tagung der Chefs der 

Justizbehörden der britischen und amerikanischen Zone in Bad Godesberg am 16./17. Juli 1946; 
Niederschrift in BA Z 21/1309. 

22 Bericht Staatsanwalt Kramer, Hamburg, vom 11.10.1946, Abschrift in Akten ZJA; BA 
Z 21/784, fol. 35. 
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chard Lange, ein Schüler des Berliner Strafrechtslehrers Arthur Kohlrausch, als partei­
loser bürgerlicher Rechtsgelehrter schon 1945 zum Dekan der Juristischen Fakultät 
der Universität Jena bestellt, außerdem in die Gesetzgebungsabteilung des thüringi­
schen Landesministeriums berufen und als Beisitzer im Strafsenat des Oberlandesge­
richts Jena auch an der höchstrichterlichen Judikatur des Landes beteiligt worden23. 
Ermuntert durch den Landespräsidenten, unternahm Lange mit Zustimmung der thü­
ringischen SMA noch 1945 eine Reinigung des deutschen Strafrechts von NS-Elemen-
ten, die auch das Ziel verfolgte, fortschrittliche Ideen zur Reform des Straf rechts, die 
sich in der Amtlichen Strafrechtskommission vor 1933 bereits durchgesetzt hatten, 
aufzunehmen. Aufgrund dieser Vorarbeit verabschiedete die thüringische Landesre­
gierung am 1.11.1945 ein Gesetz über die Anwendung des Deutschen Strafgesetzbu­
ches im Lande Thüringen24. Es ist denkbar, daß es dabei auch schon darum ging, für 
die ersten in Thüringen anhängigen Verfahren zur Strafverfolgung von NS-Verbre-
chen eine verbesserte Rechtsgrundlage zu schaffen. 

Wie aus Unterlagen hervorgeht, die im Herbst 1946, als es noch einen inoffiziellen 
interzonalen Verkehr zwischen Justizbehörden gab, von Thüringen nach Hamburg 
gelangten25, stand die Thüringer Strafjustiz damals auch vor dem Problem, wie sie mit 
Denunzianten der NS-Zeit umgehen sollte, die kommunistische oder sonstige Gegner 
des NS vor Gericht gebracht und ihnen damit oft drakonische Urteile eingebrockt 
hatten. Die besondere Bedeutung des Denunziantenproblems lag nicht nur darin, daß 
Anzeigen von regimekritischen Äußerungen in der NS-Zeit zahlenmäßig erheblichen 
Umfang angenommen hatten26 und die Straffolgen, vor allem aufgrund der scharfen 
Auslegung des Begriffs der Wehrkraftzersetzung in der zweiten Kriegshälfte, oft kata­
strophal gewesen waren, sondern auch darin, daß die strafrechtliche Beurteilung die­
ser Denunziationen zu den in Justiz und Jurisprudenz am meisten umstrittenen Pro­
blemen gehörte und sich gerade hieran die Frage entzündete, ob das geltende deutsche 
Strafrecht für eine Strafverfolgung genüge. 

Darum ging es damals auch in Thüringen, wobei es zu einer bemerkenswerten 
Diskussion zwischen dem Oberstaatsanwalt in Weimar und dem Jenaer Strafrechtler 
Lange kam. Lange war Ende November oder Anfang Dezember 1945 mitgeteilt wor­
den27, der Staatsanwaltschaft in Weimar lägen „mehrere Fälle vor, in denen Denun-

23 Mündliche Auskunft von Professor Richard Lange, jetzt an der Universität Köln, vom 15. Mai 
1981. 

24 Veröffentlicht in: Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich in der Fassung des Thüringer 
Anwendungsgesetzes vom 1.11.1945. Bearbeitet von Richard Lange, Weimar 1946. 

25 Die im folgenden benutzten Dokumente entstammen den Akten des Zentraljustizamtes, BA 
Z 21/1334 (Schreiben des Generalstaatsanwalts beim Hanseatischen OLG vom 30.10.1946 an 
das ZJA mit Anlagen). 

26 Vgl. dazu jetzt: Peter Hüttenberger, Heimtückefälle vor dem Sondergericht München 
1933-1939, in: „Bayern in der NS-Zeit", Bd. IV, München 1981, S. 435 ff.; ferner: Martin 
Broszat, Politische Denunziation in der NS-Zeit. Aus Forschungserfahrungen im Staatsarchiv 
München, in: Archivische Zeitschrift, Bd. 73 (1977), S. 221 ff. 

27 Dazu und zum folgenden: Gutachten Prof. Lange vom 11. 12.1945 mit anderen dazugehörigen 
Schriftstücken; BA Z 21/1334, fol. 142. Die in diesen Akten vorliegende Abschrift des Gutach-
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zianten während der Hitler-Zeit Antifaschisten wegen einer politischen Äußerung 
oder wegen ihrer antifaschistischen Einstellung angezeigt haben". In der Öffentlich­
keit sei „ ein starkes Strafbedürfnis für diese Fälle, in denen oft wegen geringfügiger 
politischer Äußerungen Todesstrafen oder Freiheitsstrafen verhängt wurden, hervor­
getreten". Da diese Denunziationen nach dem damals und heute noch geltenden 
deutschen Straf recht aber nicht so ohne weiteres verfolgt werden könnten, schlug der 
Oberstaatsanwalt vor, eine neue Strafvorschrift zu schaffen, die garantiere, daß derje­
nige, der „in der Hitler-Zeit vorsätzlich einen anderen . . . wegen einer politischen 
Äußerung oder wegen seines antifaschistischen Verhaltens" anzeigte, „in der Absicht, 
ein Verfahren oder behördliche Maßnahmen gegen ihn herbeizuführen", in der Regel 
„mit Zuchthaus", in schweren Fällen, insbesondere dann, „wenn der Verdächtigte 
dadurch das Leben verloren hat", auch mit Todesstrafe und in leichteren Fällen mit 
„Gefängnis, nicht unter einem Jahr", bestraft wird. 

In einem fünfseitigen Gutachten vom 11. Dezember 1945 nahm Lange dazu Stel­
lung. Er bejahte, wie er schrieb, voll „die rechtspolitische Zielsetzung" des Vorschlags 
und sprach sich bemerkenswerterweise dafür aus, Denunziationen aus unpolitisch­
egoistischen Motiven, die die „erdrückende Mehrzahl der Fälle" ausmachten, strenger 
zu bestrafen als Anzeigen aus politischer Überzeugung. Er widersprach aber der undif­
ferenzierten Pauschalität der vom Weimarer Oberstaatsanwalt vorgeschlagenen 
neuen Strafvorschrift, die mit bestehenden strafrechtlichen Grundsätzen nicht verein­
bar sei, und wandte sich vor allem gegen die Einführung einer rückwirkenden neuen 
Strafnorm. Dem stehe nicht nur die erlassene Kontrollratsproklamation vom 
20.10.1945 (Verbot rückwirkender Strafvorschriften) entgegen, von ihr sei auch 
dringend abzuraten, weil „das demokratische Recht seinen Neuaufbau unmöglich mit 
einer Verletzung seines fundamentalsten Grundsatzes" beginnen könne. Lange nahm 
damit schon Ende 1945 in der sowjetischen Besatzungszone eine Position ein, die, wie 
wir sehen werden, Monate später in der strafrechtlichen Diskussion in den Westzonen 
heftig umkämpft wurde. Er sagte in seinem Gutachten weiter, die Einführung einer 
rückwirkenden Strafvorschrift sei auch nicht notwendig, da das geltende Recht „ge­
nügend Handhaben" biete. Unter Rückgriff auf die maßgeblich von ihm selbst erar­
beitete thüringische Novellierung des Strafrechts führte Lange aus, daß eine „Rechts­
pflicht" zur Anzeige von Gegnern des NS vor 1945 außerhalb der Amtspflichten nicht 
bestanden habe und sich eine Rechtfertigung des Denunzianten, er habe „objektiv im 
Dienste des Rechts und der Rechtspflege" gehandelt, nur anerkennen ließe, wenn die 
Justiz damals mit dem Ziel gehandelt hätte, „Recht zu sprechen und zu pflegen und 
. . . nicht an einem rechtsfremden Zweck maßgeblich orientiert" gewesen wäre. Die 
politische Strafjustiz in der NS-Zeit habe sich aber, vor allem während des Krieges, als 
sie bewußt auch durch Veröffentlichung ihrer drakonischen Urteile einzuschüchtern 
suchte, zunehmend zu einem Abschreckungsinstrument entwickelt und dies auch 
kundgetan: 

tens weist fälschlich das Datum 11.12. 1946 auf, ein offensichtlich bei der Abschrift entstandener 
Fehler, da die Abschrift dem GStA des Hamburger OLG bereits am 30.10.1946 vorlag; vgl. 
Anm. 25. 
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„Wer in den letzten Jahren des Krieges einen anderen wegen politischer Gespräche oder 
sonstiger Gesinnungsäußerung denunzierte, der mußte damit rechnen, daß er ihn nicht 
einem gesetzmäßigen gerichtlichen Verfahren mit rechtlichen Garantien für die Ermitt­
lung der Wahrheit und für ein gerechtes Urteil überantwortete, sondern einer Koppe­
lung der Justiz-, Polizei- und Parteimaschinerie, die von den Ministern der Justiz und 
des Inneren rücksichtslos als Instrument für politische Zwecke gehandhabt wurde, nicht 
dem Recht, sondern der Willkür." 

Lange kam deshalb zu dem Schluß: Unter diesen Umständen sei eine Denunziation, 
die dem Angezeigten das Leben oder die Freiheit gekostet habe, rechtlich als „mate­
riell rechtswidrige Freiheitsberaubung oder Tötung in mittelbarer Täterschaft" zu 
werten. Unter Berufung auf Kohlrausch, der damals noch an der Humboldt-Universi­
tät in Ost-Berlin lehrte (er wurde 1947 aus seinem Lehrstuhl verdrängt und starb im 
selben Jahr), schrieb Lange, dies könne als anerkannte Rechtsauslegung des § 47 StGB 
gelten; daher bedürfe man keiner neuen Strafvorschrift. 

Wohl beeinflußt durch Langes Gutachten, wurde in Thüringen am 3 0 . 1 . 1 9 4 6 ein 
strafrechtliches Ergänzungsgesetz erlassen28, in dem u. a. § 47 des StGB eine verdeutli­
chende Fassung erhielt: „Als Täter wird bestraft, wer schuldhaft die strafbare Hand­
lung selbst oder durch einen anderen ausführt, auch wenn der andere rechtmäßig 
handelt." Lange wollte die neue Fassung nur als eine Rechtsauslegung, nicht als 
materielle Veränderung des geltenden Strafrechts verstanden wissen. Auch auf einer 
strafrechtlichen „Arbeitstagung", die das Problem der Denunziationen am 24. Januar 
1946 in Weimar - in Anwesenheit des Ministerpräsidenten Paul und des thüringi­
schen Generalstaatsanwalts Dr. Asmus — behandelt hatte29, war er gegen den Erlaß 
neuer rückwirkender Strafgesetze aufgetreten, sonst „würde man in denselben Fehler 
verfallen, wie die Rechtsprechung des Nazi-Systems". Der Grundsatz „nulla poena 
sine lege" müsse „ein Fundament der demokratischen Rechtspflege bilden und 
bleiben". 

Bemerkenswert an jener Tagung waren auch einige Äußerungen des thüringischen 
Generalstaatsanwalts. Im Zusammenhang mit dem „Anfall zahlreicher Denunzian­
ten-Anzeigen" befürchtete er eine „große Belastung der durchwegs schwach besetzten 
Staatsanwaltschaften" und hielt es deshalb für wünschenswert, „daß durch solchen 
Hinweis" (gemeint war wohl: Hinweis gegenüber der Besatzungsmacht) „die Mög­
lichkeit eröffnet werde, nicht besonders belastete Pg aus dem Richterstand in Milde­
rung des Befehls Nr. 49 (der SMA) wieder zu verwenden". Die scharfe Form der 
Entnazifizierung der Justiz, die die sowjetische Militäradministration durchgesetzt 
hatte, findet in dieser Äußerung einen interessanten Reflex. 

Kurz nach der Tagung, am 1. Februar 1946, wies der thüringische Generalstaatsan­
walt in einem Runderlaß die Staatsanwaltschaften seines Amtsbereichs an, die Bestra­
fung der Denunzianten, die „zu den übelsten und gemeinsten Erscheinungen des Nazi-

28 Thüringische Gesetzes-Sammlung 1946; vgl. dazu auch Süddeutsche Juristen-Zeitung (SJZ), Jg. 1 
(1946), S. 106. 

29 Eine „Notiz" über diese Arbeitstagung befindet sich abschriftlich in den Akten des ZJA; BA 
Z 21/1334, fol. 140f. 
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Staates" gehörten, „mit aller Entschiedenheit" in die Wege zu leiten30. „Mit Vorrang" 
seien dabei zunächst „besonders krasse Fälle zu bearbeiten, in denen der Denunziant 
dem Denunzierten schwere Schäden zugefügt hat und eine verwerfliche Gesinnung 
erkennen ließ". Unter Berufung auf Lange wies Dr. Asmus darauf hin, daß solche 
Denunzianten strafrechtlich „als mittelbare Täter" anzusehen seien, und fügte das 
Gutachten Langes seinem Erlaß abschriftlich bei. 

Hatte man bei der Justiz in Thüringen noch im Januar 1946 gefürchtet, die Staats­
anwaltschaften und Gerichte des Landes könnten mit Verfahren gegen ehemalige 
Denunzianten überhäuft werden, so stellte sich allerdings schnell heraus, daß die 
sowjetische Besatzungsmacht zu dieser Zeit noch keineswegs gewillt war, alle von 
Deutschen an Deutschen verübten NS-Verbrechen an die deutschen Gerichte in der 
SBZ abzugeben. In der Mehrzahl dieser Fälle betrachteten die in der Zone tätigen 
Organe des sowjetischen Staatssicherheitsdienstes (NKWD), die mit der Festnahme 
und Verwahrung belasteter ehemaliger Nationalsozialisten befaßt waren, vielmehr die 
deutsche Justiz nur als Hilfsorgan bei der Ermittlung. Das verdeutlicht ein interner 
Erlaß des thüringischen Oberlandesgerichtspräsidenten Dr. Barth an die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften vom 23. 2. .1946, in dem es heißt31: 

„Denunzianten der Nazizeit werden von der Besatzungsmacht abgeurteilt. Die bei den 
örtlichen deutschen Staatsanwaltschaften und Gerichten schwebenden Verfahren wer­
den an die örtlichen Stellen der NKWD in der Weise übergeleitet, daß 
a) die in den deutschen Gefängnissen einsitzenden Denunzianten der örtlichen NKWD 

überstellt werden und 
b) die Akten darüber ebenfalls der örtlichen NKWD übergeben werden. 
Die Ermittlungen sind von deutscher Seite soweit zu fördern, daß dringender Tatver­
dacht dargetan ist. Demgemäß bleiben verantwortliche Vernehmung des Beschuldigten, 
Zeugenvernehmung und Heranziehung von Beiakten Aufgabe der deutschen Strafver­
folgungsbehörden. Erst dann ist der Fall und der Gefangene abzugeben. 
Der Akteninhalt braucht nicht ins Russische übersetzt zu werden. 
Die örtlichen NKWD-Stellen werden die Fälle, wenn sie anklagereif sind, von sich aus 
an die sowjetische Staatsanwaltschaft für das Land Thüringen in Weimar weiterleiten." 

Daraus kann geschlossen werden, daß die sowjetische Staatsanwaltschaft zu entschei­
den hatte, ob ein Fall der deutschen Justiz in Thüringen zur Aburteilung übergeben 
werden sollte. Ein solcher Fall war offenbar der des ehemaligen Finanzangestellten 
Puttfarcken, der vom Schwurgericht Erfurt-Nordhausen im Frühjahr 1946 verhandelt 
wurde und bedeutendes Aufsehen erregte. Das Schwurgericht verurteilte den ehemali­
gen NSDAP-Angehörigen Puttfarcken am 5. Mai 1946 zu lebenslangem Zuchthaus. 
Puttfarcken hatte im Jahr 1942 den Handelsmann Götting bei seinem Vorgesetzten 
im Finanzamt angezeigt, weil Götting dort auf dem Abort ein Pappschild mit den 
Worten bemalt hatte: „Hitler ist ein Massenmörder! Er ist am Kriege schuld. Hier 
gehört sein Bild hin. Es lebe die Rote Armee!" Aufgrund der Anzeige war Götting 

30 Wortlauf des Runderlasses betr. „Strafverfolgung von Denunzianten" vom 1. 2. 1946 in BA 
Z 21/1334, fol. 145. 

31 Rundschreiben Nr. 40/46; Abschrift ebenda. 
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verhaftet, vom OLG Kassel wenige Monate später wegen Vorbereitung zum Hochver­
rat zum Tode verurteilt und hingerichtet worden. 

Das Nordhausener Schwurgericht ging bei der rechtlichen Beurteilung der Denun­
ziation davon aus, daß Göttings Tat auch nach den 1942 geltenden Bestimmungen 
den Tatbestand des Hochverrats nicht erfüllt habe, das Todesurteil des OLG Kassel 
mithin rechtswidrig gewesen und Puttfarcken deshalb der Beihilfe zum Mord schuldig 
sei32. Die Verurteilung wegen Beihilfe zum Mord wich von der Rechtsansicht Profes­
sor Langes und dem Thüringer Ergänzungsgesetz von 1946 deutlich ab, die für solche 
Fälle mittelbare Täterschaft angenommen und folglich auch ein geringeres Strafmaß 
für angemessen gehalten hatten. Die Schärfe des Nordhausener Urteils stand aber 
damals in der SBZ nicht allein da. Etwa zur gleichen Zeit wurde aus Halle bekannt, 
daß dort von einem deutschen Gericht zwei ehemalige Scharfrichter zum Tode verur­
teilt worden waren, weil sie 1944/45 an zahlreichen Vollstreckungen von Todesurtei­
len beteiligt gewesen waren33. 

Die Bedeutung dieser Urteilssprüche lag nicht zuletzt darin, daß in ihnen — mittelbar 
- auch über die Rechtmäßigkeit bzw. den Unrechtsgehalt von Urteilen der Justiz in 
der NS-Zeit befunden wurde. Entsprechend kontrovers war auch die Resonanz des 
Falles Puttfarcken in den westlichen Zonen. Während lokale Vereinigungen von Ver­
folgten des NS-Regimes das Nordhausener Urteil zur Nachahmung im Westen emp­
fahlen34, übten westdeutsche Juristen an der neuerlichen Politisierung der Justiz, bei 
der strafrechtlichen Abrechnung mit einer Justiz, die sich in der NS-Zeit politisch 
hatte beugen lassen, nahezu einhellig Kritik. Sie führte aber auch zu einer grundsätzli­
chen Besinnung auf Normen und Kriterien der strafrechtlichen Beurteilung der Un­
rechts-Justiz des Dritten Reiches. Herausgefordert durch das Nordhausener Urteil 
verfaßte Gustav Radbruch, der renommierte Heidelberger Strafrechtler, der selbst in 
der NS-Zeit von seinem Lehrstuhl entfernt worden war und im April 1946 zusammen 
mit Walter Hallstein und den drei süddeutschen Justizexperten Karl Geiler, Hermann 
Steidle, Hans Ehard im Heidelberger Verlag Lambert Schneider als erstes im Westen 
lizenziertes juristisches Fachblatt die Süddeutsche Juristen-Zeitung herauszugeben be­
gonnen hatte, für die August-Nummer dieser Zeitschrift den grundlegenden Artikel 
„Gesetzliches Unrecht und übergesetzliches Recht"35. 

In der Bewertung des Falles Puttfarcken folgte Radbruch weitgehend der Rechts­
meinung seines Jenaer Kollegen Lange, nicht der des Nordhausener Gerichts36. Rad­
bruch hob hervor, daß ein reiner Rechtspositivismus bei der strafrechtlichen Würdi-

32 Eine Abschrift der achtseitigen Urteilsbegründung in BA Z 21/1334, fol. 136. 
33 Vgl. SJZ, 1 (1946), S. 106f. 
34 Vgl. die im Auftrag der (Düsseldorfer ?) Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes von Landge­

richtsdirektor Ernst Hegewisch verfaßte „Denkschrift über Strafverfolgung von Nazi-Verbrechen 
an Deutschen", Düsseldorf o.J. (1947 ?); Kopie in BA Z 21/799, fol. 58. 

35 SJZ, Jg. 1 (1946), S. 105 ff. 
36 Lt. mündlicher Auskunft von Richard Lange gegenüber dem Verfasser (15. 5. 1981) war man 

auch innerhalb der nichtmarxistischen Thüringer Justiz über das Nordhausener Urteil damals 
„entsetzt". 



Siegerjustiz oder strafrechtliche „Selbstreinigung" 495 

gung von Unrechtsurteilen der NS-Justiz ebenso fehl am Platze sei wie eine pauschale 
naturrechtliche Schelte des Gesetzespositivismus. Selbst Vertreter der rechtspositivisti-
schen Schule, legte Radbruch großen Wert darauf, bei der Negation der Rechtsnatur 
positiven Rechts eine strenge Grenze zu ziehen. Schon wegen der hohen Bedeutung 
der durch das positive Recht verbürgten Rechtssicherheit, die selbst ein wesentliches 
Element ideeller Gerechtigkeit darstelle, müsse „das positive, durch Satzung und 
Macht gesicherte Recht auch dann Vorrang haben, wenn es inhaltlich ungerecht" ist, 
„es sei denn, daß der Widerspruch des positiven Gesetzes zur Gerechtigkeit ein so 
unerträgliches Maß erreicht, daß das Gesetz als ,unrichtiges Recht' der Gerechtigkeit 
zu weichen hat". Das gelte allerdings vielfach für die Rechtsnormen der NS-Zeit, „wo 
Gerechtigkeit nicht einmal erstrebt, wo die Gleichheit, die den Kern der Gerechtigkeit 
ausmacht, bei der Setzung positiven Rechts bewußt verleugnet wurde" und die ent­
sprechenden Gesetze nicht nur „unrichtiges Recht" darstellten, vielmehr „überhaupt 
der Rechtsnatur" entbehrten. Es dürfe aber gerade nach der Hitlerzeit „nicht verkannt 
werden, welche furchtbaren Gefahren für die Rechtssicherheit der Begriff des gesetz­
lichen Unrechts', die Leugnung der Rechtsnatur positiver Gesetze, mit sich bringen 
kann". Gegenüber dem „gesetzlichen Unrecht" der NS-Zeit „müssen wir die Forde­
rung der Gerechtigkeit mit einer möglichst geringen Einbuße an Rechtssicherheit zu 
verwirklichen suchen". „Wir sind nicht", so schloß Radbruch seinen Grundsatzarti­
kel, „der in Nordhausen ausgesprochenen Meinung", daß „formaljuristische Beden­
ken" geeignet seien, „den klaren Tatbestand zu trüben": 

„Wir sind vielmehr der Meinung, daß es nach zwölf Jahren Verleugnung der Rechtssi­
cherheit mehr als je notwendig ist, sich durch ,formaljuristische' Erwägungen gegen die 
Versuchungen zu wappnen, welche sich begreiflicherweise in jedem, der zwölf Jahre der 
Gefährdung und Unterdrückung durchlebt hat, leicht ergeben können. Wir haben die 
Gerechtigkeit zu suchen, zugleich die Rechtssicherheit zu beachten, da sie selber ein Teil 
der Gerechtigkeit ist, und einen Rechtsstaat wieder aufzubauen, der beiden Gedanken 
nach Möglichkeit Genüge zu tun hat. Demokratie ist gewiß ein preisenswertes Gut, 
Rechtsstaat aber ist wie das tägliche Brot, wie Wasser zum Trinken und wie Luft zum 
Atmen, und das Beste an der Demokratie gerade dieses, daß nur sie geeignet ist, den 
Rechtsstaat zu sichern." 

3. Frühe Urteile deutscher Gerichte in der 
französischen und amerikanischen Zone: Der Fall Tillessen 

und die ersten Frankfurter Euthanasie-Prozesse 

Ob eine rechtlich als notwendig empfundene Strafverfolgung von NS-Verbrechen 
ohne Anwendung neuer rückwirkender Strafvorschriften nach deutschem Strafrecht 
möglich sei, inwieweit es dabei um die Wiederherstellung zerstörten Rechts oder 
erneut um politisch bedingte ad-hoc-Veränderung des Rechts ging, diese Fragen soll­
ten die deutsche Justiz und Jurisprudenz weiterhin beschäftigen. Dabei zeigte sich 
auch — sowohl im interzonalen wie im innerzonalen Vergleich — wie groß die Band­
breite unterschiedlicher Rechtsauslegung in dieser Anfangszeit war. Zur exemplari-
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schen Verdeutlichung greifen wir zwei Prozeßkomplexe heraus, die gleichsam die 
negativen und positiven Grenzwerte der frühen deutschen Rechtsprechung markie­
ren: den Fall Tillessen und die ersten Frankfurter Euthanasie-Prozesse; beide fanden 
um die Jahreswende 1946/47 statt. 

Bei der unterschiedlichen Rechtsprechung, die uns hier begegnet, spielten auch die 
unterschiedlichen Konsequenzen, die die französische und die amerikanische Militär­
regierung aus dem Kontrollratsgesetz Nr. 10 zogen, eine gewisse Rolle. Wie die briti­
sche, so ermächtigte auch die französische Militärregierung die deutschen Gerichte in 
ihrer Zone, freilich zunächst nur durch interne Erlasse, bei Verbrechen an Deutschen 
das KRG 10 anzuwenden37. Die amerikanische Besatzungsmacht vermied hingegen 
jede generelle Ermächtigung deutscher Gerichte zur Anwendung des KRG 10, offen­
bar mit Rücksicht auf die den Amerikanern inzwischen bewußt gewordene Problema­
tik rückwirkender Rechtsanwendung für die deutsche Justiz. Stattdessen wurde in 
allen Ländern der amerikanischen Zone Ende Mai 1946 das Gesetz „zur Ahndung 
nationalsozialistischer Straftaten" auf Veranlassung der Besatzungsmacht erlassen38. 
Es bestimmte, daß „Verbrechen und Vergehen" der NS-Zeit, insbesondere solche, 
„die mit Gewalttaten und Verfolgungen aus politischen, rassischen und religions­
feindlichen Gründen verbunden" und deshalb bis 1945 nicht bestraft worden waren, 
strafrechtlich zu ahnden seien, „wenn die Grundsätze der Gerechtigkeit und Gleich­
heit aller vor dem Gesetz nachträgliche Verfolgung verlangen". Sei die Tat durch 
irgendwelche Gesetze, Erlasse oder Verordnungen in der NS-Zeit für straffrei erklärt 
worden, sei aufgrund behördlicher Anordnung eine Strafverfolgung unterblieben oder 
niedergeschlagen worden, so stelle dies keinen Hinderungsgrund dar. 

In der amerikanischen Zone bildeten also die in der NS-Zeit erfolgten Amnestierun­
gen von Straftaten, die zur Bekämpfung von politischen Gegnern begangen worden 
waren, keinen Strafausschließungsgrund mehr. Über diese relativ geringfügige Über­
nahme von Elementen aus dem KRG 10 ging das in der US-Zone erlassene Gesetz 
nicht hinaus. Für seine Anwendung galt im übrigen ausschließlich deutsches Straf­
recht. In der französischen Zone existierte in dieser Hinsicht bis Ende 1946 keine 
klare Rechtslage. Gerade hier aber war der deutschen Justiz ein Fall übergeben wor­
den, der das Problem der nachträglichen Verfolgbarkeit der in der NS-Zeit amnestier­
ten politischen Verbrechen als zentrale Frage enthielt. 

Der ehemalige Marineoffizier Tillessen hatte am 26. August 1921 zusammen mit 
dem berüchtigten „Fememörder" Paul Schulz — beide gehörten der von Kapitän Ehr-
hardt gebildeten Geheimorganisation „Consul" an - den ehemaligen Reichsfinanzmi­
nister Erzberger in dessen badischer Heimat durch mehrere Schüsse getötet. Wie die 
spätere Ermordung Rathenaus zählte das Attentat auf Erzberger zu den spektakulären 
Mordtaten der völkisch-nationalistischen Opposition gegen jene Exponenten der jun­
gen Weimarer Republik, die für die deutsche Kapitulation vom November 1918 und 

37 Anhaltspunkte für die internen Erlasse finden sich u. a. in „Bulletin Mensuel" (vgl. Anm. 4), so 
z. B. in den Berichten für August, Oktober und Dezember 1947 und für Februar und März 1948. 

38 In Bayern: Gesetz Nr. 22 zur Ahndung nationalsozialistischer Straftaten vom 31. 5.1946, BGVB1. 
11/1946, S. 182. 
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den „Schmachfrieden" von Versailles verantwortlich gemacht wurden. Tillessen war 
nach der Tat über Bayern und Österreich nach Ungarn und später weiter nach Spa­
nien geflüchtet und erst am Vorabend der nationalsozialistischen Machtergreifung 
nach Deutschland zurückgekehrt. Deshalb blieben die bis 1932 vom zuständigen 
Landgericht Offenburg gegen ihn geführten Ermittlungen ohne Ergebnis. Die auf 
Veranlassung der Hitlerregierung am 21. 3.1933 vom Reichspräsidenten erlassene 
Amnestie für alle Straftaten, die aus dem Geiste „der nationalen Erhebung" begangen 
worden waren, amnestierte auch Tillessen, der in der Folgezeit, obwohl zum SA-
Führer ernannt, politisch nicht besonders hervortrat39. Das Landgericht Offenburg 
hatte sich am 10.4.1933 aufgrund der Amnestie veranlaßt gesehen, durch einen 
förmlichen Beschluß Tillessen seine Amnestierung zu bescheinigen. 

Nach dem Einmarsch der Amerikaner in Heidelberg wurde Tillessen verhaftet. Als 
sich herausstellte, daß es sich um den Mörder Erzbergers handelte, übergaben ihn die 
Amerikaner der deutschen Justiz. Am 27. Juli 1946 wurde der deutsche Staatsanwalt 
in Mannheim von dem zuständigen amerikanischen Rechtsoffizier angewiesen, das 
Verfahren gegen Tillessen wieder zu eröffnen, mit dem ausdrücklichen Vermerk, daß 
der Amnestieerlaß des Reichspräsidenten durch das Kontrollratsgesetz Nr. 1 (zur An­
nullierung nationalsozialistischen Rechts) hinfällig geworden sei. Auch die Gerichte in 
Heidelberg und der stellvertretende Generalstaatsanwalt in Karlsruhe, die zwischen 
August 1945 und April 1946 in dem Fall ermittelt hatten, waren zu dem Ergebnis 
gekommen, daß die Amnestie nicht berücksichtigt werden könne. Das Verfahren 
wurde dann im Sommer 1946 an den Generalstaatsanwalt in Freiburg/Br in der 
französischen Zone abgegeben; zuständig wurde schließlich wieder das Landgericht 
Offenburg. 

Die besondere Problematik des Falles ergab sich, abgesehen davon, daß der Erzber-
ger-Mord lange vor der NS-Zeit begangen worden war, daraus, daß die mit der 
Neuverhandlung beauftragten Offenburger Richter über die Rechtmäßigkeit des von 
dem gleichen Gericht im April 1933 ergangenen Amnestiebeschlusses zu befinden 
hatten. Hier lag wahrscheinlich ein wesentlicher Grund dafür, daß das Landgericht 
schon die Eröffnung eines Verfahrens zu vermeiden suchte und am 10. September 
1946 einen Beschluß auf Ablehnung einer Hauptverhandlung faßte. Der Freiburger 
Generalstaatsanwalt erhob Einspruch, und das OLG in Baden wies das Offenburger 
Gericht an, die Hauptverhandlung zu eröffnen. Das OLG hatte dabei zwar die 
Rechtsgültigkeit der Amnestie vom 21. 3.1933 nicht förmlich bestritten, aber darauf 
verwiesen, daß das Verbrechen Tillessens nach Besatzungsrecht (Kontrollratsgesetz 
Nr. 10) strafbar sei. 

Die Hauptverhandlung fand dann am 21. November 1946 statt, wobei das Offen­
burger Gericht veranlaßt worden war, den Gerichtstermin nach Freiburg an den Sitz 
des Generalstaatsanwalts zu verlegen, der auch selbst die Anklage vertrat. Diese im 
einzelnen nicht bekannte Vorgeschichte mag dazu beigetragen haben, den Widerstand 

39 Unsere Darstellung folgt hier und im weiteren den Feststellungen des Offenburger Landgerichts 
und des französischen obersten Militärgerichts in Rastatt; vgl. Anm. 40 u. 42. 
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der Offenburger Richter noch zu verstärken. Jedenfalls fällte das Gericht unter dem 
Vorsitz von Landgerichtsdirektor Göring erneut einen Einstellungsbeschluß und lie­
ferte dazu eine 21 Seiten umfassende Begründung40: Trotz des „abscheulichen Verbre­
chens" müsse die Strafkammer wegen der auch vom badischen OLG nicht bestritte­
nen Rechtsgültigkeit der Amnestie vom 21. 3.1933, zumal diese durch Kontrollrats­
gesetz Nr. 1 nicht ausdrücklich außer Kraft gesetzt worden sei, eine Strafverfolgung 
Tillessens einstellen. Das KRG Nr. 10 sei nicht anwendbar, weil der dort enthaltene 
Begriff eines „Verbrechens gegen die Menschlichkeit" gemäß dem Urteil des Nürnber­
ger Internationalen Militärgerichts nur in Verbindung mit Kriegsverbrechen Geltung 
habe. Am provozierendsten wirkte wohl, daß die verständnisvolle Berücksichtigung 
der „vaterländischen" Motive des Täters, die schon im Einstellungsbeschluß vom 
10. 9.1946 zum Ausdruck gebracht worden war, jetzt wiederum deutlich durch­
klang, so wenn davon die Rede war, daß der Täter („ein stiller, träumerisch veranlag­
ter, leicht beeinflußbarer Mensch") in religiöser Erziehung aufgewachsen und nach 
dem Ersten Weltkrieg „aus übereifriger Vaterlandsliebe" heraus geglaubt habe, mit 
seiner Tat „Deutschland retten" zu müssen. 

Dieser „Freispruch" und seine Begründung mußten erhebliches Aufsehen erregen. 
Die französische Militärregierung griff sofort ein, enthob den Offenburger Landge­
richtsdirektor seines Amtes41 und verwies den Fall an das oberste französische Mili­
tärgericht (Tribunal General de Gouvernement Militaire) in Rastatt, das gemäß KRG 
Nr. 2 tätig wurde. Der Fall Tillessen war der erste Fall, in dem es in der französischen 
Zone zur Aufhebung eines deutschen Gerichtsurteils kam. Wegen seiner Bedeutung 
übernahm Generaldirektor Furby, Leiter der Rechtsabteilung der französischen Mili­
tärregierung und renommierter französischer Jurist am Pariser Appellationsgericht, 
am 23. Dezember 1946 bei der Eröffnung des Verfahrens selbst die Anklage42. 

Er glossierte zunächst sarkastisch den deutschnationalen Tenor und manche büro­
kratisch-formalistischen Wendungen der Offenburger Entscheidung. Dann betonte 
er, daß der Amnestieerlaß Hindenburgs durch das KRG Nr. 1 hinfällig geworden sei, 
auch wenn die Aufhebung nicht ausdrücklich aufgeführt war. Ganz unhaltbar seien 
auch die Ausführungen des Offenburger Gerichts zum KRG 10, das die Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit von der Bindung an Kriegsverbrechen gerade gelöst habe. 
Mit Nachdruck erklärte Furby schließlich, daß das Urteil auch nach deutschem Recht 
unhaltbar sei: 

„Ich klage nach alledem die Richter von Offenburg an, das Amnestiegesetz im national­
sozialistischen Sinne ausgelegt zu haben . . . Das angefochtene Urteil ist nicht nur vom 

40 Enthalten in Z 21/1334, fol. 74-84. 
41 In einer von der Zeitung DIE WELT am 3.12.1946 wiedergegebenen Erklärung der Pressestelle 

der französischen Militärregierung zur Amtsenthebung Görings hieß es, „daß es unzulässig sei, 
kaum zwei Jahre nach der Niederwerfung des Nationalsozialismus die elementaren Begriffe von 
Gerechtigkeit und Demokratie der Verhöhnung auszusetzen"; ebenda, fol. 48. 

42 Französischer und deutscher Text der Anklagerede Furbys in: Journal Officiel du Commande-
ment en Chef Francais, Nr. 61 vom 23. 3. 1947, S. 606 bzw. 626. 
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Standpunkt des Rechts der Militärregierung und des Kontrollrats zu mißbilligen, son­
dern auch vom Standpunkt des deutschen Rechts." 

Furby berief sich dabei auf namhafte deutsche Rechtsgelehrte, die er um Gutachten 
gebeten hatte, darunter den Freiburger Staatsrechtler Maunz und den Tübinger Straf­
rechtler Kern. Letzterer hatte die Rechtsgründe erörtert, die Zweifel an der Verfas­
sungsmäßigkeit des Amnestieerlasses weckten, und dann ausgeführt: 

„Entscheidend ist jedoch, daß die Amnestie bei der Prüfung ihres Inhalts vom Stand­
punkt des heute in Deutschland geltenden Rechts nicht als gültig angesehen werden 
kann. Sie ist spezifisch nationalsozialistisches Gedankengut und verletzt den Gedanken 
der Gerechtigkeit, indem sie einseitig die Vorkämpfer und Anhänger des Hitler-Regimes 
vor Strafe schützt, auch wenn sie die schwersten Verbrechen verübt haben (wie z. B. in 
dem Potempa-Fall). Eine Verordnung, die selbst den politischen Mord — und vollends 
nur den von der einen Seite aus begangenen — für straffrei erklärt, ist mit den jetzt 
wieder hergestellten Grundlagen eines gerechten Rechts und eines geordneten Staatswe­
sens unvereinbar." 

Gestützt auf solche deutschen Rechtsgutachten schloß der französische Ankläger mit 
den Worten: 

„Der Nationalsozialismus hat in dem Verbrechen von Tillessen nur deswegen eine 
lobenswerte Tat erblickt, weil ihm eine systematische Mißachtung der Freiheit und 
Duldung zu eigen war, die er bis zur Mißachtung des menschlichen Lebens gesteigert 
hat. Die Offenburger Richter haben so, indem sie das Amnestiegesetz auf Tillessen 
anwandten, gegen die Grundsätze der Vereinten Nationen verstoßen. Ich bitte Sie, 
meine Herren, das Recht wieder herzustellen, das von den Offenburger Richtern verletzt 
worden i s t . . . Deutschland kann sich erheben, aber auf anderem Wege als auf dem der 
Begnadigung von Mördern. Sie sind es, meine Herren, die dies dem deutschen Volk zu 
sagen haben." 

Am 6. Januar 1947 hob das Rastatter Tribunal General das Offenburger Urteil auf 
und verfügte eine Neuverhandlung vor dem Landgericht Konstanz, das Tillessen im 
Februar 1947 zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilte. Es sah als erwiesen an, daß die 
Amnestieverordnung des Reichspräsidenten verfassungswidrig war und auch auf­
grund des KRG Nr. 1 nicht hätte angewendet werden dürfen; fälschlich habe das 
Offenburger Gericht außerdem die Nichtanwendbarkeit des KRG Nr. 10 behauptet43. 

Schon bevor das Urteil des obersten französischen Militärgerichts vorlag, hatten 
sich im Dezember 1946 auf einer vierzonalen Tagung der deutschen Justizverwal­
tungschefs und Juristen in Wiesbaden alle Anwesenden empört über das Offenburger 
Urteil geäußert und seine Unhaltbarkeit „auch nach deutschem Recht" unterstri­
chen44. Der von der Humboldt-Universität in Ostberlin angereiste Altmeister des 
deutschen Strafrechts, Professor Kohlrausch, sprach von einer „schweren Schädigung 
des deutschen Richterstandes" durch das Offenburger Gericht45. Diese nach außen 
bekundete Einhelligkeit kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß offenbar zahl-

43 Ebenda, mit ausführlicher Urteilsbegründung S. 633-636. 
44 Vgl. SJZ, Jg. 2 (1947) S. 39. 
45 Vgl. Niederschrift der Wiesbadener Tagung in: Z 21/1309, fol. 15. 
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reiche deutsche Richter durch den Fall Tillessen stark beunruhigt wurden und ihn als 
Anzeichen einer neuen politischen Gängelung der deutschen Justiz betrachteten46. 

Galt der Fall Tillessen als Beispiel des Versagens eines deutschen Gerichts in der 
strafrechtlichen Bewertung der Vergangenheit, so setzten gleichzeitig andere deutsche 
Gerichte in positiver Weise Maßstäbe für diese Bewertung, so in den ersten Euthana­
sie-Prozessen, die in der US-Zone vom Landgericht Frankfurt verhandelt wurden. Es 
ging dabei um eine Entscheidung zu dem von den Ärzten und Pflegern der Euthanasie­
anstalten in Anspruch genommenen Befehlsnotstand wie auch zur Frage der Rechts­
kraft des Hitlerschen Euthanasie-Befehls vom 1. September 1939. 

Am 21 .12 .1946 verurteilte die 4. Strafkammer des Landgerichts Frankfurt im 
ersten dieser Verfahren einige Angeklagte zum Tode, andere zu langen Freiheitsstra­
fen47. In der Begründung wurde unter anderem ausgeführt: Das Gericht habe sich 
nicht den Verteidigern der Angeklagten anzuschließen vermocht, die dargelegt hätten, 
Hitlers Euthanasie-Befehl sei für die Angeklagten rechtsverbindlich gewesen. Es habe 
aber auch der Rechtsauffassung der Anklagebehörde, die diesem Befehl „jede formelle 
Gesetzeskraft" absprach, weil er weder veröffentlicht noch von dem zuständigen 
Fachminister gegengezeichnet worden sei, nicht ganz folgen können. „Es ist zu be­
rücksichtigen, daß diese Verlautbarung von dem damaligen Staatsoberhaupt des 
Deutschen Reiches ergangen ist, und daß die Auffassung der Anklagebehörde dem 
Satz von der ,normativen Kraft des Faktischen' nicht gerecht wird und die unter der 
Herrschaft des Nationalsozialismus obwaltenden staatsrechtlichen Verhältnisse unbe­
rücksichtigt läßt." Die Strafkammer griff auf naturrechtliche Grundsätze zurück: 

„Wenn aus Gründen der Rechtssicherheit auch grundsätzlich zugestanden werden muß, 
daß im allgemeinen das Gesetz ohne Rücksicht auf seinen Inhalt als rechtsverbindlich 
angesehen werden muß, so findet dieser Satz doch unter allen Umständen seine äußerste 
Begrenzung darin, daß die Staatsführung nicht willkürlich bestimmen kann, was Recht 
oder Unrecht ist. Der Staat ist niemals die alleinige Quelle allen Rechtes. Auch er selbst 
ist dem Recht unterworfen, auch er ist an die ewigen Normen des natürlichen Sittenge­
setzes gebunden, und verletzt er sie, so entbehrt sein Gesetz der verpflichtenden Kraft . . . 
Die sittlich und rechtlich verpflichtende Kraft der Naturrechtsnorm ,Du sollst nicht 
töten' ist so stark, daß sie niemals von der formellen Rechtskraft eines Gesetzes ver­
drängt werden kann." 

Der hessische Justizminister Zinn, der, vertreten von seinem Strafrechtsreferenten, 

dem damaligen Ministerialrat Dr. Adolf Arndt, dem späteren „Kronjuristen" der SPD 

im Deutschen Bundestag, in diesen Frankfurter Prozessen als Nebenkläger auftrat, 

46 Nach einer Inspektionsreise in Hamburg am 13./14. Januar 1947 berichtete der Leiter des Justice 
Control Branch der britischen Legal Division dem Hauptquartier dieser Division in Berlin am 
15.1.1947: „Es hat dem Richterstand der britischen Zone Anlaß zu erheblicher Besorgnis gege­
ben, daß die französische Militärregierung einen Richter in Freiburg seines Amtes enthoben und 
inhaftiert hat, weil der Richter einen Mann wegen "vaterländischen' Mordes freigesprochen hat"; 
Z 21/424, fol. 40. 

47 Urteilsbegründung enthalten in: Justiz und NS-Verbrechen. Sammlung deutscher Strafurteile 
wegen nationalsozialistischer Tötungsverbrechen 1945—1966, bearb. v. Adelheid L. Rüter-Ehle-
mann und Z. F. Rüter, Amsterdam 1968, Bd. I, S. 156. 
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hatte im Einvernehmen mit Arndt aus politischen und psychologischen Gründen von 
Anfang an großen Wert darauf gelegt, die Aburteilung von NS-Verbrechen nicht den 
Siegermächten zu überlassen. Die Urteile der Besatzungsgerichte, so erklärte Arndt, 
fänden im deutschen Volk „kaum Resonanz". Die oft gehörte Phrase, daß in den 
Tribunalen der Siegermächte neben den Angeklagten das ganze deutsche Volk auf der 
Anklagebank sitze, könne am überzeugendsten durch die „Kraft zur eigenen Aburtei­
lung" widerlegt werden, die ohne Zuhilfenahme einer fremden Strafnorm deutlich 
mache, daß die Urheber der in der NS-Zeit begangenen Untaten „auch nach deut­
schem Recht Verbrecher waren"48 . 

Um die Möglichkeit deutscher strafrechtlicher Selbstreinigung darzulegen, kam 
Arndt bei der Konstanzer Juristentagung Anfang Juni 1947 auch auf das zitierte 
Urteil des Landgerichts Frankfurt zu sprechen. Bei sonst positiver Bewertung kriti­
sierte er dessen Rückgriff auf das Naturrecht. Es bedürfe nicht des Eintauchens in das 
„offene Meer des Naturrechts", um die Vorstellung zu entkräften, Hitlers Befehl zur 
Tötung der Geisteskranken sei „nach dem Staatsrecht der Hitlerzeit trotz seiner Ge­
heimhaltung ein allgemein verbindliches Gesetz gewesen", wie andere in der Ge­
schichte nachweisbare revolutionäre Anordnungen, die sich faktisch in einem neuen 
politischen System durchsetzten und schließlich zum geltenden Staatsrecht wurden. 
Arndt griff vor allem jenen Teil des Frankfurter Urteils heraus, das der Anklagebe­
hörde ungenügende Berücksichtigung des Rechtssatzes von der „normativen Kraft des 
Faktischen" vorgeworfen hatte, und legte scharfsinnig dar, warum gerade dieser 
Rechtssatz nicht auf Hitlers verbrecherische Geheimbefehle angewandt werden 
könne: 

„Für die ganze Hitler-Zeit werden wir mit aller Sorgfalt zu prüfen haben, wie weit seine 
Macht normierend wirkte und wie weit sie bloß Behauptung und bloßer Zwang war . . . 
Erst ein Erfolg, der über sich selbst hinaus wirkt, indem er allgemein die Menschen 
bestimmt, sich ihrerseits danach zu richten oder sich selbst in gleicher Weise zu verhal­
ten, wirkt normierend, konstituiert ein Gesetz . . . In einem verfassungslosen Zustand, 
etwa einer Revolution oder Usurpation, kann eine ,vollendete Tatsache' eine solche 
Folge haben . . . Keineswegs wird gesagt werden können, daß Hitlers Wille, soweit er 
sich auf Geheimbefehle beschränkte, normierend wirkte, d. h. die Bevölkerung veran-
laßte, sich in gleicher Weise zu verhalten oder gar es für rechtens zu erachten, daß man 
sich so verhalte, daß solche Handlungen (die des Euthanasiemordes) im deutschen Volk 
als Brauch oder Sitte vollzogen wurden, kurz, daß sie ein Gesetz waren, wie etwa die 
Sklaverei im Altertum oder die Witwenverbrennung in Indien . . . 
Die Geheimhaltung des Hitler-Erlasses vom 1. 9.1939 ist daher als kein nur formelles 
Kriterium, ist nicht nur negativ als Fehlen einer Äußerlichkeit, nämlich des Abdrucks im 
Reichsgesetzbuch, aufzufassen, sondern diese für notwendig erachtete Geheimhaltung 
. . . ist ein Kennzeichen dafür, daß Hitler nicht die Macht hatte, in Deutschland und vor 
aller Welt derartige ,Normen' aufzustellen . . . 
Überall dort also, wo Hitlers Wille nicht zu objektivierten Normen führte, sondern er 
den Zustand unmittelbarer Gewaltanwendung nicht verlassen konnte oder zur Geheim-

48 Vgl. die Ausführungen Arndts auf dem Juristentag in Konstanz; Der Konstanzer Juristentag (vgl. 
Anm. 18), S. 195. 
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haltung Zuflucht nehmen mußte, gelang seine Usurpation nicht, sondern blieb ,natio-
nalsozialistische Gewaltherrschaft', d. h. Gesetzwidrigkeit auch gerade nach den Maß­
stäben des damals positiven Rechts"49. 

Arndt betonte aber auch, daß bei den in der NS-Zeit verübten „modernen Massenver­
brechen" sowohl die Frage der Kausalität als auch die Frage der Schuld des Täters 
anders aussähen als in Fällen gewöhnlicher Kriminalität: „In der Euthanasieaktion 
handelte — abgesehen vom Arzt am Gashebel - nur noch das am geringsten schuldige 
Pflegepersonal, das unmittelbar Hand anlegte, im herkömmlichen Sinne kausal; je 
höher wir aber im Kreis der zuoberst Verantwortlichen vordringen, um so mehr 
verflüchtet sich die Kausalität". Die „organisierte Schuld" sei „sozusagen atomisiert"; 
von den Hauptverantwortlichen bestehe „keine mechanische Verbindung mehr zu 
den einzelnen Tötungen", die „fast abstrakt und unanschaulich geworden" sind. Der 
einzelne Mittäter könne sich auch darauf berufen, daß das Ergebnis das gleiche geblie­
ben wäre, „wenn die individuelle Mitwirkung des einen konkreten Menschen unter­
blieben wäre". Nicht also unbedingt die Kausalität individuellen Handelns begründe 
hier Schuld, sondern letzten Endes „die Selbstaufgabe der sittlichen Person zugunsten 
eines Kollektivdenkens", gegen das Widerstand zu leisten Pflicht gewesen wäre und 
wo dieses Versäumnis straffällig wird, weil es zur Erfüllung eines Straftatbestandes 
führte50. 

Arndt wußte auf dem Konstanzer Juristentag am Beispiel des Hitlerschen Euthana­
sie-Befehls auch eindrucksvoll zu verdeutlichen, was mit dem Begriff des „Verbre­
chens gegen die Menschlichkeit" eigentlich gemeint ist: Nicht nur irgendein Rechtsgut 
sei hier verletzt worden, sondern die humane Rechtsidee schlechthin: 

„Die Heilanstalten, in denen sich die Euthanasieaktion ereignete, sind Krankenhäuser; 
im Kriege sagen wir Lazarette, weil der arme Lazarus das Symbol des Leidens und der 
Hilfsbedürftigkeit wurde, seit der Menschensohn aus Nazareth über diese Erde ging. 
Dieser Lazarus war es, dem von Hitler die Hilfe verweigert und der außerhalb des 
Rechts gestellt wurde. Seitdem sind nicht nur die Menschen in Deutschland, sondern im 
Grund genommen ist die ganze Menschheit Lazarus geworden . . . Wir können das 
Recht an keiner Stelle und für niemanden aufheben, ohne es für alle zu verlieren."51 

4. Organisation und Personalausstattung der britischen Legal 

Division (1945/46) 

Nach der an Beispielen orientierten Einführung in unser Thema wollen wir im Folgen­
den die Entwicklung in einer Zone ausführlicher behandeln. Das britische Besatzungs­
gebiet empfiehlt sich dafür besonders, weil hier infolge der förmlichen Ermächtigung 
der deutschen Justiz zur Anwendung des KRG 10 durch die Verordnung Nr. 47 der 
britischen Militärregierung (Herbst 1946) der Konflikt zwischen Vorschriften der 
Besatzungsmacht und deutschen strafrechtlichen Maßstäben besonders in Erschei­
nung trat. Zunächst sollen aus der Gesamtheit der strukturellen Voraussetzungen 

49 Ebenda, S. 190ff. 50 Ebenda, S. 193ff. 51 Ebenda, S. 199f. 
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zwei Komplexe herausgegriffen werden, die in bezug auf andere Besatzungszonen 
schon kursorisch behandelt worden sind. 

Bei der Ermächtigung der deutschen Justiz spielte, wie bereits angedeutet, auch die 
Entlastung der Militärgerichte und der Militärregierung eine Rolle. Daraus ergibt sich 
die Frage nach der personellen und organisatorischen Kapazität derjenigen Fachabtei­
lung der britischen Besatzungsmacht, die als Befehls-und Kontrollorgan der deutschen 
Justiz fungierte: der Legal Division. Da die Akten der britischen Militärregierung 
bzw. der Control Commission Germany/British Element (CCG/BE) noch nicht zur 
Verfügung stehen, ist ein genaues Studium der Struktur der Legal Division, das vor 
allem auch die Ausbildung und Qualität ihres Personals zum Gegenstand haben 
müßte, noch nicht möglich. Für die Forschung bereits zugängliche Quellen des For­
eign Office, vor allem seiner Deutschland-Abteilung52 und des ihm attachierten Con­
trol Office Germany/Austria (C. O. G. A.)53, die über die Vorgänge im britischen 
Besatzungsgebiet laufend unterrichtet wurden, erlauben es aber doch, einige Elemente 
der Organisation der Legal Division zu kennzeichnen54. 

Im Rahmen des Aufbaus der CCG/BE war seit 1944 im Norfolk House am St. 
James Square in London der Kader der späteren Legal Division entstanden, bis zum 
Sommer 1945 geleitet von Oberstleutnant Dunbar. Er beteiligte sich auch an den seit 
Herbst 1944 auf der Basis eines amerikanischen Entwurfs innerhalb der European 
Advisory Commission (E. A. C.) geführten Verhandlungen über die Grundsätze der 
künftigen alliierten Rechts- und Justizpolitik im besetzten Deutschland, die in den 
ersten Kontrollratsgesetzen vom Sommer und Herbst 1945 Ausdruck finden sollten55. 
Als eine Art brain trust für die aus britischen Offizieren und Ziviljuristen gebildete 
Legal Division war außerdem eine „Special Legal Unit Germany/Austria" (später mit 
der Bezeichnung „Special Legal Research Unit") gegründet worden, in der einige 
Spezialisten, darunter auch emigrierte deutsche Rechtsanwälte, Analysen der Justizor­
ganisation und des Rechtswesens in Deutschland zur internen Information ausarbei­
teten56. 

In einer Anweisung, die der Direktor der entstehenden Legal Division im August 
1944 erhielt, hieß es, man gehe davon aus, „that there will be in existence a German 
Central Government with which it is possible to deal"57. Deshalb suchte man auch die 
Legal Division korrespondierend zur Organisation der deutschen Justiz aufzubauen58 

52 Im Public Record Office (PRO)/London der Bestand: FO 371. Leiter der Deutschland-Abteilung 
war 1944/45 J. M. Troutbeck. 

53 Im PRO der Bestand: FO 937. 
54 Dazu auch die freilich gerade hinsichtlich der Legal Division ohne Benutzung britischer Akten 

gegebene zum Teil irrige Darstellung von Joachim Reinhold Wenzlau, Der Wiederaufbau der 
Justiz in Nordwestdeutschland 1945 bis 1949, Königstein/Taunus 1979. 

55 Vgl. vor allem die Verhandlungen über die US Draft Directive No. 11 betr. „Administration of 
Justice"; FO 371/46703/04. 

56 Dazu verschiedene Unterlagen in FO 371/46704-706. 
57 Anweisung „to the Director of the Legal Branch" (Eingangsstempel: 31. 8.1944); FO 937/1. 
58 In der vorgenannten Anweisung hieß es, die Organisation der CCG/BE „has been designed with a 

view to Divisions/Branches paralleling as nearly as possible German Ministries". 
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und errichtete als eines ihrer wichtigsten Referate im Herbst 1944 den Ministry of 
Justice (MOJ) Control Branch, der diese Bezeichnung auch später behielt, obwohl es 
sich schon im Sommer 1945 herausstellte, daß es ein zentrales deutsches Justizmini­
sterium auf absehbare Zeit nicht geben werde. Den Planern des Foreign Office fehlte 
es allerdings nicht an realistischer Vorausschau. So empfahlen sie dem Direktor der 
Legal Division in der Anweisung vom August 1944 zugleich, sich auch darauf einzu­
richten, daß Deutschland „may be dismembered to such an extent that the zones may 
become largely autonomous". Die britische Militärregierung und die Legal Division 
würden dann die doppelte Aufgabe haben, die deutsche Verwaltung in der britischen 
Zone zu kontrollieren und eine verantwortliche Rolle in der alliierten Kontrollkom­
mission für „Deutschland als Ganzes" zu spielen59. 

Bereits im Herbst 1944 war die später im wesentlichen beibehaltene Gliederung der 
Legal Division in fünf Branches festgelegt worden60. Unterhalb des Headquarters 
(HQ) mit einem Deputy Chief und der Co-Ordination Section (später Staff Section) 
hatten diese Abteilungen mit ihrem jeweils großen Wirkungskreis offenbar weitge­
hende Selbständigkeit. 

Die der Legal Division angehörenden Ziviljuristen besaßen den Status von civil 
servants und unterstanden dem „civil service disciplinary code"61, bildeten aber eine 
Minderheit gegenüber den Offizieren; im April 1945 nahm ein Kern von 32 Stabsoffi­
zieren die Führungsstellen der Legal Division ein62. Zu ihnen gehörte schon seit 1944 
der damals 36jährige Oberstleutnant J. F. W. Rathbone, ein ehemaliger Anwalt, als 
leitender Stabsoffizier, ab Sommer 1945 als Direktor des wichtigen Justice Control 
Branch. 

Vorausstäbe der Legal Division waren im Frühjahr 1945 der britischen Rheinarmee 
bei der Besetzung Deutschlands zugeteilt worden, so Rathbone dem Stab von Mont-
gomery. Aber erst als die Militärverwaltung in Deutschland im Spätsommer 1945 an 
die CCG/BE überging, wurde die Legal Division im Besatzungsgebiet etabliert und 
erreichte sie ihre volle Sollstärke mit rund hundert Offizieren und etwa einem Dut­
zend höheren Zivilbeamten. Aus den Stellenplänen des Jahres 1945 wird deutlich, 

59 Vgl. Anweisung vom August 1944 (Anm. 57), Pkt. 10. 
60 Aus einer Anweisung der Co-Ordination Section der Legal Division vom 7.12. 1944 (FO 937/14) 
geht hervor, daß folgende Abteilungen bestanden: 1. Military Government Courts (MGC), 2. 
Legal Advice and Drafting (LAD), 3. Ministry of Justice (MOJ) Control, 4. Administrative 
Tribunal Control (ATC), 5. German Courts Martial (GCM). Ab November 1945 kam als sechste 
Abteilung eine Penal Branch hinzu, aber schon ab 1.1. 1946 wurde dafür der GCM Branch 
aufgelöst, weil die Funktion der deutschen Militärgerichte inzwischen erloschen war, so daß es 
dann wiederum nur fünf Branchen gab. Vgl. Runderlasse der Staff Section der Leg. Div. vom 12. 
und 20. 12.1945; FO 937/1. 
61 Vgl. den Anhang zum Runderlaß über „Office Organisation" vom 7.12.1944 (Anm. 60), sowie 
die Anweisung der Co-Ordination Section vom 7. 4. 1945 über „Office Routine and Procedure"; 
FO 937/14, 
62 Vgl. den Mobilisations-Erlaß der Co-Ordination Section vom 12. 4.1945 mit Liste der der Divi­
sion angehörenden Offiziere; FO 937/12. 
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daß ursprünglich ein sehr viel höherer Anteil von Zivilisten und das heißt wohl auch 
von fachlich sehr gut qualifizierten britischen Juristen vorgesehen war. Offenbar vor 
allem aus finanziellen Gründen wurde schließlich in größerem Maße von der Abkom­
mandierung von Offizieren Gebrauch gemacht, bei denen es sich allerdings durchweg 
ebenfalls um Juristen handelte, die als Reserveoffiziere dienten63. Zum „Chief Legal 
Division" war im Sommer anstelle von Colonel Dunbar ein erfahrener und angesehe­
ner Ziviljurist, der damals 64jährige Anwalt (K. C.) N. L. C. Macaskie, ernannt wor­
den64, der sein Amt im Oktober 1945 antrat. Aber die meisten Spitzenpositionen 
waren mit Offizieren besetzt worden. Das galt sowohl für Macaskies Stellvertreter, bis 
Anfang 1946 Brigadegeneral Wilberforce, als auch für den Chef des wichtigen Minis-
try of Justice Control Branch: nicht, wie noch im Juni vorgesehen, ein Zivilist, son­
dern der inzwischen zum Colonel beförderte Rathbone. 

Im Juli 1945 siedelte der Hauptstab der Legal Division in die britische Zone über 
und bezog als Zonal Executive Office in Lübbecke bei Minden ein provisorisches 
Quartier; ein Jahr später, Anfang Juli 1946, zog dieses Hauptquartier der Legal 
Division nach Herford um65. Zur gleichen Zeit war ein Advanced Headquarters am 
Sitz des Kontrollrats in Berlin errichtet worden, das den ständigen Dienstsitz des 
Chefs der Legal Division bildete und wo mehr als ein Drittel des Gesamtpersonals 
residierte. Als „Chief Legal Division" (ab 1948 „Principal Legal Adviser") war Ma­
caskie (bis Oktober 1945 Wilberforce) zugleich britischer Vertreter im Legal Directo-
rate der alliierten Kontrollratsbehörde. Die Kontrolle der deutschen Justiz in der 
britischen Zone besorgte aber das Zonal Executive Office in Lübbecke bzw. Her­
ford66. Zu seiner Unterstützung waren außerdem bei den Militärgouverneuren der 
fünf Militärverwaltungsbezirke der Zone (Hannover, Westfalen, Nordrhein, Schles­
wig-Holstein und Hamburg) kleine Rechtsabteilungen mit Senior Legal Officers (ab 
Mai 1946 „Chief Legal Officers", ab 1948 „Chief Legal Advisers") tätig, die ihre 
sachlichen Weisungen von Herford erhielten67. 

Als Rückbindung zum Foreign Office bestand in London weiterhin ein rückwärti­
ges Hauptquartier (HQ Rear) der Division, geleitet von Sir Alfred Brown, der schon 
beim Aufbau der Division, als Rechtsberater der Deutschlandabteilung des Foreign 
Office, maßgeblich mitgewirkt hatte. Bei seiner Dienststelle bleiben die Kompetenzen 

63 Vgl. vor allem die statistische Personalübersicht vom 1.12. 1945; FO 937/12. 
64 Runderlaß der Co-Ordination Section vom 2.10.1945; FO 937/1; vgl. dazu auch Wenzlau, 

a. a. O., S. 75. 
65 Vgl. Umzugsrunderlasse der Leg. Div. vom 21. und 24. 6.1946; FO 937/12. 
66 Aus der Personalaufstellung vom 1. 12.1945 (vgl. Anm. 63) geht hervor, daß von den insgesamt 

212 Angehörigen der Division 75 in Berlin und 137 in Lübbecke untergebracht waren. In der 
Begründung (Justification) eines Organisationsplanes der Legal Division vom Mai 1946 heißt es 
u. a.: „It is necessary to have at Berlin a staff to cope with the quadri-partite work of drafting 
Control Council legislation and advising on matters which arise dayly and even hourly. The bulk 
of the work, however, especially that of advising the other divisions and attending Conferences in 
the zone, is done at the Zonal Executive Offices. For this reason it is necessary, that the Controller 
General and the bulk of the staff should be at the Zonal Executive Offices"; FO 937/2. 

67 Vgl. Runderlaß Chief Legal Division vom 28. 5.1946; FO 937/1. 
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für die Personaleinstellung, bei ihr verblieb auch die Beratergruppe der Special Legal 
Research Unit mit ihren (1945) vier emigrierten deutschen Rechtsanwälten. Anderen 
Grundsätzen folgend als die Amerikaner, hatten sich sowohl der Stabschef der briti­
schen Kontrollkommission, Generalmajor Kirby, wie auch die Deutschlandabteilung 
des Foreign Office dagegen ausgesprochen, diese Berater nach Lübbecke mitzu­
nehmen68. 

Als Folge des Prinzips, keine deutschen Emigranten bei der Kontrollkommission in 
Deutschland zu beschäftigen, das allerdings gelegentlich durchbrochen wurde, mußte 
die Legal Division Ende 1945 beim Zonal Executive Office, um deutschen juristischen 
Sachverstand zur Hand zu haben, aus angeworbenen deutschen Juristen ein inoffiziel­
les kleines Beratungsbüro unter der Bezeichnung Special Legal Advise Bureau (SLAB) 
einrichten. Seine später sechs Dezernenten, darunter ein aus dem Reichsjustizministe­
rium stammender Beamter (Dr. Hans Kirchhoff), der den Briten trotz seiner NSDAP-
Zugehörigkeit als Berater geeignet schien und 1947 die Leitung von SLAB übernahm, 
gerieten allerdings als Herforder „Dunkelkammer" der Besatzungsmacht69 bei der 
deutschen Justiz um so mehr in ein schiefes Licht, als diese — vor allem in Gestalt des 
im Oktober 1946 errichteten Zentraljustizamtes — selbst mehr und mehr in ein part­
nerschaftliches Verhältnis zur Legal Division hineinrückte. 

Diese problematische Hilfskonstruktion kann wohl ebenfalls als Anzeichen dafür 
gewertet werden, daß die Ausstattung der Legal Division mit eigenem qualifizierten 
Fachpersonal unzureichend war. Den gleichen Eindruck vermittelt die Korrespondenz 
zwischen Macaskie und Sir Alfred Brown über Probleme der Personalergänzung vom 
Herbst 1945 bis zum Sommer 1946. Schon bei einer Besprechung über Personalrekru­
tierung für die Kontrollkommission, die am 15.11.1945 in London stattfand, erfuhr 
Sir Alfred, daß auch den für die Legal Division anzuwerbenden Kräften nur Anstellun­
gen für eine Dauer bis zu höchstens einem Jahr angeboten werden könnten70, was für 
gute Leute sicher nicht besonders anziehend war. Im Winter 1945/46 ließen sich 
überdies etliche Stabsoffiziere der Legal Division, darunter auch Macaskies Stellver­
treter Wilberforce, demobilisieren und kehrten in ihren Zivilberuf zurück; trotz Zure­
dens ihrer Vorgesetzten waren sie zum weiteren Dienst in der Kontrollkommission 
nicht bereit71. Ausschreibungen, die im Dezember 1945 in englischen Zeitungen und 
juristischen Fachzeitschriften erschienen, konnten, weil offenbar die meisten Bewer­
ber von vornherein als „unsuitable" ausgeschieden werden mußten, die Lücken kaum 
füllen72; das veranlaßte einige ungeduldige Branch-Direktoren, darunter auch Rath-

68 Vgl. die Korrespondenz zwischen dem Chief Legal Division, Generalmajor Kirby, und der Politi-
cal Division vom Juli/August 1945, in deren Verlauf Kirby mit Rückendeckung des Foreign 
Office mitteilte: „We are not permitted zu include Germans in the Control Commission Staff". 
FO 371/46981. 

69 Vgl. dazu Aktenvorgänge in BA Z 21/151. 
70 Schreiben HQ Rear vom 17.11.1945 an Main HQ Legal Div; FO 937/2. 
71 Vgl. Schreiben Macaskie an Brown vom 7. 3. 1946; FO 937/2. 
72 Vg. Schreiben Ministry of Labour and National Service v. 12. und 17.12.1945 an Brown und 

Aufstellung HQ Rear v. 25 .1 . 1946; FO 937/4. 
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bone, zu dem Versuch, auf eigene Faust geeignetes Personal ausfindig zu machen73. 
Macaskie klagte am 16 .1 .1946 nicht nur bitter darüber, daß die Personalklage bei 
den Angestellten und Schreibkräften „now reaches a position dangerously near the 
breakdown point", er kritisierte auch, daß Personen, die für die Besetzung leitender 
Positionen von London herübergeschickt worden seien, den Anforderungen nicht 
genügten74. 

Die Lage verschärfte sich im Frühjahr 1946 weiter, als London aus finanziellen 
Gründen einen generellen Schnitt der Sollstärke der Kontrollkommission um 3 3 % der 
bisherigen Ansätze und eine Reduzierung der Gehälter verfügte. Obwohl die Legal 
Division bei General Robertson erreichte, daß der Schnitt bei ihr auf 2 5 % beschränkt 
blieb, reagierte Macaskie verzweifelt: „I am very much afraid that if this policy is 
pursued very few selected candidates will be persuaded to join the Control Service"75. 
Wenige Tage später wiederholte er: „Situation is reaching breaking point"76 . 

Die Gewinnung rechtskundigen und dazu sprachlich versierten Personals war of­
fensichtlich auch deshalb schwierig, weil die britische Kontrollkommission an dem 
Grundsatz festhielt, deutsche Emigranten selbst dann nicht oder nur in Ausnahmefäl­
len zu beschäftigen, wenn sie inzwischen britische Staatsbürger geworden waren. 
Bemerkenswert ist vor allem die große Bedenklichkeit gegenüber der Beschäftigung 
jüdischer Fachleute, insbesondere Juden deutscher Herkunft. Zur Begründung formu­
lierte Macaskie am 7. 3 .1946 in unnachahmlicher britischer Manier: „It is always to 
be remembered that in jobs which bring the holder in close personal contact with 
Germans, unfortunately British Jews and still more naturalised ones are at a disadvan-
tage certainly in the present temper of the German people"77. 

Im Juni 1946 wurde der Bedarf an rechtskundigen Offizieren allein bei den regiona­
len Dienststellen der Legal Division mit 10 Senior Legal Assistants und 56 Legal 
Assistants beziffert78. Um angesichts des empfindlichen Mangels gute Leute zu halten, 
waren die britischen Heimatbehörden immerhin im Einzelfall bereit, die Besoldung 
anzuheben, so auch im Falle von Colonel Rathbone79 , der als Controller General des 
Justice Control Branch bis zu seinem Ausscheiden im Februar 1949 der wohl wichtig­
ste britische Kontrahent für die deutsche Justiz in der britischen Zone wurde, wäh­
rend der Stabsleiter des Zonal Executive Office in Herford (seit Sommer 1946 Colonel 
Moller) nur relativ selten direkt mit den deutschen Justizbehörden in Kontakt trat80. 
War für die Kontrolle der Justizverwaltung in seinem Branch eine Sektion unter 
Major Boulton federführend, so verfügte Rathbone zur Beaufsichtigung der deut­
schen Gerichte über einen besonderen Stab, das German Court Inspectorate, das 

73 Vgl. Schreiben Brown an Rathbone v. 28. 12.1945; FO 937/4. 
74 Schreiben Macaskie an Brown v. 16.1.1946; FO 937/4. 
75 Schreiben Macaskie an Brown vom 7. 3. 1946; FO 937/2. 
76 Schreiben Macaskie an Brown vom 18. 3.1946; FO 937/2. 
77 So in dem in Anm. 75 genannten Schreiben. 
78 Schreiben Main HQ vom 13. 6.1946 an HQ Rear; FO 937/4. 
79 Schreiben Brown vom 19. 8. 1946 an Brigadier Inglis (Herford); FO 937/4. 
80 Vgl. hierzu Organisationsplan der Legal Division vom 20. 5.1946; FO 937/2. 
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regelmäßige Besichtigungen in den einzelnen Gerichtsbezirken in der Zone durch­
führte und darüber berichtete. Daß die britische Kontrollkommission die wichtige 
Aufgabe der Aufsicht über die deutsche Justiz in ihrer Zone einem jungen Offizier wie 
Colonel Rathbone überließ, spricht sicher für dessen Fähigkeiten, vor allem für Orga­
nisationsgeschick und politischen common sense, ergab sich gewiß aber auch aus der 
schwachen Personalausstattung, die bis zu einem gewissen Grade wohl ebenfalls er­
klärt, warum der Apparat der Legal Division zu eigenständiger Justizpolitik in der 
britischen Zone kaum in der Lage, vielmehr sehr bald wieder auf den deutschen 
Justizapparat angewiesen war. Dessen Eigengewicht gegenüber dem dürftigen Kon­
trollapparat der Legal Division schlug dementsprechend zu Buche. 

5. Die Entnazifizierung der deutschen Justiz, 1945—1949 

In der Praxis der politischen Überprüfung der deutschen Justiz rangierte — im Ver­
gleich zu dem rigorosen Vorgehen in der SBZ - die britische Zone am anderen Ende 
der Skala81. Anders auch als in der amerikanischen Zone war die Phase relativ stren­
ger politischer Säuberung hier erheblich kürzer (Frühjahr-Herbst 1945) und im Ergeb­
nis weniger drastisch. Mußten im Juli 1946 die Vertreter der US-besetzten Länder 
Bayern und Hessen registrieren, daß dort aufgrund der Entnazifizierung die Zahl der 
wieder zugelassenen Richter nur etwa ein Drittel des früheren Standes erreichte (in 
Hessen 222 gegenüber früher 653, in Bayern 526 gegenüber 122282), konnte der 
Düsseldorfer OLG-Präsident Lingemann für die britische Zone erklären, daß der 
Entnazifizierungsverlust bei den Richterstellen hier nur etwa 30 Prozent (gegenüber 
dem Stand von 1940) ausmache: Von damals 2895 Stellen waren 2033 wieder be­
setzt83. 

Bei der Wiederzulassung deutscher Richter und Staatsanwälte durch die Legal Divi­
sion hatten die bereits im Frühsommer 1945 in den acht Oberlandesgerichtsbezirken 
der Zone84 eingesetzten neuen deutschen OLG-Präsidenten und Generalstaatsanwälte 
schon früh eine Mitsprachemöglichkeit eingeräumt erhalten. Pragmatischer als die 
Amerikaner, tendierten die Briten dazu, der Entnazifizierung hauptsächlich bei der 
Besetzung dieser führenden Positionen größere Bedeutung beizumessen. Sie hatten 

81 Über die Entnazifizierungspolitik in der britischen Zone fehlt es noch an grundlegenden Arbeiten, 
die mit dem großen Werk von Lutz Niethammer über die Entnazifizierung in der US-Zone auch 
nur entfernt konkurrieren könnten. Auch die umfangreiche Materialsammlung von Irmgard 
Lange, Entnazifizierung in Nordrhein-Westfalen. Richtlinien, Anweisungen, Organisation, Sieg­
burg 1976, befriedigt dieses Bedürfnis kaum. Zur französischen Zone neuerdings: Klaus-Dietmar 
Henke, Politische Säuberung unter französischer Besatzung. Die Entnazifizierung in Württem-
berg-Hohenzollern, Stuttgart 1981. 

82 Vgl. dazu die Ausführungen des hessischen Justizministers Zinn und des bayerischen Ministerial­
direktors Konrad auf der bizonalen Tagung der Justizverwaltungschefs am 16./17. Juli 1946; 
Niederschrift in BA Z 21/1309, fol. 7. 

83 Ebenda, fol. 8. 
84 Hamburg, Kiel, Braunschweig, Celle, Oldenburg, Hamm, Düsseldorf, Köln. 
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deshalb zu OLG-Präsidenten und Generalstaatsanwälten durchweg Juristen ernannt, 
die aus der NS-Zeit nicht belastet waren. Teils handelte es sich um frühere Anwälte 
(der prominenteste war der in Celle zum OLG-Präsidenten ernannte Freiherr von 
Hodenberg), teils um Justizbeamte, die in der NS-Zeit aus politischen Gründen ge­
maßregelt oder aus ihrem Amt entfernt worden waren, darunter der zum General­
staatsanwalt in Braunschweig ernannte Curt Staff, früher Mitglied der SPD, und der 
1933 pensionierte Hamburger OLG-Präsident Dr. Wilhelm Kiesselbach, der deswe­
gen trotz seines hohen Alters an führender Stelle (erst Präsident des OLG Hamburg, 
dann des ZJA am gleichen Ort) wiederverwendet wurde85. 

Auf Drängen der deutschen Justiz hatte die britische Militärregierung schon im 
Herbst 1945 erlaubt, daß die von den Prüfern der Public Safety Branches aufgrund 
der Fragebögen als nur nominelle Parteimitglieder eingestuften Justizbeamten wieder 
eingestellt werden konnten, solange die Quote entlasteter PG's bei den einzelnen 
Gerichten und Staatsanwaltschaften 50 Prozent nicht überschritt86. An dieser Politik 
einer möglichst schnellen Wiederzulassung der Masse nicht sonderlich belasteter und 
in der NS-Zeit nicht in Spitzenpositionen tätig gewesener Richter und Staatsanwälte 
suchte die Legal Division auch festzuhalten, als Anfang 1946 mit der Kontrollratsdi­
rektive Nr. 24 vom 12.1.1946 zur „Entfernung von Nationalsozialisten . . . aus Äm­
tern und verantwortlichen Stellungen" (Amtsblatt des Kontrollrates in Deutschland, 
Nr. 5 vom 31.4.1946) gemeinsame Normen der Alliierten für die politische Überprü­
fung auch der Justiz geschaffen wurden und eine zweite Phase der Entnazifizierung 
unter Beteiligung deutscher Ausschüsse und Berufungskammern begann. 

Anders als in der US-Zone, wo nun die im Länderrat vereinigten Ministerpräsiden­
ten das „Gesetz zur Befreiung vom Nationalsozialismus" vom 5. 3.1946 erlassen 
mußten und ein System deutscher Spruchkammern eingerichtet wurde, kam es in der 
britischen Zone, wo die Länderbildung noch nicht abgeschlossen war und eine deut­
sche Justizzuständigkeit erst auf der Ebene der OLG-Bezirke bestand, zu keiner zona­
len Gesetzgebung und auch nicht zu dem gleichen Verfahren. Die systematisch in der 
britischen Zone erst seit 1946 zur Entnazifizierung herangezogenen deutschen Aus­
schüsse („panels") waren den Spruchkammern der US-Zone zwar in mancher Hin­
sicht (Rekrutierung durch die antifaschistischen Parteien) vergleichbar, verfuhren 
aber weniger justizförmig, tagten nicht öffentlich und fungierten bis zum Herbst 1947 
nur als Hilfsorgane der britischen Public Safety Special Branches. Gleichwohl setzte 
mit der geregelten Beteiligung dieser Ausschüsse eine neue Phase der politischen Über­
prüfung ein und überkreuzte sich mit dem Bemühen der Legal Division, die deutsche 
Justizorganisation nach der Wiedereröffnung der großen Mehrheit der früheren Ge­
richte86a zu stabilisieren. So sah sich die Legal Division im späten Frühjahr 1946 

85 Einzelheiten mit biographischen Lebensdaten bei Wenzlau (vgl. Anm. 54), S. 108 ££. 
86 Ebenda, S. 130. 
86a Die Wiedereröffnung der nach der Besetzung zunächst generell geschlossenen deutschen Gerichte 

erfolgte ab Juni/Juli 1945 von unten nach oben: Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandesgerichte, 
verlief aber in den einzelnen OLG-Bezirken z. T. recht verschieden. In Hamburg war der 
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veranlaßt, auch auf Drängen der deutschen Justiz, die im Sommer 1945 eingeführte 
50 Prozent-Begrenzung nomineller PG´s bei den Justizbehörden aufzuheben. „Dan­
kenswerterweise" habe es die Militärregierung zugelassen, so berichtete der Düssel­
dorfer Chefpräsident Lingemann auf einer bizonalen Konferenz der deutschen Justiz­
verwaltungschefs in Bad Godesberg, daß „in Zukunft diejenigen Richter und Staats­
anwälte, die von dem deutschen Entnazifizierungsausschuß als tragbar bezeichnet 
wurden, in Abweichung von dem bisherigen Quotensystem auch dann nicht als Pg's 
gelten, wenn sie früher der NSDAP angehört haben"87. 

Den weiteren Fortgang der Entnazifizierung der Justiz in der britischen Zone kenn­
zeichnete eine zunehmende Solidarisierung der Legal Division mit den deutschen 
Justizbehörden. Vor allem am Wiederaufbau einer effektiven rechtsstaatlichen Justiz 
interessiert, kam die Legal Division nolens volens in die Lage, ein Übergreifen der in 
der zweiten Phase der Entnazifizierung in Gang gesetzten generellen Überprüfung auf 
das von ihr bereits wieder zugelassene deutsche Justizpersonal nach Möglichkeit 
selbst abwehren zu müssen. Der Zielkonflikt zwischen „positivem" Wiederaufbau 
und „negativer" Entnazifizierung führte zu einem deutlichen Interessengegensatz zwi­
schen der Legal Division und den deutschen Justizbehörden einerseits und den für die 
Entnazifizierung zuständigen britischen Special Branches und deutschen Ausschüssen 
andererseits. 

Während die Legal Division ab Herbst 1946 mit der Gründung des Zentraljustiz­
amtes der britischen Zone88 und dem bald darauf folgenden Aufbau deutscher Lan­
desjustizministerien weitere Schritte zur Vereinheitlichung und Verselbständigung der 
deutschen Justiz tat, trieb die Kontrollratsdirektive Nr. 38 vom 12.10.1946 die Sy­
stematisierung der Entnazifizierung voran, indem sie die bekannten Einstufungskate­
gorien I-V (Hauptschuldige, Belastete, Minderbelastete, Mitläufer, Entlastete) ein­
führte89. In dem jetzt gemeinsamen Bestreben der Legal Division und der deutschen 

Wiederaufbau der Justiz schon im September 1945 mit der Wiedereröffnung des Hanseatischen 
OLG organisatorisch weit gediehen. Das OLG Celle wurde nach der Wiederzulassung der meisten 
Amts- und Landgerichte (als letztes in der brit. Zone) erst im März 1946 wiedereröffnet. Dazu 
u. a. Wenzlau, a. a. O., und Ausführungen von OLG-Präsident Lingemann auf der Bad Godesber-
ger Tagung; Z 21/1309. 

87 BA Z 21/1309. Dort auch die Wiedergabe der neuen Bestimmungen über die Wiederzulassung 
nur nomineller Pg's unter Richtern und Staatsanwälten im Justizblatt für den OLG-Bezirk Köln, 
Nr. 9 vom 15. 7.1946, S. 67 (Abschrift). 

88 Vor Bildung des ZJA (1.10. 1946) hatte die oberste deutsche Justizverwaltungs- und Rechtsver­
ordnungskompetenz in der britischen Zone bei den OLG-Präsidenten gelegen, die, zur Zonenver­
einheitlichung, seit Herbst 1945 zu regelmäßigen OLG-Präsidenten-Konferenzen in Bad Pyrmont 
zusammentrafen und ab Februar 1946 einen ständigen Rechtsunterausschuß, als Vorläufer des 
ZJA, in Hamburg gebildet hatten (Protokolle des Rechtsunterausschusses, Febr.-Okt. 1946, in 
Z 21/36). 

89 Amtsblatt des Kontrollrates Nr. 11 vom 31. 10.1946. Ausführungsbestimmungen für die briti­
sche Zone ergingen durch die Zonal Executive Directive No. 54 vom 30.11.1946 (Text u. a. in: 
Z 21/95, fol. 22-38) und die am 24. 2. 1947 inkraftgesetzte Militärregierungs-Ordinance No. 79; 
Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, Britisches Kontrollgebiet, S. 418 (deutsche Fassung: 
S. 422). 
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Justizbehörden, eine nochmalige Überprüfung des wieder zugelassenen deutschen 
Justizpersonals zu verhindern, wurde der Leiter der Justice Control Branch, Oberst 
Rathbone, ein energischer Verbündeter der deutschen Justiz90. Gegenüber den für die 
Entnazifizierung zuständigen britischen Behörden bediente er sich beharrlich vor al­
lem auch des von den deutschen Justizorganen immer wieder vorgebrachten Argu­
ments, daß eine nochmalige Entnazifizierung mit der Wiederherstellung einer unab­
hängigen Rechtspflege, die es gerade nach den NS-Erfahrungen zu stabilisieren gelte, 
nicht vereinbar sei. In diesem Sinne schrieb er am 10 .12 .1946 an die Internal Affairs 
and Communication Division, der die Public Safety Branches unterstanden: „The 
present threat of rescreening is now undermining the independence of the judiciary in 
the British Zone"9 1 . Rathbone erläuterte, daß zahlreiche wieder zugelassene deutsche 
Richter noch nicht in Beamtenstellen eingerückt, sondern nur auf Zeit eingestellt und 
schon dadurch verunsichert seien. Die zusätzliche Bedrohung ihrer Stellung durch die 
von den Entnazifizierungsausschüssen veranlaßten Überprüfungen habe, so formu­
lierte er zugespitzt, dazu geführt, daß die Stellung der deutschen Justiz „is now 
generally in far worse a condition than it was under the Nazis": 

„Unless the legal civil service is given some security and the denazification of the 
German legal profession is brought to a speedy and just conclusion, the administration 
of justice in the British Zone ist likely to break down entirely . . . This Division is reliably 
informed, that in certain areas judges are now reluctant to give impartial judgements in 
cases in which influential politicians or ardent denazifiers are involved . . . This position 
is clearly untenable"92. 

Rathbone suchte aus solchen Gründen die — in den Großstädten oft von Vertretern 
der Linksparteien (SPD, KPD) beherrschten — deutschen Entnazifizierungsausschüsse 
von der Justiz fernzuhalten93. In der Kontrollkommission setzte er sich ebenfalls für 
den Verzicht auf eine automatische Neuüberprüfung des Justizpersonals und einen 
schnellen Abschluß der Entnazifizierung der Justiz ein94. Damit ermunterte er natur­
gemäß die deutschen Justizbehörden, sich dem Verlangen örtlicher deutscher Entnazi­
fizierungsausschüsse nach nochmaliger Überprüfung zu widersetzen95. Daß die Legal 
Division die Entnazifizierung als eine eher leidige politische Angelegenheit ansah, die 
von der Justiz im Interesse ihrer Unabhängigkeit abzuwenden sei, kam Anfang 1947 

90 Vgl. dazu die Vorgänge in Z 21/268, fol. 8 u. 30. 
91 Das Schreiben Rathbones wurde vom britischen Verbindungsoffizier der Legal Division beim 

ZJA in Hamburg „streng vertraulich" den deutschen Justizbehörden zur Kenntnis gebracht; 
Z 21/268, fol. 40. 

92 Ebenda. 
93 So veranlaßte er Anfang Januar 1947 den Militärgouverneur von Hannover zu der Anweisung, 

daß „alle vorbereitenden Arbeiten" zur Überprüfung der Justizangehörigen „künftig von der 
Militärregierung und nicht von den Deutschen zu leisten" seien; vgl. Bericht Rathbone an HQ 
Legal Division vom 5.1.1947 (deutsche Übersetzung), in: Z 21/1353, fol. 32. 

94 Ebenda, fol. 56. 
95 Dazu Bericht des OLG-Präsidenten Köln vom 19. 3. 1947 an die Rechtsabteilung der Militärre­

gierung in Nordrhein-Westfalen, ebenda, fol. 61, sowie Schreiben über ähnliche Vorkommnisse 
in Düsseldorf im Frühjahr 1947, ebenda, fol. 75-77. 
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auch darin zum Ausdruck, daß Rathbone den Landesjustizministern von Niedersach­
sen (Dr. Ellinghaus) und Nordrhein-Westfalen (Dr. Sträter) entschieden davon abriet, 
die Funktion von Landesinspekteuren für die Entnazifizierung zu übernehmen96. 

Eine weitere Verstärkung der deutschen Verantwortung für die Entnazifizierung, 
die zugleich den Einfluß der Legal Division zurückdrängte97, brachte die Verordnung 
Nr. 110 der britischen Militärregierung vom 1.10.1947, welche die Zuständigkeit 
für die Entnazifizierung grundsätzlich den Landesregierungen in der britischen Zone — 
wenn auch vorbehaltlich weiterer Kontrollrechte und Eingriffsmöglichkeiten der Be­
satzungsbehörden — übertrug98. Durch Gesetze und Verordnungen oder einfache Ver­
waltungsvorschriften99 konnten nun die Landesregierungen die Tätigkeit der deut­
schen Entnazifizierungsausschüsse stärker bestimmen. Die meist erst seit 1948 erlasse­
nen Landesvorschriften zur Entnazifizierung wichen zwar im einzelnen voneinander 
ab, sahen jedoch sämtlich vor, daß die in Kategorie V Eingestuften von allen Sühne­
maßnahmen (das heißt auch von Berufsbeschränkung) ausgenommen waren, die in 
die Kategorien IV und III Eingestuften, sofern sie Beamte waren, nur mit Beschrän­
kungen ihres Beamtenverhältnisses zu rechnen hatten (Versetzung in den Wartestand, 
in ein anderes oder niedrigeres Amt). Die Mehrzahl der lokalen deutschen Entnazifi­
zierungsausschüsse, nicht zuletzt die meist selbst von Juristen geleiteten Justiz-Fach­
ausschüsse, ließen seitdem eine zunehmend nachsichtige Entnazifizierungspraxis wal­
ten. Nur vereinzelt verhielt es sich anders, wobei es auch vorkam, daß die Ausschüsse 
von der Besatzungsmacht zugelassene Justizbeamte in die Gruppe IV oder gar III 
einstuften und damit indirekt Kritik an der Wiedereinstellungspraxis der Militärregie­
rung übten100. 

Angestiftet von der Legal Division oder aus eigenem Antrieb suchten lokale Vertre­
ter der Besatzungsmacht solchen in ihren Augen allzu eifrigen deutschen Ausschüssen 

96 Vgl. Berichte Rathbones vom 5 . 1 . und 21.1.1947 an HQ Legal Division (über Besuche in 
Hannover und Düsseldorf); Z 21/1353, fol. 32 u. 127. 

97 Auf britischer Seite blieben im wesentlichen nur noch die Public Safety und die Intelligence 
Branches für die Entnazifizierung zuständig. Schon am 8. 7. 1947 teilte Rathbones Stellvertreter, 
Major Boulton, der regionalen Chief Legal Officers mit: „Infolgedessen hat unsere Dienststelle 
nicht mehr die Befugnis, Bestimmungen über die Entnazifizierung von Personen, die bei der 
deutschen Justizverwaltung beschäftigt sind, zu erlassen, und hat auch keine Befugnis, solche 
Personen der Entnazifizierung zu entziehen"; Z 21/1353, fol. 27. 

98 Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, Britisches Kontrollgebiet, S. 608. 
99 Ein förmliches Entnazifizierungsgesetz kam nur in Schleswig-Holstein zustande, („Gesetz zur 

Fortführung und zum Abschluß der Entnazifizierung" vom 10.2.1948, Schl.-Holst. GVOBI., 
S. 33, dazu Ges.Änder. v. 6. 7. 1948, ebenda, S. 199). Gesetzentwürfe der anderen Länder schei­
terten an Einsprüchen der Besatzungsmacht, nicht zuletzt, weil sie eine Korrektur der von ihr 
schon getroffenen Personalentscheidungen nicht zulassen wollte (vgl. hierzu für Nordrhein-West­
falen das spätere Interview mit dem Innenminister Walter Menzel im „Neuen Vorwärts" vom 
5. 2. 1949; Z 21/269, fol. 95). In Niedersachsen wurde die Materie durch eine VO über das 
Verfahren zur Fortführung und zum Abschluß der Entnazifizierung vom 30. 3. 1948 (Nieder-
sächs. GVOBl., S. 41) sowie eine VO über Rechtsgrundsätze der Entnazifizierung (ebenda, S. 68) 
geregelt. 

100 Z 21/268, fol. 101. 
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die Arbeit auch dadurch zu erschweren, daß sie von den Vorbehaltsrechten der Besat­
zungsmacht Gebrauch machten und bestimmte Personengruppen, vor allem des öf­
fentlichen Dienstes, der Zuständigkeit der deutschen Ausschüsse entzogen. Aus Pro­
test gegen diese Praxis stellte der „Leitende Ausschuß für Entnazifizierung/Kategori-
sierung" in Hamburg Ende Juni 1948 seine Tätigkeit zeitweilig ein und gab dazu 
folgende Erklärung ab: 

„Der Leitende Ausschuß für Entnazifizierung/Kategorisierung hat sich in mehr als ein­
jähriger Arbeit bemüht, die durch mangelhafte gesetzgeberische Grundlagen und ihre 
ungleichmäßige Anwendung entstandenen Ungerechtigkeiten in der Entnazifizierung zu 
mildern; nachdem durch Befehl der Militärregierung eine ganze Reihe von Berufsgrup­
pen der Entnazifizierung entzogen worden ist und damit insbesondere belastete Ange­
hörige gehobener Berufe wieder tätig sein dürfen, kann der Leitende Ausschuß die 
Fortführung seiner Tätigkeit im Augenblick nicht verantworten"101. 

Zunehmend nachsichtig verhielt sich die Legal Division seit 1947 auch bei der 
Besetzung jener Spitzenpositionen der Justiz, bei denen sie sich nach der Einrichtung 
deutscher Länderjustizverwaltungen eine Bestätigung ausdrücklich vorbehalten 
hatte102. 

Die im Jahre 1948 zur Routine werdende Entlastung selbst erheblich belasteter 
ehemaliger Richter zeitigte noch im gleichen Jahr Folgen, die auch diejenigen deut­
schen Justizverwaltungschefs, die die Engländer bisher zu einer entgegenkommenden 
Haltung in der Entnazifizierung gedrängt hatten, zu beunruhigen begannen. Es kam 
deshalb im Herbst 1948 noch einmal zu dem Versuch, diesen Auswirkungen wenig­
stens bei stärker belasteten Richtern zu entgehen. Am 4. November 1948 berichtete 
das German Court Inspectorate nach einer Besichtigungsreise in Nordrhein-West­
falen: 

„Die OLG-Präsidenten und GStAnwälte sind über die Lage beunruhigt, die sich aus der 
überaus liberalen Einstellung der Entnazifizierungsausschüsse ergeben hat. Richter und 
Staatsanwälte, die Mitglieder von Sondergerichten waren oder in der SA oder ähnlichen 

101 Text in: Z 21/268, fol. 136. Offenbar aus ähnlichen Gründen trat in Hamburg im Oktober 1948 
die KPD-Vertreterin im Berufungsausschuß Justiz zurück; vgl. Mitteilung von Oberlandesge­
richtsrat Beit, des Vorsitzenden des Fachausschusses für die Hamburger Justiz, vom 18. 10.1948; 
ebenda. 

102 So im Falle der beabsichtigten Wiedereinstellung des Senatspräsidenten Dr. Roeckerath beim 
OLG Düsseldorf (vgl. dazu Schreiben Boultons und Rathbones vom 8. u. 19. 3.1948; Z 21/1356, 
fol. 159 und 199) sowie im Falle der Wiederberufung von Dr. Heusinger, der im Jahre 1933 zum 
OLG-Präsidenten von Braunschweig ernannt worden war, auf dieselbe Stelle im Mai 1948. In 
letzerem Falle beschränkte sich Rathbone darauf, den niedersächs. Justizminister darauf hinzu­
weisen, daß wegen der Ernennung Heusingers im Jahr 1933 dessen Wiederernennung „trotz 
seiner hohen juristischen Befähigungen zu Schwierigkeiten und Mißhelligkeiten führen könnte". 
Er widersprach aber nicht, als der Justizminister ihm versicherte, „daß er diese Frage nicht nur 
mit dem Landeskabinett, sondern auch mit den Führern der politischen Parteien in Braunschweig 
besprochen hätte und daß alle maßgebenden Stellen in Niedersachsen sich der Vergangenheit Dr. 
Heusingers voll bewußt sind, daß ihnen aber trotzdem sehr viel daran liegt, daß er als Präsident 
des OLG-Braunschweig ernannt wird"; Bericht Rathbones vom 26.5.1948; Z 21/1357, fol. 65. 
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Verbänden eine führende Stellung bekleidet haben, sind in die Kategorie IV und V 
eingestuft worden und melden sich nunmehr bei den OLG-Präsidenten und GStAnwäl-
ten und verlangen ihre Wiedereinstellung in die Planstellen, die sie unter der Hitler-
Herrschaft innegehabt haben"103. 

Jetzt rächte es sich, daß die beamtenrechtlichen Wirkungen der Entnazifizierung bei 
den schnell improvisierten Erlassen und Verordnungen der Militärregierung nicht 
bedacht und klar bestimmt worden waren104. 

Bei der achten Konferenz der Justizminister der britischen Zone, die am 28./ 
29. Oktober 1948 in Horn bei Detmold stattfand, spielte diese Frage eine wichtige 
Rolle. Gab es über die beamtenrechtlichen Wirkungen der von der Militärregierung 
veranlaßten Dienstentlassungen und mithin auch über die Rechtswirkung der späte­
ren Entnazifizierungsentlastung unterschiedliche Ansichten105, so wollten die Mini­
ster wenigstens gesichert wissen, daß bei Richtern, die aufgrund ihrer Entlastung eine 
Wiedereinstellung forderten, in besonders problematischen Fällen die Versetzung in 
den Wartestand, in ein anderes Amt oder an einen anderen Dienstort — abweichend 
vom Grundsatz der Nichtversetzbarkeit von Richtern — ermöglicht werde106. Da die 
Justizminister sich für den Erlaß einer entsprechenden Ausnahmeverordnung aber 
nicht zuständig fühlten, hofften sie, daß die Militärregierung mit einer Verordnung in 
die Bresche springen würde — eine bemerkenswerte Frontenverkehrung in einer Zeit, 
die sonst ganz auf mehr Selbständigkeit gegenüber der Besatzungsmacht gestimmt 
war. 

Oberst Rathbone war bereit mitzumachen107, um doch noch einen Damm gegen 
diese mißliche Entwicklung zu errichten, die, wie der Präsident des ZJA am 

103 Z 21/1358, fol. 57. Vorangegangen war am 10. Juni 1948 ein Urteilsspruch des Hamburgischen 
Verwaltungsgerichts, das der Klage eines in Kategorie IV eingestuften Polizeibeamten auf Wieder­
einstellung in den Polizeidienst stattgegeben hatte, worauf der Hamburger Senat am 3. 7. 1948 
eine Wiedereinstellungsverpflichtung für alle nach Kat. IV ohne Berufsverbot Eingestuften statu­
ierte: Z 21/268, fol. 139/140 und 157/158. Daß gerade auch in der Polizei, und besonders in den 
höheren Positionen, eine starke „Renazifizierung" zu bemerken war, ist einem Bericht des „Ham­
burger Echo" vom 9. 4. 1949 zu entnehmen, in dem, gestützt auf amtliches Zahlenmaterial, 
ausgeführt wurde, in Nordrhein-Westfalen seien „von den leitenden Polizeibeamten 56,6 v.H. 
ehemalige Angehörige der NSDAP"; Kopie in Z 21/269, fol. 103. 

104 Innerhalb und außerhalb der Justiz mehrten sich die Fälle, in denen Beamte, die „aus politischen 
Gründen ihres Amtes enthoben worden sind und später im Entnazifizierungsverfahren für entla­
stet erklärt oder in die Gruppe IV eingereiht worden waren", jetzt, wie es in einem Rundschreiben 
der Kanzlei der niedersächsischen Ministerpräsidenten vom 22. 10. 1948 heißt, „Rechtsansprü­
che auf Wiederverwendung in ihrem alten Amt geltend machen"; Z 21/268, fol. 142. 

105 Der Düsseldorfer Senatspräsident Gellner hatte in einem im Auftrag des nordrhein-westfälischen 
Justizministers am 6.9. 1948 erstatteten Gutachten den Standpunkt vertreten, daß die Entlas­
sungsverfügungen der Besatzungsmacht auch beamtenrechtlich als Dienstentlassungen zu werten 
seien und durch die Entlastung der Entnazifizierungsausschüsse nicht ohne weiteres aufgehoben 
würden, war damit aber unter seinen Kollegen bei der Justizministerkonferenz in der Minderheit 
geblieben; Z 21/268, fol. 150-164. 

106 Ebenda: Protokollauszüge der Justizministerkonferenz. 
107 Er hatte deswegen schon am 21.10.1948 dem HQ. der Political Division geschrieben und mitge­

teilt, die „deutschen Justizbehörden und wir selbst sind ernstlich besorgt wegen des Wiederein-
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19.11.1948 dem britischen Verbindungsoffizier schrieb, vor allem eingetreten sei, 
weil Justizbeamte, „die größere Belastungen aufzuweisen hatten", bestrebt gewesen 
seien, „sich erst spät zur Entnazifizierung zu melden", und damit in eine Phase gerie­
ten, in der „die öffentliche Meinung der Entnazifizierung aus vielerlei Gründen müde" 
geworden sei und die Betreffenden von den Ausschüssen deshalb häufig ohne Berufs­
beschränkungen in die Kategorien V oder IV eingestuft wurden. Ihre Wiedereinstel­
lung, so Kiesselbach, „würde bedeuten, daß die Justiz im wesentlichen mit dem selben 
Personalbestand wiederhergestellt würde, wie er zu Ende der Nazizeit bestanden hat". 
Anders als bei der Verwaltung, die in der Lage sei, solche Beamte zu versetzen, 
verhindere dies in der Justiz die den Richtern garantierte Unversetzbarkeit, deshalb sei 
ein „einmaliger, kurz befristeter Eingriff" bei politisch stark belasteten Richtern ge­
rechtfertigt108. 

Bei einer Besprechung mit dem Vizepräsidenten des ZJA, Dr. Koch, räumte Rath-
bone am 20.11.1948 ein, „daß die Schwierigkeiten wesentlich durch die wider­
spruchsvolle Gesetzgebung der Militärregierung entstanden sind", äußerte aber, nach 
einer inzwischen erfolgten Fühlungnahme mit Berlin, starke Zweifel, „ob General 
Robertson geneigt ist, noch eine VO zu erlassen". Drei Tage später ließ er mitteilen, 
der Militärbefehlshaber wolle „keinerlei Gesetzgebungsmaßnahmen in dieser Angele­
genheit" mehr treffen, das ZJA solle deshalb selbst eine Verordnung in dem bespro­
chenen Sinne entwerfen und „uns zur Zustimmung durch die Political und Legal 
Advisers" vorlegen109. 

Alle Beteiligten waren sich darüber einig, daß Eile geboten sei. So wurde trotz 
Bedenken einiger Landesjustizminister, die offen erklärten, daß eine parlamentarische 
Mehrheit für eine solche Verordnung110 in den Landtagen nicht zu erreichen sein 
werde, am 4. Januar 1949 mit sofortiger Wirkung eine Verordnung des Zentraljustiz­
amtes „über die Behandlung von der Entnazifizierung betroffener Richter" erlas­
sen111. Sie gab dem ZJA und den Landesjustizverwaltungen die Befugnis, „Richter, 
die im Entnazifizierungsverfahren in die Kategorien III, IV und V eingestuft" und 
nach dem 8. 5.1945 weder in ihre frühere noch eine andere Planstelle eingewiesen 
worden waren, aber Ansprüche aus ihren früheren Amtsstellungen behalten hatten, in 

strömens von Nazis in die deutsche Richterschaft", das infolge der Entlastungen durch die deut­
schen Ausschüsse nach und nach erfolge, und deshalb den Erlaß einer Militärregierungsverord­
nung empfohlen, die nachträglich feststelle, daß die unmittelbar nach der Besetzung aufgrund des 
Militärregierungsgesetzes Nr. 2 vorgenommene Schließung aller Gerichte auch die Anstellungs­
verhältnisse der Richter und Staatsanwälte beamtenrechtlich beendet habe, sofern sie nicht später 
von der Militärregierung oder den deutschen Justizbehörden wieder in ihren Planstellen bestätigt 
worden seien; englischer Wortlaut und deutsche Übersetzung des Schreibens in: Z 21/268, 
fol. 144-148. 

108 Z 21/269, fol. 4. 
109 Schreiben Rathbone an britischen Verbindungsoffizier beim ZJA vom 23.11.1948; Z 21/269, 

fol. 4. 
110 Vgl. zur weiteren Vorgeschichte der Verordnung des ZJA Vermerk Dernedde/ZJA vom 

1. 12.1948, Z 21/269, fol. 16, sowie Schreiben des britischen Verbindungsoffiziers beim ZJA im 
Auftrag Rathbones vom 29.12.1948, ebenda, fol. 55/56. 

111 Veröffentlicht im Zentral-Justizblatt für die Britische Zone, H. 1/1949, S. 15. 
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eine andere Planstelle derselben oder einer anderen gleichwertigen Laufbahn inner­
halb oder außerhalb der Justizverwaltung oder aber in den Wartestand zu versetzen, 
was den Betreffenden binnen drei Monaten nach ihrer Wiederbeschäftigung mitzutei­
len sei. Zur Begründung führte der Vizepräsident des ZJA aus: Die politischen Entna­
zifizierungsausschüsse hätten sich bei ihren Entscheidungen häufig die „besondere 
Stellung des Richters nicht in vollem Umfange klargemacht", deshalb sei die Justizver­
waltung genötigt, „in eigener Zuständigkeit verantwortlich zu prüfen, ob die Ent­
scheidungen der Entnazifizierungsausschüsse" hinsichtlich der Richter „ohne weiteres 
hinnehmbar sind"112. 

Die Militärregierung, das war bei der Genesis dieser Verordnung deutlich gewor­
den, wollte zumindest eine formelle Verantwortung für die Entnazifizierung der Justiz 
nicht mehr tragen. Rathbone verabschiedete sich im Februar 1949 und übernahm 
einen attraktiven Posten in England. Und am 3. März 1949 wies der Chef des Zonal 
Executive Office der Legal Division, Oberst Moller, die regionalen Adviser ausdrück­
lich an, gegenüber den deutschen Justizbehörden eine Meinungsäußerung über beam­
tenrechtliche Auswirkungen der Entnazifizierung und Kategorisierung „sowohl im 
Einzelfall als auch im allgemeinen kategorisch zu vermeiden", da die „Entnazifizie­
rung eine reine Angelegenheit der Deutschen ist"113. 

Wie andere zonale oder landesgesetzliche Versuche zur Eindämmung beamten­
rechtlicher Folgen der Entlastung ehemaliger Parteigenossen im öffentlichen Dienst, 
die 1948/49 zustande kamen, wurde auch die Rechtsgültigkeit der Verordnung des 
ZJA vom 4.1.1949 noch vor Gründung der Bundesrepublik bestritten; später wurde 
sie durch die entsprechende Gesetzgebung der Bundesrepublik hinfällig. 

6. Die Anwendung des KRG 10 in der britischen Zone 

Gegen Ende des Nürnberger Prozesses, als nach 11/2A Jahren politischer Überprüfung 
und personeller wie institutioneller Reorganisation eine gewisse Stabilität der deut­
schen Justiz erreicht war, ging die britische Besatzungsmacht unverzüglich daran, 
wesentliche Prozeßlasten, die sich aus dem Kontrollratsgesetz Nr. 10 zur Strafverfol­
gung von NS-Verbrechen ergaben, in ihrer Zone der deutschen Justiz zu übertragen. 
Das galt auch für die strafrechtliche Behandlung der Mitglieder der in Nürnberg als 
verbrecherisch verurteilten NS-Organisationen (Politische Organisation der NSDAP, 
Gestapo, SS und SD). Hierbei ging es nicht zuletzt um die in den Internierungslagern 
der britischen Zone im Herbst 1946 noch einsitzenden rund 20000 Personen, die 
nach der Besetzung als security suspects verhaftet worden waren. Mit der britischen 
Militärregierungsverordnung Nr. 69114 wurde Ende 1946 die strafrechtliche Über-

112 Ebenda. 
113 Z 21/269, fol. 98. 
114 Ordinance No. 69 betr. Trial of members of Criminal Organisations, inkraftgetreten am 

31. 12.1946, vgl. Amtsblatt der Militärregierung in Deutschland, Britisches Kontrollgebiet, 
S. 405. 
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prüfung der Mitglieder verbrecherischer Organisationen der deutschen Justiz übertra­
gen, wofür im ersten Halbjahr 1947 unter der Aufsicht eines Generalinspekteurs eine 
Reihe besonderer deutscher Spruchgerichte gebildet wurde. Anders als in der amerika­
nischen Zone, wo die Mitglieder „verbrecherischer" Organisationen im Rahmen des 
allgemeinen Entnazifizierungsverfahrens geprüft und gegebenenfalls mit höheren Bu­
ßen bedacht wurden, waren die Spruchgerichte der britischen Zone mit einem, unter 
maßgeblicher Mitwirkung des Zentraljustizamtes, eigens für sie entwickelten Ver­
fahren115 ausschließlich für die Mitglieder jener Organisationen zuständig; in 
der Formelsprache der britischen Militärregierung figurierte das als Aktion „Old 
Lace". 

Die bis 1949/50 andauernde, durch pauschale Rehabilitierungen einer großen Zahl 
einfacher SS-Mitglieder im Jahre 1948 stark entlastete Aktion ist in den Akten des 
ZJA und des Generalinspekteurs der Spruchgerichte116 sehr gut überliefert und in 
vieler Hinsicht bemerkenswert. Nicht zuletzt hatten die Anklagevertreter sowie die 
Berufs- und Laienrichter der Spruchgerichte in jedem Einzelfall die Frage zu klären, 
was die jeweiligen Mitglieder oder Funktionäre der NSDAP, SS oder des SD von den 
verbrecherischen Zielen und Aktionen der NS-Führung gewußt hatten, bzw. hatten 
wissen können oder wissen müssen. Die unter diesem Gesichtspunkt von den Spruch­
gerichten der britischen Zone in den Jahren 1947-49 vorgenommene systematische 
Auswertung von Dokumenten der NS-Zeit und einschlägiger Zeugenaussagen bietet 
für den Historiker eine hoch interessante und in ihrem Gehalt noch kaum ausge­
schöpfte Materialgrundlage zu der wesentlichen Frage, wie weit die Kenntnis von den 
politischen Gewalttaten des NS-Regimes in den NS-Organisationen selbst verbreitet 
gewesen ist. Im Rahmen dieses Aufsatzes können wir gleichwohl auf die Tätigkeit der 
Spruchgerichte nicht weiter eingehen und wollen uns nur mit dem zweiten Komplex 
befassen, der „Ermächtigung" durch die Besatzungsmacht zur Strafverfolgung von 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 

Die Grundlage hierfür bildete die schon am 30. 8.1946 erlassene britische Militär­
regierungsverordnung Nr. 47. Sie verfügte: „Die ordentlichen deutschen Gerichte ha­
ben in allen Fällen von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, wie sie in Ziffer c, § 1, 
Art. 8 II des Gesetzes Nr. 10 des Kontrollrats aufgeführt sind, die Gerichtsbarkeit, 
wenn das Verbrechen von deutschen Staatsangehörigen gegen deutsche Staatsangehö­
rige oder Staatenlose begangen" worden ist117. In Ausübung dieser Gerichtsbarkeit, 
so hieß es weiter, haben die deutschen Gerichte die einschlägigen Bestimmungen des 
KRG 10 anzuwenden. Wenn ein Verbrechen im Sinne dieses Kontrollratsgesetzes 
„auch als ein Verbrechen nach dem geltenden deutschen Strafrecht anzusehen" sei, 

115 Ebenda und zahlreiche einschlägige Unterlagen im Aktenbestand des ZJA: Z 21. 
116 Aktenbestand des Generalinspekteurs der Spruchgerichte im Bundesarchiv/Koblenz: Z 42. Vgl. 

zu dem Komplex auch das vom Sept. 1947 bis Febr./März 1949 erschienene Mitteilungsblatt 
„Die Spruchgerichte", hrsg. vom Generalinspekteur für die Spruchgerichte in der Britischen 
Zone, sowie die von diesem im Mai 1947 hrsg. Sammlung „Beweisdokumente für die Spruchge­
richte in der Britischen Zone". 

117 Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, Britisches Kontrollgebiet, Nr. 13, S. 306. 
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könne gegen den Beschuldigten „Alternativklage" erhoben werden, wobei die Strafbe­
stimmungen des KRG 10 „mutatis mutandis anzuwenden" seien. 

Mit dieser generellen Ermächtigung gingen die Briten weiter als die anderen Besat­
zungsmächte. Sie konfrontierten damit die deutsche Justiz im Positiven wie im Negati­
ven mit einer Herausforderung, die — unabhängig von der gar nicht so erheblichen 
strafrechtlichen Auswirkung — zum Anlaß einer grundsätzlichen rechtspolitischen und 
rechtstheoretischen Diskussion und einer bedeutenden Anstrengung zur begrifflichen 
und strafrechtlichen „Verarbeitung" der NS-Vergangenheit wurde. Die Diskussion 
steht auch im Vordergrund unseres Interesses, wenngleich wir ihre Nachzeichnung 
„im luftleeren Raum" vermeiden und durchaus versuchen wollen, ihren jeweiligen 
Ort im praktischen Geschäft der Justiz und im Verhältnis von Besatzungspolitik und 
deutscher Justizpolitik zu bestimmen. 

Bei der Realisierung der britischen Verordnung Nr. 47 lassen sich zwei Phasen 
unterscheiden. In der ersten Phase, vom Herbst 1946 bis Ende 1947/Anfang 1948, 
war die britische Militärregierung bzw. die Legal Division bemüht, die Anwendung 
des KRG 10 durch die deutschen Gerichte gegen deren Widerstände durchzusetzen. In 
der zweiten Phase, die mit dem Wandel der britischen wie der amerikanischen 
Deutschlandpolitik nach dem Scheitern der Londoner Außenministerkonferenz im 
Dezember 1947 und mit der dann spätestens im Sommer 1948 erfolgenden Weichen­
stellung zur Gründung eines Weststaats zusammenhing, nahm das Interesse der briti­
schen Besatzungsmacht an einer methodischen Fortsetzung und an einem gerechten 
Abschluß der Strafverfolgung von NS-Verbrechen durch Militärgerichte oder deut­
sche Gerichte rapide ab, während gleichzeitig die deutsche Justiz sich auf diese Ver­
fahren allmählich eingespielt und den anfänglichen Widerstand weitgehend abgebaut 
hatte. Diese Phasenverschiebung und Frontenverkehrung bezeichnet ein Grunddi­
lemma der späteren Besatzungszeit. Im Hinblick auf die grundsätzlichen rechtlichen 
Erörterungen und die Konflikte zwischen Besatzungsmacht und deutscher Justiz ver­
dient aber zweifellos die erste Phase besonderes Interesse. 

Bei der Ermächtigung der deutschen Gerichte ging die Legal Division zunächst 
vorsichtig vor und gedachte offenbar dem zum gleichen Zeitpunkt errichteten Zen­
traljustizamt der britischen Zone eine Steuerungsfunktion einzuräumen118. Deshalb 
wurden in die führenden Positionen dieses Amtes von der Besatzungsmacht Personen 
berufen, die die Gewähr dafür zu bieten schienen, daß sie sich den gestellten Aufgaben 
nicht widersetzen würden: Der bisherige Hamburger OLG-Präsident Dr. Kiesselbach 
als Präsident des ZJA, der bisherige Oldenburger OLG-Präsident Dr. Ekhart Koch, 
ein Enkel des ehemaligen Reichsjustizministers und Vorsitzenden der Deutschen De­
mokratischen Partei, Koch-Weser, als Vizepräsident. Später trat als Leiter der Straf­
rechtsabteilung des ZJA, nach einer interimistischen Wahrnehmung dieser Funktion 

118 In der grundlegenden Anweisung Nr. 1 zur Errichtung des ZJA vom 21. 9. 1946 hatte die Legal 
Division das ZJA ausdrücklich angewiesen, die notwendigen Verwaltungs- oder Durchführungs­
verordnungen in bezug auf die Aburteilungen von Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch die 
deutschen Gerichte herauszugeben; Z 21/1352, fol. 11. 
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durch den Braunschweiger Generalstaatsanwalt Dr. Staff bis Mitte Januar 1947, der 
bisherige Hamburger Generalstaatsanwalt Dr. Klaas hinzu. 

Ehe die am 30. 8.1946 erlassene Verordnung Nr. 47 im Amtsblatt der Militärregie­
rung veröffentlicht wurde, was erst in der zweiten Novemberhälfte 1946 geschah119, 
gab Oberst Rathbone dem ZJA zur Weiterleitung an die Generalstaatsanwälte und 
OLG-Präsidenten am 10. 9 .1946 den Inhalt der Verordnung bekannt120, beschränkte 
die Ermächtigung zunächst aber auf Verbrechenskomplexe (Straftaten in Gefängnis­
sen, Lagern u. ä.), die auch nach deutschem Strafrecht als Mord, Totschlag, Körper­
verletzung, Freiheitsberaubung, Aussageerpressung, Amtsmißbrauch etc. strafbar wa­
ren. Die Ermächtigung schuf hier lediglich Klarheit darüber, daß die nach deutschem 
Strafrecht normalerweise geltenden Verjährungen oder die Amnestierungen der NS-
Zeit nicht in Anspruch genommen werden konnten. Dies aber entsprach auch der 
Meinung einer großen Mehrheit der deutschen Strafrechtler, selbst strenger Rechtspo-
sitivisten wie etwa des Göttinger Strafrechtlehrers Eberhard Schmidt. Schmidt kam in 
einem Gutachten von Anfang November 1946 zu dem Ergebnis: Der Grundgedanke 
der Verjährung setze voraus, „daß die Strafverfolgungsorgane unentwegt ihrer Verfol­
gungspflicht genügen wollen und können". Gerade dies aber sei im „nationalsoziali­
stischen Gewalt- und Unrechtsstaat" nicht geschehen. Handlungen, „die die Verjäh­
rung unterbrochen hätten, mußten unter dem unmittelbaren Zwange der politischen 
Macht unterbleiben". Es fand, so Schmidt, „ein partielles Justitium, ein Stillstand der 
Rechtspflege" statt, „eine Erscheinung, mit der kein Gesetzgeber vor 1933 auch nur 
im entferntesten hatte rechnen können". Die im Strafgesetzbuch enthaltenen Verjäh­
rungsvorschriften müßten „angesichts solcher Erscheinungen jeden Sinn verlieren": 

„Würde der Gesetzgeber auch in solchen Fällen zu Gunsten des Verbrechers Verjäh­
rungsmöglichkeiten habe geben wollen, so würde er sich gegen das Recht auf die Seite 
des Verbrechers und der ihn durch pflichtwidriges Unterlassen der Verfolgungsmaßnah­
men begünstigenden, also ebenfalls verbrecherisch handelnden (staatlichen) Verfol­
gungsorgane geschlagen haben"121. 

Einige Generalstaatsanwälte waren deshalb eher enttäuscht darüber, daß die Legal 
Division mit dem Erlaß vom 10. 9 .1946 zunächst nur eine beschränkte Anwendung 
des KRG 10 zuließ. Vor allem die politisch Engagierten unter ihnen wie Staff (Braun­
schweig), Klaas (Hamburg) und Meyer-Abich (Oldenburg) hatten die Legal Division 
offenbar schon früher zu einer weiterreichenden Ermächtigung gedrängt122, um die 
Möglichkeiten zur Anklage von NS-Verbrechen zu verbessern und das Zögern nicht 

119 Erst am 27. 11.1946 konnte der Präsident des ZJA den Generalstaatsanwälten der britischen 
Zone mitteilen: „Im Amtsblatt der Militärregierung ist die Verordnung Nr. 47 nunmehr veröf­
fentlicht"; Z 21/784, fol. 70. 

120 Z 21/1352, fol. 35. 
121 Abschrift des Gutachtens Schmidts in: Z 21/799, fol. 2-19. 
122 Wie der Hamburger GStA Klaas dem Zonal Executive Office der Legal Division am 8.10.1946 

schrieb, hätten die Generalstaatsanwälte der britischen Zone eine Ermächtigung zur Anwendung 
des KRG 10 „für dringend erforderlich gehalten"; Z 21/784, fol. 61. 
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weniger Richter bei der Eröffnung entsprechender Verfahren zu überwinden. Eine 
nicht geringe Rolle spielte dabei offensichtlich die vor allem von den Linksparteien, 
von den Gewerkschaften oder von Verfolgtenorganisationen geübte Kritik an der auf 
diesem Gebiet bisher nur schwachen Tätigkeit der deutschen Justiz, nicht selten mit 
dem Vorwurf mangelnder Entnazifizierung der Justiz verbunden. Meyer-Abich 
schrieb dem ZJA am 16.10.1946, in seinem Bereich sei „eine Reihe von Verfahren 
anhängig", bei denen nach deutschem Strafrecht wegen bestehender Verjährungsfri­
sten oder Amnestien der NS-Zeit eine Strafverfolgung verhindert würde, darunter 
„Verbrechen schwerster Art", bei denen „von der Öffentlichkeit" seit langem auf 
Verurteilung gedrängt werde123. Und Klaas berichtete aus Hamburg: „Es ist bekannt, 
daß den deutschen Strafverfolgungsbehörden eine zu starke Zurückhaltung zum Vor­
wurf gemacht wird und daß man den Grund für diese Zurückhaltung mancherorts in 
mangelnder politischer Säuberung zu finden glaubt." Deshalb sei zu fürchten, daß die 
nur begrenzte Ermächtigung „zu erneuten schweren Angriffen gegen die deutschen 
Justizbehörden führen" werde, zumal der einschränkende Erlaß der Legal Division 
der Öffentlichkeit nicht bekannt sei124. 

Sehr viel kritischer reagierten die OLG-Präsidenten. An die Spitze der Opposition 
stellte sich Dr. Freiherr Hodo von Hodenberg in Celle, der in einem Rundschreiben an 
seine Präsidentenkollegen in der Zone am 3. 10.1946 „ernsteste Bedenken" gegen die 
Verordnung Nr. 47 aufführte, die „möglichst bald gegenüber der Militärregierung zur 
Geltung gebracht werden müßten"125. Hodenberg berief sich, wie vor ihm schon 
Richard Lange, auf Militärregierungsgesetz Nr. 1, das der deutschen Justiz die An­
wendung rückwirkender Straf Vorschriften untersagt habe, und auf Militärregierungs­
gesetz Nr. 2, in dem die wieder zugelassenen deutschen Richter zur Befolgung der 
Gesetze der Besatzungsmacht eidlich verpflichtet worden waren. Die durch die briti­
sche Verordnung jetzt der deutschen Justiz zugemutete Anwendung des KRG 10 
gegen NS-Verbrechen, auch wenn sie zur Tatzeit nach deutschem Recht nicht mit 
Strafe bedroht waren, verstoße überdies gegen einen fundamentalen Grundsatz des 
deutschen Strafrechts. Die zunächst nur eingeschränkte Ermächtigung ändere nichts 
an diesem Verstoß gegen den Grundsatz „nulla poena sine lege", der die deutschen 
Richter und Staatsanwälte in schwere Gewissenskonflikte stürzen müsse, zumal die 
Nichtbeachtung des Grundsatzes „in der Nazizeit berechtigten schweren Angriffen 
ausgesetzt" war. Er, Hodenberg, sei der Meinung, daß schon die Mitteilung des 
Erlasses der Legal Division an die Gerichte „eine schwere Erschütterung des Rechtsbe­
wußtseins" hervorrufen könne, und halte sich „für verpflichtet", dies „zu verhin­
dern". Seiner Meinung nach dürfe eine weitergehende Anwendung des KRG 10, als 
sie das deutsche Strafrecht zulasse, für die deutschen Gerichte „auf keinen Fall in 
Frage kommen, wenn das Vertrauen in die deutsche Rechtspflege nicht von neuem" 
brüchig werden soll. „Hier handelt es sich um die Wahrung eines grundsätzlichen 
Standpunktes, dessen Freigabe keinesfalls verantwortet werden kann." 

123 Ebenda, fol. 34. 
124 Ebenda, fol. 61. 
125 Ebenda, fol. 22. 
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Das war schweres Geschütz gegen die Besatzungsmacht und auch gegen diejenigen 
Generalstaatsanwälte der britischen Zone bzw. die Leiter des ZJA, die der Legal 
Division bei ihrem Vorhaben nicht abgeraten, sondern sie eher ermuntert hatten. Die 
meisten OLG-Präsidenten der britischen Zone teilten Hodenbergs Meinung, kaum 
aber die scharfe Form seiner Opposition, von der sie sich mit Recht wenig verspra­
chen126. Rechtlich anderer Meinung war Kiesselbachs Nachfolger Ruscheweyh am 
OLG Hamburg. Er äußerte der Legal Division gegenüber zwar ebenfalls Bedenken, 
weil der erweiterte Teilnehmer- und Täterbegriff des KRG 10 besonders bei den 
Denunziationsfällen „wesentlich über die entsprechenden Vorschriften des deutschen 
Rechts" hinausgehe. Ruscheweyh räumte aber ein, daß das deutsche Strafrecht „der 
besonderen Schwere der Straftaten", um die es bei den NS-Verbrechen häufig gehe, 
„nicht immer genügend Rechnung tragen" könne, und gab deshalb zu erwägen, ob 
die rückwirkende Anwendung von KRG 10 durch die Beauftragung besonderer ge­
richtlicher Instanzen mit der Strafverfolgung dieser Fälle nicht auch institutionell als 
Ausnahmeverfahren gekennzeichnet werden sollte127. 

Die nach Hodenbergs Generalangriff vor allem in Niedersachsen bei den Richtern 
der zuständigen Gerichte verstärkten Bedenken konnten auch die deutschen Staatsan­
wälte nicht unbeeindruckt lassen. Unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die Beunru­
higung in Richterkreisen wandte sich der Braunschweiger Generalstaatsanwalt Staff, 
der in einem Brief an Rathbone vom 16.10.1946 die Ermächtigung rückhaltlos 
begrüßt hatte, am 23.10.1946 mit einem jetzt sehr besorgten Schreiben an den Leiter 
der Justice Control Branch. Staff beklagte die starre Berufung mancher seiner Kolle­
gen auf den Grundsatz „nullum crimen nulla poena sine lege", die — zum Teil aus der 
irrigen Auffassung heraus, daß das geschriebene Recht die einzige Quelle des Rechts 
sei - als „Folge eines bedenklichen Rechtspositivismus angesehen werden müsse". Als 
ein Sozialdemokrat, der von Leonhard Nelsons naturrechtlichen Ideen beeinflußt war, 
relativierte Staff selbst, unter Rückgriff auf das angelsächsische Richterrecht und auf 
die vormoderne Rechtsgeschichte bedeutender Kulturvölker, die absolute Geltung des 
Grundsatzes nulla poena sine lege, räumte aber ein, daß die rückwirkende Anwen­
dung von Strafgesetzen nach den Erfahrungen der NS-Zeit „besonders verpönt" sei 
und der Grundsatz deshalb für die neue deutsche Rechtsordnung verbindlich bleiben 
müsse. Bei der Anwendung des KRG 10 handle es sich aber um eine zeitweilige 
Ausnahme, vergleichbar der Entnazifizierung, die ebenfalls rückwirkend durchgeführt 
werde. Analog zum Staatsnotstand, wie er in Art. 48 der Weimarer Reichsverfassung 
anerkannt worden sei, befinde sich Deutschland heute im Zustand einer „Rechtsnot", 
da „noch nie im Verlauf der Geschichte das Recht seitens der herrschenden Gewalt so 
mißhandelt und mißachtet worden ist, wie in den Jahren 1933-1945". Das grund­
sätzliche Festhalten am Rückwirkungsverbot schließe, so Staff, eine Anwendung des 
KRG 10 durch deutsche Richter nicht aus, „weil es sich hier um ein temporäres Gesetz 

126 Charakteristisch hierfür das Antwortschreiben des Braunschweiger OLG-Präsidenten Mansfeld 
an Hodenberg vom 14.10.1946; Z 21/784, fol. 36. 

127 Schreiben des OLG-Präsidenten von Hamburg vom 4. 10. 1946 an Controller Legal Branch H Q 
Mil. Gov. Hansestadt Hamburg; Z 21/784, fol. 25. 
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handelt", durch das der Grundsatz „nur vorübergehend aufgehoben" werde; dem 
gegenwärtigen „Notstand" sei mit deutschem Strafrecht allein nicht beizukommen128. 

Staff, der, wie erwähnt, zunächst auch als Leiter der Strafrechtsabteilung des ZJA 
fungieren sollte und darüber am 10.11.1946 in Herford mit Rathbone konferierte129, 
vertrat mit seiner Stellungnahme sicher nur die Meinung einer Minderheit der deut­
schen Juristen in der britischen Zone, die, vor allem in den katholischen Gebieten des 
Rheinlandes und Westfalens, nach der nationalsozialistischen Degradierung des 
Rechtspositivismus zur bloßen Gesetzestechnik die Rückkehr zu naturrechtlichen 
Grundsätzen forderte. Vor allem die große Mehrheit der Strafrechtler an den deut­
schen Universitäten, die schon vor 1945 im Amt gewesen waren, waren anderer 
Meinung. Ihnen ging meist schon Gustav Radbruchs vorsichtiger Rekurs auf das 
„übergesetzliche Recht" zu weit. Das wurde in einem 34 Seiten umfassenden Gutach­
ten deutlich, das Eberhard Schmidt auf Ersuchen Hodenbergs Anfang November 
1946 erstattete130. Schmidt ging davon aus, daß mit dem Begriff des Verbrechens 
gegen die Menschlichkeit im KRG 10 „etwas gegenüber dem deutschen Strafrecht 
ganz Eigenartiges und Neues normiert worden ist", nämlich ein verbrecherisches 
„Handeln aus inhumaner, die Achtung vor Menschenwürde und Persönlichkeitswerte 
verleugnender Gesinnung heraus"; KRG 10 begründe insofern einen selbständigen 
Straftatbestand, der sich nicht in der Summierung von Einzeltatbeständen des deut­
schen Strafrechts erschöpfe. Ohne darauf einzugehen, ob dies in der besonderen 
Natur der auf Veranlassung der herrschenden Macht in der NS-Zeit ins Werk gesetz­
ten politischen Verbrechen begründet sei, folgerte Schmidt daraus die Unvereinbarkeit 
des KRG 10 mit dem Rückwirkungsverbot, das eine „Magna Charta" des deutschen 
wie überhaupt des modernen rechtsstaatlichen Strafrechts darstellte. Es müsse „daher 
angestrebt werden, daß der deutschen Justiz die rückwirkende Anwendung des 
KRG 10 erspart bleibt". 

Noch ehe das Gutachten Schmidts beim ZJA einging, waren dort offenbar schon 
zahlreiche ähnlich lautende Bedenken vorgetragen worden und hatten den Präsiden­
ten des ZJA veranlaßt, den britischen Verbindungsoffizier beim ZJA, Major Rom­
bach, zu informieren, welcher sich daraufhin am 23.10.1946 an Rathbone wandte. 
Rombach gab zu überlegen, daß eine rückwirkende Gesetzesanwendung „im Gegen­
satz zur Tradition und Philosophie des deutschen Rechts" stehe und es doch wohl 
„Ziel der Besatzungsmächte" sein müsse, „diese Tradition aufrechtzuerhalten"; auch 
entspreche es wohl „kaum unserer Politik", „Richter zu zwingen, gegen ihr Gewissen 
zu handeln"131. Er kam dann auf das heikle Problem der Strafverfolgung von Denun­
zianten zu sprechen, das, wie sich zeigen sollte, wiederum im Mittelpunkt der Kontro­
versen um die Anwendung des KRG 10 stand. Rathbone reagierte auf die nun auch 
von seinem Verbindungsoffizier geteilten Bedenken deutlich gereizt. Am 31. Oktober 
1946 schrieb er Rombach, zur Weiterleitung an das ZJA: 

128 Schreiben des Braunschweiger Generalstaatsanwalts Dr. Staff an Oberst Rathbone vom 
23.10.46; Z 21/784, fol. 45. 

129 Bericht Rathbones vom 17.11. 46 an HQ Legal Division, Berlin; Z 21/1352, fol. 101. 
130 Zum Gutachten Schmidt vgl. Anm. 121. 
131 Englischer Originaltext und deutsche Übersetzung in Z 21/784, fol. 39-44. 
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„In our opinion the German Legal profession is devoting far too much time und energy 
to academic discussion of the difficulties in bringung to justice Germans who have 
committed crimes against humanity or who have informed against other Germans in 
connection with their anti-Nazi activities. This whole question is primarily one for the 
Germans and concrete proposal and action are now required from German lawyers 
rather than lengthy treatises on criminal law and jurisprudential concepts"132. 

Rathbone räumte ein, daß es unklug sein mag, die deutschen Gerichte zu veranlas­
sen, rückwirkende Strafvorschriften anzuwenden, beharrte aber darauf, daß „verbre­
cherische Denunzianten" nicht straffrei ausgehen dürften. Ein weiterer Erlaß der 
Legal Division vom 21 .11 .1946 , der die deutschen Gerichte förmlich ermächtigte, 
Denunzianten gemäß KRG 10 abzuurteilen, bestätigte dies133, ließ allerdings die 
Möglichkeit offen, in schwierigen Fällen vor einer Strafverfolgung die Rechtsmeinung 
des ZJA einzuholen; er stellte auch noch in Aussicht, daß vielleicht die Spruchgerichte 
zur Aburteilung von Denunziationsverbrechen herangezogen werden könnten, was 
allerdings, nach Einsprüchen des ZJA und der Spruchgerichte, durch einen Erlaß der 
Legal Division vom 23 . 5 .1947 ausgeschlossen wurde134 . Durch Anordnungen der 
Legal Division vom 20. 12.1946 und 5. 7 .1947 wurden die deutschen Gerichte 
schließlich auch ermächtigt, Euthanasieverbrechen und die Verfolgung deutscher Ju­
den nach KRG 10 abzuurteilen, und schon am 15 .1 .1947 hatte Rathbone die deut­
sche Justiz wissen lassen, daß die Militärregierung eine Unterlassung von Strafverfol­
gungen nach KRG 10 — im Rahmen der erteilten Ermächtigungen — unter Berufung 
auf den Grundsatz nulla poena sine lege nicht akzeptieren würde135 . 

Wie schon durch das unwirsche Schreiben vom 31 .10 .1946 ließ der tatkräftige 
junge Chief Controller der Legal Division dadurch abermals erkennen, daß die Briten 
die ständige deutsche Berufung auf das Rückwirkungsverbot überwiegend für ein 
bloßes Alibi hielten, für einen Ausdruck des Widerstrebens, sich mit den NS-Verbre-
chen überhaupt zu befassen. Die deutsche Justiz, so kann man die damalige Position 
der Legal Division wohl beschreiben, solle im Rahmen der Vorschriften der Militärre­
gierung endlich selbst das ihr Mögliche tun, um rechtsstaatlich haltbare Kriterien und 
Begriffe zu entwickeln. 

Daß solches Drängen nicht unproblematisch war und auch puren Gesetzesgehor­
sam unguter Tradition erzeugen konnte, verdeutlichte kein Geringerer als der greise 
Präsident des ZJA selbst, der sich Anfang 1947 veranlaßt sah, zunächst auf internem 
Wege eine Abhandlung über die Anwendbarkeit des KRG 10 bei den deutschen 
Justizbehörden kursieren zu lassen, die dann im April 1947 in der ersten Nummer der 
in Hamburg neu gegründeten „Monatsschrift für Deutsches Recht" erschien136. Das 
Gesetz Nr. 10, so Kiesselbach, sei vom Kontrollrat als der höchsten gesetzgebenden 
Instanz der Alliierten in Deutschland erlassen und daher „für den deutschen Juristen 

132 Z 21/784, fol. 52; deutsche Übersetzung in : Z 21/1352, fol. 61. 
133 Z 21/1352, fol. 136. 
134 Z 21/1354, fol. 174. 
135 Z 21/1351, fol. 111/112 und Z 21/784, fol. 2. 
136 Die Fassung des noch ungedruckten Artikels in Z 21/799. 
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bindend". Alle in der britischen Zone wieder zugelassenen Richter hätten „geschwo­
ren, alle Rechtssätze der Militärregierung, sowohl ihrem Wortlaut wie ihrem Sinne 
nach, zu beachten. . . Der Richter ist mithin durch Amts- und Eidespflicht zur Anwen­
dung des Gesetzes Nr. 10 verpflichtet". Kiesselbach setzte sich zu alledem noch kri­
tisch mit dem von Radbruch in die Debatte geworfenen Begriff des „übergesetzlichen 
Rechts" auseinander und beharrte zur Rechtfertigung der Anwendung des KRG 10 
auf der Position des puren Gehorsams gegenüber den „Gesetzesbefehlen" der Besat­
zungsmacht. Mit solch schlichter Argumentation, durch die der Präsident des ZJA 
auch das von ihm geleitete Amt als willfähriges Hilfsorgan der Besatzungsmacht 
erscheinen ließ, war der Diskussion kaum ein guter Dienst erwiesen. Hodenberg 
suchte ebenfalls den Weg in die Öffentlichkeit. Er fand dafür die Bereitschaft der 
Süddeutschen Juristen-Zeitung, die in einer Sondernummer im März 1947 sowohl 
einen scharfen Artikel Hodenbergs gegen die Anwendung des KRG 10, einen gegen­
sätzlichen Artikel des Kölner Senatspräsidenten Dr. August Wimmer und einen gleich­
sam vermittelnden, die Anwendung des KRG 10 jedoch bejahenden Beitrag Rad­
bruchs veröffentlichte. Nach dem Aufsatz Radbruchs vom August 1946 stellten diese 
drei Aufsätze vom März 1947 wohl den Höhepunkt der Diskussion um das Verhält­
nis von KRG 10 und deutschem Strafrecht dar. 

Hodenberg beharrte in seinem Artikel darauf, daß das KRG 10 „in erster Linie" für 
die Besatzungsgerichte „erlassen wurde und erlassen werden mußte, weil diesen ein 
anderes Strafrecht nicht zur Verfügung stand. Für das Verfahren vor den deutschen 
Gerichten ist aber grundsätzlich in erster Linie das deutsche Strafgesetz maßgeblich 
und in der Regel auch ausreichend". Nach einer rechtsgeschichtlichen Betrachtung 
über die Entstehung des Grundsatzes nulla poena sine lege, die weitgehend mit dem 
Gutachten Schmidts übereinstimmt, polemisierte er vor allem gegen die Begründung 
der Anwendung des KRG 10, die auf ein Rechtsbedürfnis der Gesellschaft, dem das 
deutsche Strafrecht nicht Genüge tun könne, zurückgreife; er rückte dies in die Nähe 
nationalsozialistischer rückwirkender Rechtsauslegung „nach gesundem Volksemp­
finden": 

„Jetzt besteht erneut die Gefahr, daß unter Einwirkung politischer Gesichtspunkte, vor 
allem der Wirkung des gerade erlebten Zusammenbruchs und seiner Folgen, insbeson­
dere von Personen und Kreisen, die aus erklärlichen und menschlich verständlichen 
Gründen, vielleicht wegen politischer Verfolgung in der Nazi-Zeit, bewußt oder unbe­
wußt von Gefühlen der Vergeltung erfüllt sind, die Verhängung drakonischer Strafen 
verlangt wird, die einer objektiven Betrachtung der Sachlage nicht gerecht werden"137. 

Hodenberg bezog sich hier vor allem auf die Denunziationen, deren Bestrafung 
„über den Rahmen des geltenden Strafgesetzes hinaus heute weitgehend in der Öffent­
lichkeit verlangt wird", und machte demgegenüber geltend, daß es unter den Denun­
zianten zwar zahlreiche Personen gegeben habe, die aus niedrigen Beweggründen 
gehandelt hätten und deren Handlungsweise sittlich verwerflich sei, daß sie deswegen 
aber nach geltendem Recht doch nicht bestraft werden könnten, weil es „zahlreiche 

137 SJZ, Sondernummer März 1947, Seite 120. 
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Verstöße gegen das Sittengesetz gibt, durch die Mitmenschen schwerste Nachteile 
beigebracht werden, ohne daß der Gesetzgeber einen solchen Tatbestand zum Gegen­
stand eines Strafgesetzes erhoben hat". Hodenberg fuhr fort: „Auch nach dem Zu­
sammenbruch sind bedauerlicherweise in mindestens dem gleichen Umfang wie in der 
nationalsozialistischen Zeit Anzeigen erfolgt, die niedrigen Instinkten entsprangen 
und die ihre sittliche Rechtfertigung nicht etwa aus der Tatsache erhalten können, daß 
sie statt an deutsche Behörden gegenüber der Militärregierung erstattet sind." 

Der in der gleichen Nummer der SJZ publizierte Artikel Wimmers enthält eine 
interessante Gegenbeleuchtung aus naturrechtlicher Perspektive. Um die Bedeutung 
des Rückwirkungsverbots von Strafgesetzen zu relativieren, führte Wimmer zunächst 
aus, daß auch die Praxis einer substantiellen Rechtsveränderung durch neue höchst­
richterliche Rechtsauslegung bestehender Gesetze einem Täter gelegentlich überra­
schende Bestrafung beschere. Eine starre Anwendung des Grundsatzes nulla poena 
sine lege widerspreche aber vor allem „der materiellen Gerechtigkeit". Wie Staff kam 
Wimmer zu dem Schluß, daß das Rückwirkungsverbot deswegen bei der Anwendung 
des KRG 10 ausnahmsweise außer Kraft gesetzt werden könne. Dazu habe der Staat 
aber nur das Recht, wenn es um die „ideale Übereinstimmung von Ethos und Recht" 
gehe, die das Naturrecht fordere. Das bedeute: „Keine Staatsstrafe ohne, wenn nicht 
rechtliche, so doch ethische Verbotsnorm in der Begehungszeit". Dadurch unter­
scheide sich die Rückwirkung von KRG 10 von der nationalsozialistischen Aufhebung 
des Grundsatzes nulla poena sine lege: 

„Geht es um die Bestrafung schwerer Untaten, deren Ahndung zu den verpflichtenden 
Aufgaben eines Rechtsstaates gehört, so besteht sogar eine ethische Verpflichtung, den 
Grundsatz zu durchbrechen und die Taten rückwirkend strafbar zu machen . . . Die 
Rechtspositivisten aber, die diese Möglichkeit auch für den Ausnahmefall verneinen, 
hindern den Staat und seine Organe an einer unabweislichen ethischen Verpflichtung." 

Bei der Anwendung der KRG 10 gehe es ja nicht um die Ahndung gewöhnlicher 
Kriminalität, sondern einer ganz neuartigen, vom Staat der NS-Zeit selbst in Gang 
gesetzten „riesigen Flutwelle" von Verbrechen aus politischen, religiösen und rassi­
schen Gründen, bei der „die bisher unserem Strafrecht bekannten Einzeltatbestän­
de . . . in einer Zusammensetzung und Mischung" auftreten, „die einen völlig neuen 
kriminologischen Gehalt ergibt, nämlich den des neuen Unmenschlichkeitsdelikts". 
Würde man dieses in die bisher bekannten Einzeltatbestände auflösen und sie dann 
mit den Begriffen von Tateinheit und Tatmehrheit wieder zusammenfügen wollen, 
ergäbe sich eine „oft kaum lösbare Aufgabe der Tatfeststellung" und oft auch „ein 
verfälschendes kriminologisches Gesamtbild". Vor allem der Begriff der „strafwürdi­
gen Beteiligung" müsse hinsichtlich der Verbrechen der NS-Zeit anders gefaßt werden 
als nach deutschem Strafrecht bislang möglich, um diejenigen Handlungen einbezie­
hen zu können, die formal „rechtens" waren, „aber zur Unmenschlichkeitstat seitens 
Dritter führten": 

„Überdies ist die Beteiligung der ,großen' Humanitätsverbrecher in tatsächlicher Bezie­
hung oft überaus verwickelt: Es kommen alle Möglichkeiten vor, wie Unmenschlichkei-
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ten übersehen, gebilligt, nahegelegt, suggeriert, propagiert, gelobt, gefordert, ermög­
licht, zugelassen, geplant, gefördert, organisiert, befohlen und belohnt wurden, in allen 
Graden der Verschleierung und Offenheit und von den verschiedensten Verantwor­
tungspositionen aus; die Organisation des Verbrechens war überaus weit und viel­
schichtig . . . befand sich auch in ständigem Flusse . . . Die Frage, inwieweit intellektuelle 
Beteiligung für bestimmte Unmenschlichkeiten kausal war, ist oft kaum exakt zu unter­
scheiden. Solchen Beteiligungs- und Verantwortungsformen kann man mit den Beteili­
gungsbegriffen unseres Strafrechts nur schlecht beikommen, am schlechtesten vielleicht 
bei den Letztverantwortlichen"138. 

Der Artikel Wimmers verdeutlicht, daß es keineswegs nur Anpassung an die Besat­
zungsmächte war, wenn deutsche Juristen für eine ausnahmegesetzliche Strafverfol­
gung von NS-Verbrechern votierten und so auch die Anwendbarkeit von KRG 10 
durch die deutsche Justiz begründeten. 

In seinem vermittelnden Artikel „Zur Diskussion über die Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit" suchte Gustav Radbruch nachzuweisen, daß es sich bei der Anwen­
dung von KRG 10 gar nicht um die Rückwirkung neuer positiver Strafnormen handle, 
sondern im Grunde um die Rückwirkung von Rechtsprechungs-„Fallrecht", wie sie 
sich aus dem Wesen des „judge made law" unvermeidlich ergebe; KRG 10 definiere ja 
gar keinen „fertigen Tatbestand", sondern enthalte „nur eine Ermächtigung zu rich­
terlicher Ausgestaltung bestimmter Tatbestände unter einem vom Gesetzgeber ange­
gebenen Gesichtspunkt", die auch positivrechtlich zu rechtfertigen sei. Die Rückwir­
kung im Rahmen solchen Richterrechts entspreche aber auch der Gerechtigkeit, wie 
sie im Naturrecht oder Vernunftrecht „als übergesetzliches Recht" begründet werde, 
was „auf die bündigste Weise" klarwerde, wenn man sich frage: 

„Sollte wirklich das deutsche Volk einschließlich der Täter so von allen guten Geistern 
verlassen gewesen sein, daß ihm etwa bei den Anstaltsmorden gar nie der Gedanke 
gekommen wäre, daß es sich hier trotz des gesetzesgleichen Führerbefehls um gesetzli­
ches Unrecht handelte? Sollten Denunzianten sich wirklich keinerlei Unrechts bewußt 
gewesen sein, wenn sie ihre Opfer einer entarteten Justizmaschine auslieferten? . . . 
Konnte irgend ein Deutscher daran zweifeln, daß in den KZ Willkür und Grausamkeit 
herrschte, auch wenn er ihr Maß und ihre Art nicht kannte? . . . Und war nicht mit 
alledem das Bewußtsein der Strafwürdigkeit, einer nur durch völlig abnorme Verhält­
nisse aufgehobenen Strafbarkeit verbunden? Diese Fragen verneinen zu müssen, wäre 

138 Das Vorstehende nach SJZ, Jg. 2 (1947), S. 124ff. Die Kontroverse zwischen der positivistischen 
Auffassung Hodenbergs und der naturrechtlichen Wimmers fand fast parallelen Ausdruck in 
einer Richterbesprechung des Landgerichtsbezirks Essen am 4. 6. 1947 in den gegensätzlichen 
Referaten der Landgerichtsdirektoren Dr. Rudolphi und Dr. Rüdlin; vgl. den gedruckten Text der 
Referate in: Z 21/799, fol. 69-93. Wie vergröbert die Position Hodenbergs dabei wurde und 
welche Ressentiments hierbei mitschwangen, veranschaulicht der Schlußabsatz des Referats von 
Rudolphi: „... irgendwann einmal werden auch die Organe der Militärregierung in ihre Heimat 
zurückkehren. Dann wird die deutsche Justiz wieder allein dem deutschen Volk und seinen 
politischen Vertretungen verantwortlich sein. Wer heute laut . . . von der durch das Naturrecht 
gebotenen Bestrafung aller Denunzianten spricht, wird später vielleicht noch nachdrücklicher 
fordern, daß ein Richter für die gegenwärtige, unbegreifliche Nichtbeachtung des Grundsatzes 
,nulla poena sine lege' scharf zur Verantwortung gezogen werde." 
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eine Schande für das deutsche Volk; sie zu bejahen, bedeutet nicht, die kriminelle 
Mitschuld jedes einzelnen anzuerkennen, der, durch die Übermacht des herrschenden 
Verbrechertums wehrlos gemacht, sich genötigt sah, der von ihm gekannten Schande 
ohnmächtig ihren Lauf zu lassen. Sie zu bejahen, bedeutet aber, daß der ganze Rechts­
boden, auf dem der Nationalsozialismus zu stehen vorgab, kein Rechtsboden war, 
bedeutet, daß das nullum crimen sine lege nur in sehr formalistischem Sinn auf das 
gesetzliche Unrecht jener Zeit Anwendung finden könnte"139. 

Wenn in den juristischen Fachzeitschriften der britischen und amerikanischen Zone 
1947 die von Radbruch und Wimmer vertretenen Meinungen überwogen, so ent­
sprach dies freilich kaum der Meinung einer Mehrheit der dort tätigen Richter oder 
Rechtsanwälte. Wie eine Bekundung der Hamburger Rechtsanwaltskammer vom Fe­
bruar 1947 bezeugt140, dürfte bei den Rechtsanwälten die Ablehnung sogar nahezu 
einhellig gewesen sein. Die Diskrepanz zwischen veröffentlichter und durchschnittli­
cher Meinung war nicht nur Ausdruck eines Unterschieds im intellektuell-moralischen 
Niveau zwischen Jurisprudenz und Justizpraxis, sondern wohl auch ein Ergebnis 
alliierter — wenn auch milde gehandhabter — Kontrollen. 

Wie Hodenberg später erfuhr, äußerte Oberst Rathbone in einem Gespräch mit 
dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten das ZJA „ernste Bedenken"141, weil ein 
amtierender OLG-Präsident der Zone mit einer so dezidierten, mittelbar auch die 
Besatzungsmacht angreifenden Rechtsmeinung öffentlich hervorgetreten war und da­
durch auch die Richter seines Amtsbezirks beeinflußt hatte. Noch Ende Juli 1947 
erklärte Rathbone in einem Schreiben an das ZJA, „Dr. v. Hodenbergs unglückseliger 
Artikel" habe „die Abneigung der deutschen Gerichte, sich mit Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit gemäß Kontrollratsgesetz Nr. 10 zu befassen", wesentlich gestärkt142. 
Die Legal Division hatte auch Sir Alfred Brown in London um eine Gegendarstellung 
ersucht143. Zu einer scharfen britischen Reaktion kam es ferner, als im Mai 1947 in 
der Hamburger „Monatszeitschrift für Deutsches Recht" (MDR) ein Artikel des Ge­
richtsassessors Hans-Georg Meister erschien, der, extrem formalistisch argumentie­
rend, die Anwendung des KRG 10 durch deutsche Gerichte als Vermengung von 
Elementen unterschiedlicher Rechtsordnungen hinstellte. Am 10. 7 .1947 wandte sich 
die Londoner Special Legal Research Unit mit einem empörten Schreiben an die 
Herforder Dienststelle der Legal Division: 

„This article shows again that the wish to prevent the application of Control Council 

139 SJZ, Jg. 2 (1947), S. 136. Eine ähnlich vermittelnde Position nahm Güde in der Tübinger Deut­
schen Rechtszeitschrift (DRZ 1947, S. 117) ein, wenn er dort feststellte, außergesetzliche Normen 
bei der Strafverfolgung von NS-Verbrechen seien ausnahmsweise dann zulässig, wenn „die feh­
lende Positivität der Strafnorm durch deren Evidenz ersetzt" wird, d. h. nachgewiesen kann, daß 
das Verwerfliche und Gemeine der Tat dem Täter vorgeschwebt hat. 

140 Vgl. Schrb. d. Präsidenten der Rechtsanwaltskammer Hamburg vom 4.2 .1947 an das ZJA; 
Z 21/784, fol. 109. 

141 Vgl. Schreiben v. Hodenbergs an den Schriftleiter der Monatsschrift für Deutsches Recht, Rechts­
anwalt Dr. Mittelstein, vom 14. 8. 1947; Z 21/799, fol. 119. 

142 Schreiben Rathbones vom 31. 7.1947; Z 21/1355, fol. 104. 
143 Ebenda. 
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law No. 10 . . . misleads some lawyers (perhaps unconsciously) to publish the most 
obvious absurdities. It is difficult to understand how the editors of the ,Monatsschrift 
für deutsches Recht' could give publicity to them by accepting the article of Dr. Mei­
ster"144. 

Rathbone reichte die Beschwerde an das ZJA weiter und bemerkte dazu, „im 
Interesse der Pressefreiheit" sei es zwar „unratsam, durch die Militärregierung eine 
offizielle Zensur über Artikel, die in inoffiziellen Zeitschriften veröffentlicht werden, 
auszuüben"; gleichwohl sei zu berücksichtigen, daß es im Zusammenhang mit 
KRG 10 „Schwierigkeiten genug" gebe und Artikel, „die den Interessen der Besat­
zungsmächte diametral entgegengesetzt" seien, „nicht geduldet werden" können 
(„cannot be tolerated"). Das ZJA möge Herrn Mittelstein, dem Schriftleiter des Mo­
natsorgans, mitteilen, daß der Artikel von Dr. Meister nicht nur nicht überzeuge, 
sondern auch „taktlos und unklug" sei; das ZJA solle sich vergewissern, „daß Artikel 
dieser Art in Zukunft nicht veröffentlicht werden"145 . 

Gleichzeitig bemühte sich die Legal Division nachdrücklich, namhaften deutschen 
Juristen, die den Artikel Hodenbergs kritisierten, Gelegenheit zur Veröffentlichung zu 
verschaffen. So verwandte sie sich beim ZJA energisch dafür, „on the widest possible 
scale" eine Replik auf Hodenberg zu publizieren, die der Präsident des Berliner Kam­
mergerichts, Dr. Strucksberg, unter Bezugnahme auf das von ihm selbst kurz zuvor im 
Revisionsverfahren gegen Helene Schwärzel begründete Urteil, niedergeschrieben 
hatte146. Allerdings stellte der Schriftleiter der MDR, der das Manuskript Strucks­
bergs vom ZJA erhalten hatte, Hodenberg sofort anheim, eine Entgegnung zu schrei­
ben. Hodenberg lehnte zwar ab, empfahl aber, den Göttinger Landgerichtspräsiden­
ten Meyerhoff um eine Entgegnung zu bitten („er teilt meine Auffassung und ist 
wissenschaftlich besonders qualifiziert"). In seinem Schreiben an Mittelstein vom 
4. 8 .1947 wies Hodenberg im übrigen darauf hin, daß die Bedenken der Militärregie­
rung „nicht dazu führen dürfen, daß in der juristischen Fachliteratur zu juristischen 
Fragen mit politischem Einschlag nur eine bestimmte, besonders genehmigte Auffas­
sung vertreten werden darf", wodurch die „gerade wiedergewonnene Freiheit der 
Wissenschaft" zur Farce würde. Er halte es aber für angebracht, daß für die Entgeg­
nung „eine Form gewählt" werde, „die nach Möglichkeit britische Empfindlichkeiten 
berücksichtigt, ohne in der Sache selbst den vertretenen Standpunkt zu benachteili­
gen"147. Strucksberg, der möglicherweise von den Schwierigkeiten gehört hatte, 
brachte im September 1947 seinen Artikel in der Tübinger Deutschen Rechts-Zeit­
schrift (DRZ) heraus148. 

Immerhin: das ZJA war nach den Beschwerden der Legal Division vom Frühjahr 

144 Z 21/799, fol. 142. 
145 Schreiben Rathbones an das ZJA vom 17. 7.1947; Z 21/799, fol. 141. 
146 Ms. Dr. Strucksberg „zur Anwendung des KRG Nr. 10" in: Z 21/799, fol. 110. Dazu Notiz des 

brit. Verbind. Offiz. beim ZJA vom 10. 7.1947 über ein Telefongespräch mit dem Präs. des ZJA 
wegen des Strucksberg-Artikels, ebenda, fol. 109. 

147 Ebenda, fol. 119. 
148 Vgl. Notiz Kiesselbachs hierzu vom 25. 9. 1947; ebenda, fol. 122. 
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und Sommer 1947 recht eingeschüchtert. Im Herbst des gleichen Jahres stand die 
Veröffentlichung eines einschlägigen Artikels des Landgerichtsdirektors Rüdlin aus 
Essen zur Debatte, der die Anwendung des KRG 10 mit ähnlicher Begründung wie 
Wimmer durchaus bejahte, nur hinsichtlich der alternativen Anwendung von KRG 10 
und deutschem Strafrecht, wie sie die Militärregierungsverordnung Nr. 47 vorsah, in 
Gegensatz zum Düsseldorfer Chief Legal Officer geriet. Der Leiter der Strafrechtsab­
teilung des ZJA, Dr. Klaas, teilte Rüdlin deshalb am 10. 10.1947 mit, er habe das 
Erscheinen des Artikels in der MDR „zunächst erst einmal gestoppt"; er bat um 
Korrektur; denn „seit der Hodenberg-Polemik nimmt die Militärregierung, wie mir 
genugsam bekannt ist, an den Veröffentlichungen über die Problematik des KRG 10 
ein ganz besonderes Interesse"149. 

Das Problem, um das es Rüdlin ging, hatte aktuelle Bedeutung insofern erlangt, als 
ein erheblicher Teil der deutschen Gerichte in der britischen Zone bei der Strafverfol­
gung von NS-Verbrechen dazu tendierte, nur deutsches Strafrecht zugrunde zu legen, 
während die Rechtsoffiziere der Besatzungsmacht und das ZJA das Prinzip der straf­
rechtlichen Idealkonkurrenz vertraten150. Aus Braunschweig berichtete Generalstaats­
anwalt Staff am 24.10.1947: „Unsere Strafrichter vertreten den Standpunkt, daß nur 
insoweit den deutschen Gerichten der Straftatbestand eines Verbrechens gegen die 
Menschlichkeit unterbreitet werden kann, als zugleich der Tatbestand eines deutschen 
Strafgesetzes erfüllt ist"151. Das lag sicher nicht nur daran, daß Hodenberg und an­
dere grundsätzliche Bedenken äußerten, sondern auch daran, daß die Legal Division 
es weitgehend der deutschen Justiz überlassen hatte, die allgemeinen Bestimmungen 
des KRG 10 in Rechtsbegriffe umzusetzen, mit denen die Gerichte umgehen konnten. 
Es mehrten sich deshalb in der zweiten Jahreshälfte 1947 die Stimmen, die gerade 
auch wegen des KRG 10 die Einsetzung eines Obersten Gerichtshofes für die britische 
Zone (OGH) als zonaler Revisionsinstanz forderten; dazu kam es allerdings erst im 
Februar 1948. 

1947 hielten die Klagen der Legal Division an. Schon am 7. Mai 1947 hatte sie das 
ZJA wissen lassen: „Die außerordentlich langsame Erledigung der Prozesse wegen 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch die deutschen ordentlichen Gerichte" 
gebe „zu ernster Besorgnis Anlaß"; die deutsche Justiz könne sich jetzt auch nicht 
mehr darauf berufen, daß die Angeklagten in britischen Internierungslagern festgehal­
ten würden und ihre Auslieferung Schwierigkeiten mache, da nun Vorsorge getroffen 
sei, daß alle von der deutschen Justiz benötigten Inhaftierten in das Internierungslager 
Neuengamme bei Hamburg überführt würden und dort von den deutschen Behörden 
verhört und übernommen werden könnten. Gleichzeitig wurde mitgeteilt, die regiona-

149 Schreiben Dr. Klaas vom 10.10. 1947 an Rüdlin; Z 21/799, fol. 158. Dort (fol. 165 ff.) auch 
weitere Korrespondenz Klaas/Rüdlin in dieser Sache. 

150 Vgl. dazu den Vermerk von Dr. Klaas vom 20.10. 1947 über die Braunschweiger Generalstaats-
anwalts-Tagung, wo festgestellt wurde, daß vor allem in den OLG-Bezirken Celle und Hamm von 
den Gerichten allein deutsches Strafrecht angewendet würde; Z 21/799, fol. 166. 

151 Ebenda, fol. 168. Auf dem Schreiben Staffs handschriftlicher Randvermerk von Klaas: „Hoden­

berg!" 
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len Chief Legal Officers seien angewiesen worden, „ mit den Landesjustizministern 
und sämtlichen Generalstaatsanwälten" Besprechungen über die Gründe der Stagna­
tion abzuhalten152. Eine Woche später erfuhren die Legal Officers von Rathbone, das 
Foreign Office habe „einen Bericht angefordert über die Fortschritte, welche in der 
Bearbeitung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch deutsche Gerichte ge­
macht worden" seien, und „ob irgendwelche Beweise für eine vorsätzliche Pflichtver­
letzung oder absichtliche Verzögerung von Seiten der deutschen Justiz" vorlägen153. 
Am 18. 6 .1947 meldete Rathbone dem H Q der Legal Division in Berlin, daß die 
deutschen Richter bei der Bearbeitung von Strafsachen nach KRG 10 „zweifellos . . . 
nicht mit der erforderlichen Tatkraft und Beschleunigung" tätig seien; sie hätten 
Bedenken, gegen den Grundsatz nulla poena sine lege zu verstoßen. Im Hinblick auf 
einen Besuch in Nordrhein-Westfalen schrieb er, daß die Verzögerungen „auch . . . an 
der Unfähigkeit der Staatsanwaltschaften" lägen, was besonders in den OLG-Bezir­
ken Düsseldorf und Köln der Fall sei. „Ich vertrat diese Ansicht mit Nachdruck dem 
Landesjustizminister gegenüber und werde sie auch dem ZJA zur Kenntnis bringen. 
Es müssen m. E. sofort jüngere und tatkräftigere Generalstaatsanwälte bei den zwei 
Oberlandesgerichten eingesetzt werden"154. Das German Court Inspectorate begrün­
dete nach einer Besichtigungsreise in Niedersachsen Mitte Oktober 1947 die Stagna­
tion vor allem mit richterlicher Obstruktion: 

„Die Richter sind nicht scharf darauf, Fälle von Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
gemäß Kontrollratsgesetz Nr. 10 abzuurteilen, und heftige Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Richtern und Staatsanwälten sind während der Verhandlung aufgetaucht. Die 
von den Gerichten verhängte Strafe ist im allgemeinen milder als die von der Staatsan­
waltschaft beantragte"155. 

Noch im Mai 1948 stellte die Legal Division nach einer Besichtigung in Nordrhein-
Westfalen fest, „im Vergleich zu anderen Strafsachen" zögerten die Staatsanwalt­
schaften bei NS-Verbrechen mit der Anklageerhebung. „Annähernd die Hälfte der 
Fälle", in denen die Staatsanwaltschaft eine Voruntersuchung eingeleitet habe, sei 
„eingestellt worden"; die „Hauptschwierigkeit" bildeten die Denunziationsfälle, bei 
denen die Unsicherheit auch durch „voneinander abweichende Entscheidungen der 
Oberlandesgerichte" verstärkt worden sei156. 

Wie die monatlichen Tätigkeitsberichte der deutschen Gerichte an die Militärregie­
rung157 zeigen, ging es bei den Straftaten, die im Rahmen der erteilten Ermächtigung 
vor den deutschen Gerichten in der britischen Zone verhandelt wurden, ähnlich wie in 
den anderen Zonen, vor allem um bestimmte Komplexe. Am häufigsten waren die 
von SA- und SS-Leuten, von Gestapobeamten u. a. unmittelbar nach der nationalso­
zialistischen Machtergreifung bei der Verfolgung politischer Gegner, vor allem an 

152 Z 21/1354, fol. 145. 
153 Schreiben Rathbones vom 14. 5.1947 an die Chief Legal Officers, ebenda, fol. 161. 
154 Bericht Rathbones vom 18. 6.47 an HQ Legal Division Berlin; Z 21/1355, fol. 4. 
155 Ebenda, fol. 183. 
156 Mitteilung der Legal Division vom 25. 5.1948 an Chief Legal Officers; Z 21/1357, fol. 83. 
157 Zahlreiche Stücke davon sowie auch statistische Auswertungen in: Z 21/791-798. 
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Kommunisten, Sozialdemokraten, Gewerkschaftlern, begangenen Mißhandlungen 
und Morde, ferner die damaligen Freiheitsberaubungen und Aussageerpressungen. 
Die ehemaligen Verfolgten oder ihre Hinterbliebenen und Gesinnungsgenossen hatten 
dabei meist selbst Anzeige erstattet und traten auch als Zeugen auf. In einigen Fällen 
ging es auch um einst prominente nationalsozialistische Funktionäre, die noch nicht 
vor britische Militärtribunale gebracht worden waren. Gerade solche Verfahren, wie 
der 1949 in Braunschweig verhandelte Prozeß gegen den ehemaligen braunschweigi-
schen NS-Ministerpräsidenten Klagges oder der im gleichen Jahr in Düsseldorf durch­
geführte Prozeß gegen den dortigen ehemaligen Gauleiter Florian, zogen naturgemäß 
auch Aufmerksamkeit der Presse auf sich158. Einen zweiten wichtigen Komplex bil­
dete die Verfolgung deutscher Juden, vor allem im Zusammenhang mit der Reichskri­
stallnacht, einen weiteren die zahlreichen verfahrenslosen Erschießungen politischer 
Gefangener oder sogenannter Defaitisten in den Tagen und Wochen vor Kriegsende. 
Den heikelsten Komplex aber bildeten die Denunziationsfälle. Selbst die knappen 
Sammelberichte, die der Militärregierung über alle Verfahren erstattet wurden, lassen 
durchscheinen, daß bei diesen Prozessen, bei denen Angeklagte und Zeugen meist 
orts- und gerichtsbekannt waren und die zu beurteilenden Handlungen noch nicht 
lange zurücklagen, die emotionale Aufladung der Prozeßparteien oft erheblich war 
und auch die unterschiedliche lokale politische Struktur und Atmosphäre in die 
Rechtsfindung hineinspielten. Daß ab 1948 für Verfahren gegen NS-Verbrechen in 
der britischen Zone in aller Regel Schwurgerichte zuständig wurden, erhöhte vielfach 
noch den Einfluß des lokalen politischen und gesellschaftlichen Milieus. Kraß - und 
sicher zugespitzt - brachte das ein Bericht zum Ausdruck, den das German Court 
Inspectorate im Jahre 1949 nach einer Besichtigung der deutschen Gerichte in Düssel­
dorf und Wuppertal erstattete: bei Strafverfahren gegen NS-Verbrechen bedeute eine 
Mehrheit von kommunistischen Geschworenen in der Regel eine Verurteilung, eine 
Mehrheit von CDU-Geschworenen dagegen Freispruch159. 

Die von solcher Lokalatmosphäre weniger tangierten Oberlandesgerichte waren 
sicher freier; das führte andererseits dazu, daß sie bei Denunziationsfällen aus prinzi­
piellen Erwägungen, aber manchmal auch aus problematischen anderen Gründen zu 
Aufhebungen erstinstanzlicher Urteile gelangten, die bei den lokalen Gerichten auf 
Unverständnis stießen. Ein solcher Fall findet sich im Bericht des Landgerichts Wup­
pertal für Februar 1948: Das OLG Düsseldorf hatte das Wuppertaler Gericht in 
einem Denunziationsfall zur Neuverhandlung und zum Freispruch praktisch gezwun­
gen, weil, wie es in dem Bericht an die Militärregierung hieß, „das Revisionsgericht 
den Tatbestand eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit nicht für gegeben erach­
tete" und „weil die Verfolgung (nach Meinung des Revisionsgerichts) nicht durch die 
Denunziation, sondern durch den Staatsapparat geschehen und die Lehrerin G., das 
Opfer der Denunziation, gesetzmäßig und nicht grausam behandelt worden ist"160. 

158 Dazu Vorgänge in: Z 21/1359, fol. 27, 203 u. 210. 
159 Z 21/1359, fol. 27. 
160 Z 21/794, fol. 93. 
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Aus dem letzten Element der in dem Bericht nur knapp wiedergegebenen Begründung 
kann immerhin geschlossen werden, daß manche Oberlandesgerichte in Denunzia­
tionsfällen nicht zuletzt deshalb zu Freisprüchen neigten, weil dabei ja häufig, wenn 
der Denunzierte in der NS-Zeit durch einen Strafsenat der für Hochverratsfälle zu­
ständigen Oberlandesgerichte verurteilt worden war, die Spruchtätigkeit dieser Ge­
richte im Dritten Reich selbst impliziert war. 

Eine aufsehenerregende Strafsache, die im Juni 1948 vor dem Landgericht Ham­
burg verhandelt wurde, ließ diesen besonders heiklen Aspekt justizieller Vergangen­
heitsbewältigung, dem wir ja bereits im Fall Tillessen begegnet sind, deutlicher her­
vortreten. Es ging um ein Verfahren gegen Marineoffiziere, die noch am 8. Mai 1945 
in einem Kriegsgerichtsprozeß vier desertierte Matrosen zum Tode verurteilt hatten; 
das Urteil war vollstreckt worden. Der Staatsanwalt beantragte wegen dieser „Un­
menschlichkeit" hohe Zuchthausstrafen. Das Gericht aber sprach den Hauptange­
klagten frei, vor allem mit der Begründung, daß „kein Richter für sein Urteil zur 
Verantwortung gezogen werden könne", wenn „ein formell gesetzmäßiges Verfahren 
stattgefunden" habe161. Der Freispruch, der in der Hamburger Presse und Öffentlich­
keit scharfe Kritik auslöste und auch die politische Vertretung der Stadt auf den Plan 
rief162, veranlaßte am 11. 6.1948 den über das Urteil betroffenen zuständigen Ober­
staatsanwalt zu einer grundsätzlichen Stellungnahme an den Leiter der Strafrechtsab­
teilung des ZJA, die es verdient, ausführlicher zitiert zu werden: 

„Ist, wie nach Auffassung der Staatsanwaltschaft im Falle Petersen ein richterliches 
Erkenntnis zwar formell einwandfrei zustandegekommen, haben die Richter jedoch 
erkennbar unter dem Einfluß der die Menschenwürde mißachtenden, verbrecherischen 
Anschauungen des Nazismus gehandelt und diente diese Entscheidung der Durchset­
zung des ungesetzlichen Machtanspruches des Nazismus und erfüllte sie bei der Anwen­
dung objektiv und subjektiv den Tatbestand des Humanitätsverbrechens, so ist auch 
diese Entscheidung der Nachprüfung im Rahmen des Gesetzes Nr. 10 unterworfen . . . 
Nach ständiger Rechtsprechung der obersten Gerichte der britischen Zone wird wegen 
Humanitätsverbrechen bestraft derjenige, der in der Nazizeit einen anderen durch eine 
Anzeige einem Sondergericht oder anderem politischen Gericht des Nazi-System auslie­
ferte. In allen diesen Fällen sind bisher die beteiligten Justizorgane von Strafe freigeblie­
ben. Ist es nicht ein Widerspruch, wenn der einfache Mann und juristische Laie, der, sei 
es aus politischen, sei es aus persönlichen oder sonstigen niedrigen oder mehr oder 
minder achtbaren Motiven einen anderen dieser Justiz ausgeliefert hat, bestraft wird? 
Auf den Fall Petersen angewandt hieße dies: Wären die hingerichteten Matrosen vor 
ihrer Festnahme von einer deutschen Zivilperson wegen Fahnenflucht angezeigt wor­
den, so würde diese Zivilperson in Anwendung der Grundsätze der ständigen Recht­
sprechung auch vom Hamburger Schwurgericht aufgrund des KRG Nr. 10 bestraft 
werden. Die Richter dagegen würden mit der Begründung, daß die richterliche Unab­
hängigkeit geschützt werden müsse, nach Auffassung des Schwurgerichts von Strafe 

161 Vgl. Bericht des Oberstaatsanwalts Kramer beim LG Hamburg vom 11. 6.48 über die Gerichts­
entscheidung; Z 21/1334, fol. 220. 

162 Diesbezügliche Vorgänge ebenda, fol. 211 ff. 
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freibleiben. Das ist eine Unmöglichkeit, die letzten Endes von einer verantwortungsbe­
wußten demokratischen Justiz nicht verantwortet werden kann"163. 

Die 1947 und 1948 erstatteten Monatsberichte der deutschen Gerichte in der briti­
schen Zone vermitteln den Eindruck, daß sich, trotz der großen Erregung um das 
KRG 10 und den Grundsatz nulla poena sine lege, die Strafverfolgung von NS-
Verbrechen in der britischen Zone weder dem Umfang noch dem Strafmaß nach 
nennenswert von der gleichzeitigen deutschen Justiztätigkeit etwa in der amerikani­
schen Zone unterschied. Wenn die Mehrzahl der deutschen Staatsanwaltschaften und 
Gerichte in der britischen Zone sich schließlich auch dazu bequemte, bei der Anklage-
und Urteilsbegründung nicht nur auf das deutsche Strafrecht, sondern auf KRG 10 
Bezug zu nehmen, so scheint das allerdings meist mehr eine Pflichtübung mit Rück­
sicht auf die Besatzungsmacht gewesen zu sein. Allein bei den Denunziationsfällen, die 
seit 1948 häufiger zur Verhandlung kamen, ergab sich aufgrund von KRG 10 wohl 
eine unterschiedliche Rechtspraxis in der britischen Zone. Auch hier zeigen die Be­
richte freilich, daß in der Regel eine Verurteilung nur stattfand, wenn die Denunzia­
tionsfolgen sehr drastisch gewesen waren, während die Gerichte im übrigen meist auf 
Freispruch mangels Beweises erkannten, weil sie bei dem Anzeiger den Vorsatz der 
Verfolgung für nicht erwiesen hielten. In der Auswertung der seit Oktober 1946 von 
den Gerichten der britischen Zone verhandelten Strafsachen nach KRG 10 kam das 
ZJA im Mai 1948 zu dem Ergebnis: 

„Die Zahl der Denunziationen spielt gegenüber den Verurteilungen wegen anderer 
Menschlichkeitsverbrechen eine geringe Rolle. Den 203 Verurteilungen wegen Juden­
verfolgungen und politischen Verfolgungen stehen - in 18 Monaten - nur 57 Verurtei­
lungen wegen Denunziationen gegenüber. In den Oberlandesgerichtsbezirken Hamm, 
Braunschweig und Celle wurden bisher im Verhältnis zu den anderen in diesen Bezirken 
verhandelten Menschlichkeitsverbrechen besonders wenig Denunziationen verhandelt 
. . . Freigesprochen wurden [in der gesamten Zone] bei politischen Verfolgungen etwa 
33%, bei Judenverfolgungen 37%, bei Denunziationen 60%"1 6 4 . 

Nur in sehr wenigen Fällen hob die britische Besatzungsmacht ihr eklatant rechts­
widrig erscheinende Urteile auf165, darunter im April 1948 auch den Freispruch des 
Landgerichts Hannover in einem Denunziationsfall166. 

Eine größere Einheitlichkeit und auch Effektivität der Rechtsprechung nach 
KRG 10 trat offenkundig ein, nachdem im Februar 1948 endlich der OGH für die 
britische Zone in Köln seine Arbeit aufgenommen hatte. Die Besatzungsmacht hat­
te unter Übergehung anderslautender Personalvorschläge, wie sie u. a. von der CDU 

163 Z 21/1334, fol. 218. 
164 Bemerkungen des ZJA vom 5. 5.1948 „Zu den bis 1. Mai 1948 vorgelegten Berichten über 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit" Z 21/791, fol. 54. Vgl. dazu auch die vom ZJA hrsg. 
Sammlung „Rechtsprechung deutscher Gerichte aus den Jahren 1945-1948" (1948), insbes. 
S. 86ff. 

165 Vgl. Z 21/1237, fol. 3-33, sowie 195-211 und Z 21/1357, fol. 70 und Z 21/2213, fol. 25 u. 66. 
166 Z 21/1357, fol. 61 u. 95. 
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gemacht worden waren, an das Oberste Gericht Personen berufen, von denen sie 
annehmen konnte, daß sie im wesentlichen im Einklang mit den Intentionen des KRG 
10 handeln würden: Den aus der Londoner Emigration zurückkehrenden Dr. Ernst 
Wolf (vor 1933 Vorsitzender der Berliner Anwaltskammer) als geschäftsführenden 
Präsidenten und Präsidenten des Zivilsenats, den bisherigen Braunschweiger General­
staatsanwalt Dr. Staff als Präsidenten des Strafsenats und Dr. Schneidewin, vorher 
Senatspräsident am OLG Celle, als Leiter der Staatsanwaltschaft167. 

Welche Bedeutung der Kölner OGH selbst seiner höchstrichterlichen Rechtspre­
chung in Strafverfahren nach KRG 10 gerade in der Anfangszeit beimaß, zeigt sich 
darin, daß im ersten Band der von ihm 1948 herausgegebenen Entscheidungssamm­
lung unter insgesamt 55 dort veröffentlichten Entscheidungen sich nicht weniger als 
30 mit Menschlichkeitsverbrechen (und darunter 20 mit Denunziationsfällen) befaß­
ten168. Erst die Rechtsprechung des OGH in diesen Fällen scheint, auch bei Denunzia­
tionsfällen, die Idealkonkurrenz von deutschem Straf recht und KRG 10 in der Rechts­
praxis der britischen Zone stärker durchgesetzt zu haben, was von der Legal Division 
mit Genugtuung zur Kenntnis genommen, in zeitgenössischen deutschen Kommenta­
ren, insbesondere von anwaltlicher Seite, um so mehr kritisiert wurde169. 

Seit dem Frühjahr 1948 kam aber gleichzeitig auf verschiedene Weise zum Aus­
druck, daß die britische Militärregierung nun vor allem an einer möglichst schnellen 
Beendigung der Strafverfahren nach KRG lO interessiert war. Dabei spielten die 
inzwischen gegebene wirtschaftliche Verklammerung mit der amerikanischen Zone 
und die schon auf den Weg gebrachte Politik der Weststaatgründung eine erhebliche 
Rolle. Zunächst suchte die britische Legal Division eine Rechtsangleichung dadurch 
zu erzielen, daß sie der amerikanischen Militärregierung vorschlug, auch in ihrer 
Zone die deutschen Gerichte zur Anwendung des KRG 10 zu ermächtigen170. 

Als sie damit nicht durchdrang, forderte Oberst Rathbone am 6. Oktober 1948 die 
regionalen Legal Advisers — wie sie jetzt hießen — bei den Länderregierungen der Zone 
auf, darauf hinzuwirken, daß künftig, gemäß den höchstrichterlichen Entscheidungen 
des OGH, Verfahren nach KRG 10 nur noch in „wirklich ernsten Fällen von Verbre­
chen gegen die Menschlichkeit" eingeleitet würden. Den deutschen Staatsanwalt­
schaften sei dringend nahezulegen, „Verfahren, bei denen eine Verurteilung zweifel­
haft ist", nicht weiterzuverfolgen; denn es sei „der ernste Wunsch S. M. Regierung 

167 Z 21/1355, fol. 292. Bezüglich der vorangegangenen Personalvorschläge der CDU: Z 21/1357, 
fol. 3-40. 

168 Vgl. Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes der Britischen Zone in Strafsachen (OGHSt), 
Bd. 1, Berlin/Hamburg 1949. Dazu auch Karl-Alfred Storz, Die Rechtsprechung des Obersten 
Gerichtshofes der Britischen Zone in Strafsachen, Tübingen 1969. 

169 Bezeichnend hierfür der kritische Kommentar von Rechtsanwalt Th. Klefisch (Köln). „Die NS-
Denunziation in der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes für die britische Zone", MDR 
Jg. 3 (1949), S. 224. 

170 Vgl. dazu u.a. Schreiben Rathbones vom 11.3. 1948 an HQ Legal Division (Berlin). Unter 
Hinweis darauf, daß die Strafverfahren nach KRG 10 nach anfänglichen Schwierigkeiten in der 
britischen Zone „nunmehr gut voran" kämen und „weitere noch befriedigendere Fortschritte" 
für die allernächste Zukunft aufgrund der Rechtsprechung des OGH zu erwarten seien, empfahl 
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und des Militärgouverneurs, daß diese Verbrechen gegen die Menschlichkeit sobald 
wie möglich zur Erledigung gelangen"171. Das war eine deutliche Sprache. Sie signali­
sierte, wohin der Wind der veränderten Deutschlandpolitik sowohl der britischen wie 
der amerikanischen Regierung wehte. Wie die Berichte an die Militärregierung und 
deren Statistiken zeigen171 a, hat aber die deutsche Justiz der britischen Zone 1948/49 
die Strafverfolgung von NS-Verbrechen nicht verringert, sondern aktiviert; gleichzei­
tig stellten die Gerichte der Militärregierung, die bisher selbst zahlreiche Verfahren 
nach KRG 10 durchgeführt hatten, sofern es dabei um Verbrechen gegen Nichtdeut­
sche, vor allem in den ehemals besetzten Gebieten und den Konzentrationslagern, 
ging, ihre Tätigkeit mehr und mehr ein, ohne daß schon alle von der War Crimes 
Commission der UN registrierten wichtigen Fälle abgeurteilt gewesen wären. Bereits 
1948 ergab sich daraus die Frage, ob die zunächst nur (auf Verbrechen an Deutschen) 
begrenzte Ermächtigung der deutschen Justiz ausgeweitet werden sollte. Jetzt aber 
setzte sich generell in der britischen Deutschlandpolitik und natürlich auch in der 
Militärregierung und der Legal Division die Tendenz durch, bis zur absehbaren Bil­
dung einer deutschen Bundesregierung und dem Erlaß eines Besatzungsstatuts keine 
politisch relevanten Veränderungen mehr vorzunehmen, sondern alles weitere den 
Deutschen zu überlassen. Als im Frühsommer 1948 vom Legal Advice and Drafting 
Branch die Frage aufgeworfen wurde, ob man den deutschen Justizbehörden künftig 
nicht auch die Vorermittlung in solchen Fällen übertragen sollte, in denen es sich um 
Verbrechen gegen Nichtdeutsche handelte, ging daher Rathbone auf diese Anregung 
erst nach Monaten, am 12. Oktober 1948, ein und teilte LAD lakonisch mit, inzwi­
schen sei „so lange Zeit verstrichen" und es habe sich hinsichtlich der Bearbeitung der 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit „so viel ereignet", daß er es „jetzt für zu spät 
halte, eine entsprechende Ergänzung zur Verordnung Nr. 47 noch „vorwärts zu brin­
gen". „Ich habe diese Angelegenheit mit dem Director of Prosecutions besprochen, 
der meiner Ansicht zustimmt, daß man den Sachen weiterhin ihren Lauf läßt wie 
bisher"172. 

Auch die innerbritische Diskussion, die im Zeichen der veränderten Deutschland-
Politik über die Fortführung der Kriegsverbrecher-Prozesse geführt wurde — die Aus­
lieferung von deutschen Kriegsverbrechern an Länder des Ostblocks spielte dabei in 

Rathbone darin „in Anbetracht einer engen Verschmelzung der amerikanischen und britischen 
Zone" dringend, „die Amerikaner davon zu überzeugen, die allgemeinen Richtlinien der Verord­
nung Nr. 47 in ihrer Zone zu übernehmen". Rathbone wies dabei darauf hin, daß auch einige 
deutsche Justizminister der amerikanischen Zone sich hierfür ausgesprochen hätten und es un­
wahrscheinlich sei, daß in der US-Zone, wenn dort nur „Anklagen nach deutschem Recht erfol­
gen . . . alle Fälle von Denunzierungen zur Überführung führen". Gleichzeitig gab er aber auch der 
Befürchtung Ausdruck, „daß die Richter der deutschen Gerichte in der britischen Zone im Ver­
gleich zu ihren Kollegen in der amerikanischen Zone in eine sehr heikle und wenig beneidenswerte 
Lage geraten" könnten, wenn eine solche Rechtsangleichung nicht geschehe; Z 21/1356, fol. 168, 
ferner Z 21/1357, fol. 8, und Z 21/2213, fol. 104 u. 215. 

171 Z 21/1357, fol. 324. 
171 a Vgl. dazu Z 21/791-798. 
172 Z 21/1357, fol. 347. 
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der nun herrschenden Atmosphäre des „Kalten Krieges" eine besondere Rolle173 -
machte die Strafverfolgung von NS-Verbrechen für die britische Regierung zu einer 
leidigen Sache. Am 5. Mai 1949 - wenige Tage vor der Verabschiedung des Bonner 
Grundgesetzes und seiner Billigung durch die westlichen Militärgouverneure - be­
faßte sich zum wiederholten Mal auch das britische Oberhaus mit dieser Frage, was 
dem Vertreter des Foreign Office, Unterstaatssekretär Lord Henderson, Veranlassung 
gab, eine fast schon abschließende Bilanz zu ziehen. Der Bischof von Chichester hatte 
sich in einem Antrag dagegen ausgesprochen, den seit Jahren inhaftierten Generalfeld­
marschällen von Rundstedt und von Manstein sowie dem Generalleutnant Strauß 
noch den Prozeß zu machen; er hatte sogar empfohlen, alle noch in Gang befindlichen 
Kriegsverbrecherprozesse niederzulegen und die in solchen Verfahren von britischen 
Gerichten Verurteilten aus rechtlichen und politischen Gründen zu amnestieren. Lord 
Henderson erklärte, die Verfahren gegen Rundstedt und Strauß müßten wegen des 
schlechten Gesundheitszustandes der Beschuldigten ohnehin niedergeschlagen und 
beide entlassen werden. Im übrigen seien vor den Kontrollkommissionsgerichten in 
der britischen Zone schon seit 1. September 1948 keine neuen Kriegsverbrecherpro­
zesse mehr eröffnet und alle anhängig gewesenen Verfahren inzwischen zu Ende 
geführt worden. Außer dem Fall Manstein werde es vor britischen Gerichten kein 
weiteres Verfahren wegen deutscher Kriegsverbrechen mehr geben. Ähnliches gelte 
für die Strafverfolgung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Vor Kontrollkom­
missionsgerichten der britischen Zone seien nur noch neun Fälle anhängig, bei denen 
48 Personen beschuldigt würden. Inzwischen habe die britische Regierung entschie­
den, daß auch diese Fälle nicht mehr vor britischen Gerichten zu Ende zu führen, 
sondern wie alle sonstigen noch auftauchenden Fälle den deutschen Gerichten zur 
Aburteilung nach deutschem Strafrecht zu übergeben seien. Dies gelte erst recht für 
diejenigen Menschlichkeitsverbrechen, die an Deutschen begangen und schon bisher 
von deutschen Gerichten verfolgt worden seien. 

„So far as the trials of Germans accused of offences against Germans or stateless 
persons are concerned, the question of the continuation or cessation of such trials is 
entirely one for the German authorities, and it is not part of His Majesty's Government's 
policy to interfere with a responsibility which has been handed over to the Germans." 

Als das Zonal Executive Office der Legal Division, das reinen Tisch machen wollte, 
am 30. Juni 1949 die Frage aufwarf, ob nicht der Militärgouverneur, damit die Sache 

173 Über die Problematik der Auslieferung von Beschuldigten aus den Internierungslagern der briti­
schen Zone zahlreiche Vorgänge in den Akten des ZJA, vgl. insbesonder Z 21/1297-1299. 
Fragmentarische Monatslisten betreffend Auslieferungen aus einzelnen Internierungslagern geben 
interessante Anhaltspunkte über die Größenordnung der Auslieferung in den Jahren 1946/47 
(Z 21/1298, fol. 5-23). Wegen zunehmender Kritik an der Auslieferung, nicht zuletzt im briti­
schen Mutterland, besonders sofern es um die Auslieferung an Ostblockstaaten ging, wurde im 
Februar 1948 ein justizförmiges Auslieferungstribunal errichtet. Infolgedessen wurden die Auslie­
ferungen erschwert und stark reduziert; vgl. Z 21/1298, fol. 28 ff. In den diesbezüglichen Vorgän­
gen finden sich auch interessante Berichte von Deutschen, die der polnischen Justiz ausgeliefert 
wurden und später in die britische Zone zurückgekehrt waren (Z 21/1298, fol. 69-74). 
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vor Ablauf der Besatzungszeit beendet werde, in allen noch nicht durchgeführten 
Verfahren wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder wegen der Zugehörigkeit 
zu verbrecherischen NS-Organisationen eine Amnestie erlassen könne, schrieb der 
Leiter der Legal Division am 5. Juli 1949 zurück, daß es „unklug und unangebracht" 
sei, „im gegenwärtigen Zeitpunkt" in diesen Dingen noch einmal einzugreifen: 

„Die Regierung in der Heimat ist - wie Sie wissen - dauerndem Druck in der Frage der 
Kriegsverbrechen ausgesetzt gewesen und ich glaube nicht, daß die Minister irgendwel­
che Maßnahmen begrüßen werden, durch die das Interesse an dieser verdrießlichen 
Angelegenheit wieder wachgerufen wird. Die Erklärung von Lord Henderson vom 
5. Mai war als endgültige Festlegung der Regierungspolitik gedacht und sollte in diesem 
Sinne behandelt werden"174. 

Während sich die britische Besatzungsmacht, ähnlich wie bei der Entnazifizierung, 
verdrossen von einem Problem zurückzog, zu dessen energischer und gewissenhafter 
Aufarbeitung sie die deutsche Justiz anfangs nachdrücklich angehalten hatte, war der 
Oberste Gerichtshof der britischen Zone mit seinen Entscheidungen in Revisionsver­
fahren nach dem KRG 10 inzwischen zu einer auch in den anderen Westzonen bei der 
deutschen Justiz beachteten Instanz geworden. Dieses Gericht zumindest nahm die 
den Deutschen zuallererst obliegende Verantwortung für eine strafrechtliche Reini­
gung von der NS-Vergangenheit trotz des offenkundig nachlassenden Interesses der 
Besatzungsmacht weiterhin ernst. Als Beispiel diene zum Schluß ein Fall, bei dessen 
rechtlicher Beurteilung sich Engagement und begriffsbildendes Vermögen der deut­
schen Justiz noch einmal eindrucksvoll bekundeten. Am 12. Dezember 1949, d. h. 
bereits nach Gründung der Bundesrepublik, mußte der Strafsenat des O G H (Vorsitz 
Dr. Staff, dazu die beiden Richter Dr. Jagusch und Dr. Engels) das Urteil in der Sache 
Veit Harlan fällen; Harlan hatte bei dem berüchtigten antisemitischen Film „Jud Süß" 
Regie geführt. Die erste Instanz, das Schwurgericht in Hamburg, hatte Veit Harlan am 
23 . April 1949 von der Anklage eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit freige­
sprochen, und zwar mit der Begründung, der in Goebbels' Auftrag im Sommer 1940 
fertiggestellte Film erfülle zwar subjektiv den Tatbestand eines „Angriffsverhaltens" 
aus ideologisch-rassischen Gründen, habe aber keine Folgen gehabt, die nicht auch 
ohne ihn eingetreten wären. Harlan könne nicht als Täter eines Verbrechens gelten, 
weil der Taterfolg, der zum strafrechtlichen Tatbestand gehöre, nicht nachweisbar sei. 
Der Strafsenat des OGH verwarf diese Rechtsmeinung175. Er nahm den Fall zum 
Anlaß einer gründlichen Auseinandersetzung mit der komplizierten Frage der Mitver­
antwortlichkeit antijüdischer Propaganda im Gesamtzusammenhang der nationalso­
zialistischen Judenverfolgung. Die Auffassung des Schwurgerichts, daß die Juden in 
Deutschland ohne den Jud-Süß-Film ebenso verfolgt worden wären, dieser mithin 
keine „nicht wegzudenkende Bedingung" und folglich auch keine Ursache oder Mit­
ursache der Verfolgung im Rechtssinne gewesen sei, habe den Begriff der Ursächlich-

174 Z 21/1360, fol. 45. 
175 Urteilsbegründung (29 Seiten) in: Z 21/776, fol. 199-213. 
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keit verkannt. Anders als die Tat eines Einzelnen gegen einen einzelnen Juden liege die 
Besonderheit hier darin, daß sich die Tat, d. h. die Herstellung des Films, von vornher­
ein gegen die Juden im allgemeinen gerichtet habe. Die Schädigung der Juden trat 
dadurch ein, daß der Film die Juden in der Öffentlichkeit herabwürdigte, dadurch 
ihre Menschenrechte verletzte und andere zu Angriffen gegen die Juden veranlaßte 
oder geneigt machte. Die in dem Film enthaltene Aussage „alle Juden sind schlecht", 
die mittels einer erregenden Filmhandlung von ausgezeichneten Schauspielern 19 Mil­
lionen Menschen in jahrelangen Vorführungen nahegebracht worden sei, habe, zu­
sammen mit ähnlicher Propaganda, dem NS-Regime den Boden für die Judenverfol­
gung bereitet: 

„Erst die unablässige, planvolle von Staat und Partei mit allen Mitteln moderner Mas­
senbeeinflussung jahrelang folgerichtig durchgeführte völlig einseitige judenfeindliche 
Propaganda, der Andersgesinnte und auch die Juden selbst infolge der staatlichen Un­
terdrückung nichts entgegenzusetzen vermochten, hat bei zahlreichen Deutschen einen 
Meinungsumschwung zu Ungunsten der Juden bewirkt, zumindest aber die weitere 
abwehrende Anteilnahme an deren Schicksal erschwert und teilweise überdeckt. Die 
Nationalsozialisten haben es also vermocht, das Rechtsgewissen des deutschen Volkes 
abzulenken und abzustumpfen. Nur auf dem so vorbereiteten Boden aber war die 
Judenverfolgung mit "gesetzlichen' und offen ungesetzlichen Mitteln bis hin zur soge­
nannten ,Endlösung' überhaupt erst möglich. Kleinere Kreise mögen diese Maßnahmen 
von vornherein aus den verschiedensten Gründen gebilligt haben. Das Volk aber in 
seiner Gesamtheit mußte erst dazu veranlaßt werden, sie hinzunehmen und an ihrer 
Durchführung teilweise mitzuwirken. Hätten sich weite Kreise immer wieder offen oder 
versteckt gegen die Judenverfolgung gewandt, wie im Falle der Tötung von Geisteskran­
ken dies besonders durch die Kirchen beider christlichen Bekenntnisse geschah — so 
wäre diese Steigerung des Terrors auf die Dauer undurchführbar gewesen, mindestens 
aber sehr erschwert und gehemmt worden. Auch die Nationalsozialisten bedurften . . . 
des Widerhalls ihrer Maßnahmen im Volke." 

Der diesem Bedürfnis dienenden Propaganda habe der Harlan-Film mit seiner 
„bildhaft-eindringlichen" Darstellung eines bösen und gemeinen Juden mehr volks­
tümliche Breitenwirkung verschafft als ideologische Schulung. Er sei eines der vielfäl­
tigen Mittel gewesen, die gemeinsam das Massenverbrechen an den Juden bewirkt 
hätten und zu deren Charakteristika es gerade gehöre, daß sich die Bedeutung des 
einzelnen Tatbeitrages nicht mehr genau abmessen lasse. Zur Zeit der Herstellung des 
Films (Sommer 1940) habe die letzte „außerordentliche Verschärfung der Judenver­
folgung", die physische Ausrottung, noch bevorgestanden, bei der es unausbleiblich 
gewesen sei, „daß die deutsche Öffentlichkeit trotz aller Geheimhaltung . . . stück­
weise Einzelheiten darüber erfahren konnte". Normalerweise hätte die Kenntnis von 
„Ausrottungsakten, die alles in Deutschland vorher an antijüdischen Maßnahmen 
Bekannte an Grausamkeit, Härte und Unmenschlichkeit bei weitem überstiegen . . . 
Empörung hervorrufen" müssen. Aber: 

„Während man die Juden im Osten und in den Konzentrationslagern massenweise 
tötete oder unausbleiblichen Seuchen hilflos aussetzte, verhetzte und ,beruhigte' man 
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das deutsche Volk in dieser Beziehung durch eine wohlberechnete Massenpropaganda, 
deren Kern die Behauptung war, daß man sich der Jüdischen Schädlinge' nur auf diese 
Weise wirksam entledigen könne und sie dieses Schicksal im Interesse der Erhaltung des 
deutschen Volkes auch verdienten. Ein nicht unwesentliches Werkzeug dieser zur Ver­
nichtung der Juden gehörenden Hetze war der Film J u d Süß'." 

Solche Urteilsbegründungen konnten sich ebenso sehen lassen wie die trotz anfäng­

lichen Widerstrebens am Ende der Besatzungszeit in der britischen Zone vorweisbaren 

Zahlenbilanzen der Strafverfolgung von NS-Verbrechen durch die deutschen Ge­

richte: 

Bilanz der in erster Instanz abgeschlossenen Strafverfahren wegen NS-Verbrechen in 

den acht OLG-Bezirken der britischen Zone bis zum 31.10.1949176 

OLG-Bezirk Zahl der Zahl der Zahl der 

Verfahren Angeklagten Verurteilten 

Hamburg 
Düsseldorf 
Hamm 
Köln 
Schleswig 
Braunschweig 
Celle 
Oldenburg 

134 
339 
402 
136 
152 
60 

119 
91 

260 
761 
939 
246 
302 
154 
312 
433 

141 
451 
619 
141 
157 
68 

193 
266 

insgesamt 1433 3407 2036 

Mit diesen Ergebnissen stand die deutsche Justiz der britischen Zone in Westdeutsch­
land an der Spitze177, wenn sie auch hinter den für die sowjetische Zone gemeldeten 
Zahlen178 weit zurückblieb. Auf dem Gebiet der inzwischen gebildeten Bundesrepu-

176 Die in der folgenden Tabelle enthaltenen Zahlen ergeben sich aus den letzten in den Akten des 
ZJA vorliegenden Zwei-Monats-Berichten der deutschen Justizverwaltungen, die sich auf die Zeit 
bis zum 31. 10.49 beziehen (für den OLG-Bezirk Hamburg beziehen sich die Zahlen nur auf die 
Zeit bis zum 30. 6. 49); Z 21/798, fol. 45-63. 

177 Diese Schlußfolgerung ergibt sich in bezug auf die später vom Bundesminister der Justiz aufgrund 
der Berichte der Landesjustizverwaltungen für die drei westlichen Zonen (Bundesgebiet) aufge­
führte Gesamtzahl der Verurteilungen von NS-Verbrechen durch deutsche Gerichte bis Ende 
1949 (vgl. die folgenden Angaben und Anm. 179), obwohl ein exakter Vergleich nicht möglich 
ist, weil sich die in der vorstehenden Tabelle enthaltenen Zahlen auf erstinstanzliche, die Zahlen­
angaben des Bundesjustizministeriums dagegen auf rechtskräftig gewordene Urteile beziehen. 

178 Vgl. die am 25. 1.1965 von der Justizverwaltung in der DDR herausgegebene Broschüre „Die 
Haltung der beiden deutschen Staaten zu den Nazi- und Kriegsverbrechen" (dazu auch Bundes­
tags-Drucksache IV/3124, S. 13). Daraus geht hervor, daß bis Ende 1950 von der Justiz in der 
SBZ wegen NS-Verbrechen 12147 Personen verurteilt worden waren (darunter 90 Todesurteile); 
rund ein Drittel davon entfiel auf das Jahr 1950 (sog. Waldheim-Prozesse). 
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blik waren bis zum Ende des Jahres 1949 von deutschen Gerichten insgesamt 4419 
Personen wegen NS-Verbrechen rechtskräftig verurteilt worden179. Die große Mehr­
zahl der Urteile fiel in die Jahre 1948/49, während in der gleichen Zeit die Militärtri­
bunale der westlichen Besatzungsmächte, die bis 1949 zu einer fast gleichen Gesamt­
zahl von Verurteilungen gelangten180, den Höhepunkt ihrer Aktivität überschritten 
hatten und 1948/49 nur noch wenige Verfahren abwickelten. 

Schlußbemerkung 

Die deutsche Justiz, so kann es von solchen Zahlenbildern her erscheinen, war auf 
dem besten Wege, die von den Alliierten begonnene strafrechtliche Bereinigung der 
Verbrechenshypothek des Dritten Reiches in die eigenen Hände zu nehmen. Das nach 
Gründung der Bundesrepublik von der Alliierten Hohen Kommission (AHK) erlas­
sene Gesetz Nr. 13 vom 25.11. 1949 (AHK-Amtsblatt S. 54) hob die meisten bisheri­
gen Beschränkungen der Zuständigkeit der deutschen Justiz auf und ermöglichte ihr 
ab 1.1.1950 auch die Strafverfolgung von NS-Verbrechen, die an Nichtdeutschen 
begangen worden waren. Damit eröffnete sich - theoretisch - der Justiz der Bundesre­
publik ein ihr bisher verschlossenes Feld von Verbrechenskomplexen der NS-Zeit, die 
nach Umfang und Schwere der Straftaten, wie sie vor allem in den ehemals besetzten 
Gebieten im Osten verübt worden waren, ganz neue und unvergleichlich schwierigere 
Aufgaben stellten. Nachdem schließlich Ende August 1951 auch die Anwendung des 
KRG 10 durch deutsche Gerichte von den Hohen Kommissaren aufgehoben worden 
war181, stellte sich — wiederum theoretisch — auch erneut die Frage, ob gegenüber 
solchen Massenverbrechen, die von den Gerichten der Besatzungsmächte oder ande­
rer Staaten keineswegs schon vollständig abgeurteilt worden waren, die Anwendung 
deutschen Strafrechts und vor allem auch die normale strafprozessuale Form und 
staatsanwaltschaftliche Zuständigkeit noch ausreichen konnten. Nachdem Besat­
zungsmacht und Besatzungsrecht aus dem Spiele waren, hätte jetzt nicht nur die 
deutsche Justiz, sondern vor allem auch die deutsche Legislative handeln müssen. Es 
war, so schrieb 17 Jahre später der Strafrechtler Hermann Nohl, „rechtlich und 
faktisch von Anfang an unmöglich, diese Aufgabe durch die Justiz allein befriedigend 
lösen zu lassen. Erforderlich gewesen wäre eine tapfere Tat des Gesetzgebers"182. 

179 Vgl. die 1965 herausgegebene Drucksache des Bundesjustizministeriums (s. Anm. 4). Ihr voraus­
gegangen war im Zusammenhang mit der damaligen Verjährungsdebatte eine umfangreichere, 
vom Bundesminister der Justiz im Juli 1964 herausgegebene Schrift „Die Verfolgung nationalso­
zialistischer Straftaten im Gebiet der Bundesrepublik seit 1945". Vgl. auch die Statistik bei 
Rückerl (Anm. 4), S. 125. 

180 Vgl. Anm. 4. 
181 Vgl. Verordnung Nr. 243 des Britischen Hohen Kommissars vom 31. 8. 51 und die gleichzeitige 

Verfügung Nr. 171 des Französischen Hohen Kommissars; AHK-Amtsblatt, S. 1137f. 
1 8 2 Vgl. „Rechtl iche und politische Aspekte der NS-Verbrecher-Prozesse", Texte von fünf Vorträgen, 

die im R a h m e n eines Kolloquiums an der Univeristät Ma inz im Wintersemester 1 9 6 6 / 6 7 gehalten 

u n d 1968 von Peter Schneider u n d H . J . Meye r in M a i n z herausgegeben wurden (S. 40) . 
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Tatsächlich aber verlief die Entwicklung ganz anders. Mit dem Ende der Besat­
zungszeit flaute die Tätigkeit der deutschen Justiz bei der Strafverfolgung von NS-
Verbrechen rasch ab. 1950 kam es im Bundesgebiet noch zu 2495 neuen Ermittlungs­
verfahren und 809 Verurteilungen, 1951 noch zu 1238 neuen staatsanwaltschaftli­
chen Ermittlungen und 259 Verurteilungen; in den folgenden Jahren kam die Tätig­
keit der deutschen Justiz auf diesem Gebiet nahezu zum Stillstand183. 

Erst als der Ulmer Prozeß gegen ehemalige Angehörige der „Einsatzgruppen" 
(1956/57) die jahrelange Vernachlässigung systematischer Ermittlungen über den 
großen Komplex der NS-Verbrechen in den ehemals besetzten Ostgebieten unüber­
sehbar machte, wurden Ende 1958 mit der Errichtung der Zentralen Stelle der Lan­
desjustizverwaltungen in Ludwigsburg184 die Weichen für eine wenigstens organisato­
rische Systematisierung der Aufklärung noch unverfolgter Verbrechen gestellt. Bun­
desregierung und Bundestag, die schon vorher die stillschweigende Verjährung ande­
rer Straftatbestände hingenommen hatten, ließen es aber auch im Jahre 1960 noch 
geschehen, daß das Verbrechen des Totschlags verjährte. Danach ging es, auch bei den 
Ermittlungen der Zentralen Stelle, praktisch nur noch um die Aufklärung und straf­
rechtliche Ahndung von Massenmord. 

Diese neue Phase deutscher Justiztätigkeit, in der vor allem die Zahl der staatsan­
waltschaftlichen Ermittlungen wieder erheblich zunahm, stand aber im Zeichen des 
„Zu spät". Der lange Zeitabstand verschlechterte die Möglichkeiten der Beweisfüh­
rung vor allem durch Zeugen. Die meisten Voruntersuchungen lieferten nicht mehr 
genügend Material für ein Gerichtsverfahren, und die eröffneten Verfahren endeten 
oft mit Freisprüchen mangels ausreichender Beweise185. Ermittlungen und Prozesse 
schleppten sich zumeist jahrelang hin. Die Straffolgen der Verfahren standen oft in 
krassem Mißverhältnis zum Aufwand der Ermittlungen und namentlich zur Größe 
der Verbrechen und trugen der Justiz in der Bundesrepublik den häufig ungerechten 
Vorwurf ein, sie betreibe mit ihren langsamen Verfahren bewußt eine „biologische 
Amnestierung" der Beschuldigten. Die Problematik ist in der Bundesrepublik unter 
Beteiligung namhafter Strafrechtler eingehend erörtert worden186. Kritische Beobach-

183 Zahl der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren/rechtskräftigen Verurteilungen wegen 
NS-Verbrechen in der Bundesrepublik 1952: 467/191, 1953: 301/123, 1954: 183/44, 1955: 
239/21, 1956: 262/23, 1957: 238/43, 1958: 442/22 (insgesamt in diesen 7 Jahren: 2132 Ermitt­
lungen und 467 Verurteilungen); vgl. Rückerl (Anm. 4), S. 125. 

184 Zur Vorgeschichte der Gründung der Zentralen Stelle vgl. Reinhard Henkys, Die nationalsoziali­
stischen Gewaltverbrechen. Geschichte und Gericht, Berlin 1964, S. 196 ff. 

185 Seit 1959 stiegen die jährlich neuangestellten Ermittlungen wieder auf durchschnittlich über 
eintausend an, vgl. Rückerl (Anm. 4), S. 125. In den fünfzehn Jahren seit 1951 kam es im gesam­
ten Bundesgebiet aber nur zu 334 NS-Verfahren mit 798 Angeklagten, von denen etwa ein Drittel, 
meist mangels ausreichender Beweise, freigesprochen wurden. Vgl. zu dem ganzen Komplex auch 
die Untersuchung von Ulrich Dieter Opitz, Strafverfahren und Strafvollstreckung bei NS-Gewalt-
verbrechen. Dargestellt anhand von 542 rechtskräftigen Urteilen deutscher Gerichte aus der Zeit 
von 1946-1975, Ulm 1979. 

186 Vgl. z.B. die Sonderveranstaltung des 46. Deutschen Juristentages im Jahr 1966, deren Erörte­
rungen unter dem Titel „Probleme der Strafverfolgung und Ahndung von nationalsozialistischen 
Gewaltverbrechen" 1967 (München/Berlin) herausgegeben wurden. 



542 Martin Broszat 

ter bemerkten, daß die so späte Durchführung der NS-Prozesse bei großen Teilen der 
Bevölkerung wachsendem Unverständnis begegnete, das auch die Justiz nicht unbe­
rührt ließ. Oft sahen sich Gerichte zu unangemessener Milde oder schneller Anerken­
nung von „Befehlsnotstand" veranlaßt, während andere solche Entschuldigungen 
nicht gelten ließen und — was ebenso problematisch war - die schwerwiegenden 
Folgen der NS-Verbrechen für das ganze deutsche Volk den einzelnen Angeklagten 
eher strafverschärfend anlasteten. Daß die Besatzungsmächte viele der von ihnen zu 
schweren Strafen verurteilten Täter in den fünfziger Jahren begnadigten, wonach sie 
von der deutschen Justiz nicht mehr verfolgt werden konnten, daß „Schreibtischtä­
ter" des Reichssicherheitshauptamtes der SS trotz jahrelanger Ermittlungen ebenso 
straffrei blieben wie prominente Staatsanwälte und Richter, die an der Pervertierung 
des Rechts beim Volksgerichtshof oder den Sondergerichten mitgewirkt hatten, all 
dies trug ebenfalls dazu bei, die rechtliche Überzeugungskraft der späten NSG-Verfah­
ren zu beeinträchtigen. 

Es zeigte sich schließlich auch, daß mit dem Wegfall der Strafvorschriften des 
KRG 10, gegen die 1946/47 so heftig polemisiert worden war, die Unzulänglichkeit 
deutschen Strafrechts angesichts der politisch-ideologisch induzierten NS-Verbrechen 
erneut zum Vorschein kam, so nach 1960, als Totschlag nicht mehr verfolgt werden 
konnte und die deutsche Justiz vor dem Problem stand, ob die bisher von ihr meist als 
Totschlag qualifizierten Tötungsverbrechen an Juden und anderen verfolgten Grup­
pen künftig straffrei bleiben sollten. In dieser auch politisch schwierigen Situation 
entwickelte der Bundesgerichtshof in seiner höchstrichterlichen Rechtsprechung An­
fang der sechziger Jahre den Grundsatz, daß die Rassenideologie des Dritten Reiches, 
sofern sie Motiv oder Bezugsgrund für Massentötungen, vor allem von Juden, gewe­
sen war, grundsätzlich als „niedriger Beweggrund" im Sinne von § 211 StGB anzuse­
hen und eine von ihr verursachte Tat mithin als Mord anzuklagen sei, auch wenn die 
Täter selbst nicht aus Überzeugung gehandelt, sondern die Rassenideologie des Re­
gimes nur für persönliche Zwecke genutzt oder aufgrund dieser Ideologie mit Straf­
freiheit gerechnet hätten. Dieser Grundsatz, zweifellos eine Rechtsänderung durch 

, neue Rechtsauslegung, ermöglichte überhaupt erst die meisten nach 1960 erfolgten 
Verurteilungen in NS-Mordfällen. Der BGH schränkte die von ihm geschaffene Ver­
urteilungsmöglichkeit aber bei der Strafzumessung selbst wieder ein, indem er auf 
ebenfalls problematische Weise zwischen Tat und Teilnahme unterschied: Nur wem 
nachgewiesen werde, daß er die Tat als eigene gewollt habe, könne als Mörder zu der 
vorgesehenen Mindeststrafe verurteilt werden, in allen anderen Fällen - sie bildeten 
bei den Gerichten die große Mehrzahl - sei nur auf Teilnahme an NS-Verbrechen zu 
erkennen. Das führte häufig zu einer relativ geringen Bestrafung, auch wenn wieder­
holte Beteiligung an Mordaktionen vorlag. 

Die erweiterte Definition der zum strafrechtlichen Mordbegriff gehörenden „nied­
rigen Beweggründe" einerseits und die auf Strafmilderung hinauslaufende subjektive 
Teilnahmelehre andererseits entsprechen dem Bild, das die Praxis der seit den sechzi­
ger Jahren in Gang gekommenen NSG-Verfahren in der Bundesrepublik auch sonst 
bietet: Großem Aufwand zur Ermöglichung der Strafverfolgung stehen sehr geringe 
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Straffolgen gegenüber. Eine Art durchgängiger Fiktivität und Zweispältigkeit gleich­
zeitigen strafrechtlichen Tuns und Nichttuns charakterisieren die Geschichte dieser 
Justiztätigkeit in der Bundesrepublik. 

Die fatalen Auswirkungen der Verspätung dieser NSG-Verfahren, die bis in die 
Gegenwart hinein spürbar sind und in dem nach jahrelanger Dauer im Sommer 1981 
abgeschlossenen Düsseldorfer Majdanek-Prozeß erneut Ausdruck gefunden haben, 
hätten wohl verhindert werden können, wenn es unmittelbar nach Gründung der 
Bundesrepublik, in Anknüpfung an die keineswegs ungünstigen Voraussetzungen, die 
dafür während der Besatzungszeit auch bei der deutschen Justiz entstanden waren, zu 
einer „beherzten" Übernahme der bisherigen Zuständigkeiten der Alliierten durch die 
Bundesrepublik gekommen wäre. Warum das damals versäumt wurde, bedarf noch 
gründlicher Untersuchung. Mit Sicherheit spielte der aus außen- und sicherheitspoliti­
schen Gründen von den Westmächten schon 1948 eingeleitete Kurswechsel der 
Deutschlandpolitik, der im Zeichen des Kalten Krieges auf die Gründung eines West-
staats zielte, eine wesentliche Rolle. Fatal wirkte auch die Welle der Begnadigungen 
durch die Westmächte in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre, ebenso die psychologi­
sche und politische Absperrung gegenüber dem Osten, wo die meisten der noch 
unverfolgten großen Verbrechen geschehen waren. Daß politische Führung und Justiz 
in der Bundesrepublik sich damals, 1949/50, so verhielten, als sei die traurige Arbeit 
der NS-Prozesse im wesentlichen schon erledigt, hatte aber neben objektiven Ursa­
chen mit Sicherheit auch subjektive Gründe. Ein deutscher „Stimmungswandel" kam 
wie wir gesehen haben, in der Einstellung zur Entnazifizierung ebenso zum Ausdruck 
wie in dem wachsenden Bedürfnis, die seit den Nürnberger Prozessen gegebene 
Fremdbestimmung durch die „Siegerjustiz" loszuwerden. Andererseits fehlte die Be­
reitschaft, deutsche Selbstbestimmung auf dem Felde strafrechtlicher Bewältigung der 
NS-Vergangenheit in dem erforderlichen Maße zu verwirklichen. In der frühen Phase 
der „Ära Adenauer", die bei der Wiederherstellung politischer Souveränität und wirt­
schaftlicher Prosperität so erfolgreich war, wurden die eigenständigen politischen und 
moralischen Kräfte zur Selbstreinigung von der NS-Vergangenheit, die sich, auch 
innerhalb der Justiz, vorher durchaus entfaltet hatten, eher zurückgedrängt und ent­
mutigt. Insofern hat das Kapitel der frühen deutschen Nachkriegsgeschichte, das in 
unserer Darstellung behandelt wurde, keine bruchlose Fortsetzung gehabt, wenn­
gleich die späteren Schwierigkeiten und Belastungen auch schon in der Besatzungszeit 
zum Ausdruck gekommen und zweifellos die Siegermächte ebenfalls für diesen Konti­
nuitätsbruch mitverantwortlich waren. 

Bei unserem Gegenstand war aber auch zu zeigen, daß die Effizienz der Strafjustiz 
nicht das alleinige Kriterium der zeitgeschichtlichen Beurteilung sein kann. Was deut­
sche Justiz und Jurisprudenz bei der Strafverfolgung von NS-Verbrechen an faktischer 
Aufklärung und begrifflicher Erfassung des NS-Unrechtsregimes leisteten, war mög­
licherweise von größerer Bedeutung als die individuellen Strafen, die Gerichte ver­
hängten oder nicht verhängten. Wahrscheinlich wären alle denkbaren gesetzgeberi­
schen, richterlichen und justizorganisatorischen Bemühungen, und hätte man sie noch 
so energisch in Angriff genommen, am Ende doch hinter Umfang und Wirklichkeit 
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der geschehenen Verbrechen weit zurückgeblieben. Um so höher ist einzuschätzen, 
daß schon in den frühen Jahren nach 1945 unbezweifelbare Anstrengungen bei der 
Strafverfolgung von NS-Verbrechen dazu beitrugen, die in der NS-Zeit so grenzenlos 
mißachtete Idee des Rechts wieder zu befestigen. 


